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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und
des Bundeskanzleramtes
1. Abgeordnete
Brigitte

Zypries
(SPD)
In welcher Höhe und aufgrund welcher poli-
tischen Erwägungen fördert der Beauftragte
der Bundesregierung für Kultur und Medien
die Veranstaltung des Vereins enGAGE! zum
Wert geistigen Eigentums?
Antwort des Beauftragten der Bundesregierung

für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann

vom 5. November 2012
Der Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien
(BKM) gewährt der Fachhochschule (FH) Köln einen einmaligen
Zuschuss im Wege einer Projektförderung in Höhe von insgesamt
42 625 Euro. Das geförderte Vorhaben besteht aus einer Diskus-
sionsveranstaltung zum Wert geistigen Eigentums, kulturellen Schaf-
fens und kreativer Leistung, dem Aufbau einer entsprechenden Inter-
netplattform sowie einer Publikation, die die wesentlichen Ergebnis-
se der Diskussionsveranstaltung dokumentiert. Die FH Köln wirkt
zur Durchführung der Veranstaltung mit dem zwischenzeitlich ge-
gründeten und eingetragenen Verein Gesprächs- und Arbeitskreis
Geistiges Eigentum mit der Kurzform (enGAGE! e. V.) zusammen,
der aber selbst keinerlei Förderung vom BKM erhält.

Die Förderung der genannten Projekte der FH Köln erfolgt im Kon-
text der kulturellen Vermittlungsarbeit. Die Diskussionsveranstal-
tung erfolgt mit dem Ziel, einem breiten Adressatenkreis eine Platt-
form für die Diskussion über das Thema zu bieten. Dabei geht es da-
rum, auf die Bedingungen und Verhältnisse aufmerksam zu machen,
die eine unverzichtbare Basis für kreatives Schaffen sind. Die Veran-
staltung trägt damit dem Anliegen der Bundesregierung Rechnung,
den Wert kreativen Schaffens zu verdeutlichen und damit auch die
gesellschaftliche Akzeptanz für urheberrechtliche Schutzmechanis-
men zu steigern.
2. Abgeordnete
Brigitte

Zypries

(SPD)
Unterstützt der BKM auch den Verein
enGAGE!, und wenn ja, in welcher Form (bit-
te mit Begründung)?
Antwort des Beauftragten der Bundesregierung

für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann

vom 5. November 2012
Der Verein enGAGE! erhält vom BKM keine Förderung.
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3. Abgeordnete
Brigitte

Zypries

(SPD)
Inwieweit sieht die Bundesregierung bei der
Förderung der Veranstaltung des enGAGE!
e. V. – vor dem Hintergrund, dass der Vorsit-
zende des Vereins der Verfasser des strittigen
Gutachtens zu Warnhinweismodellen (im Auf-
trag des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie) ist und dass der Geschäfts-
führer des Vereins Mitarbeiter eines Bundes-
tagsabgeordneten der Fraktion der CDU/CSU
ist – mögliche Interessenkonflikte, und wie will
sie diesen begegnen?
Antwort des Beauftragten der Bundesregierung

für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann
vom 5. November 2012
Auf die Antwort zu Frage 2 wird verwiesen, soweit hier die Förde-
rung der Veranstaltung des enGAGE! e. V. angesprochen wird.

Die Bundesregierung sieht keine Interessenkonflikte bei der Förde-
rung der Vorhaben der FH Köln. Dass Verantwortliche oder Mitar-
beiter von Trägern geförderter Projekte sich auch anderweitig mit
den Themen befassen, auf die sich das jeweils geförderte Projekt be-
zieht, ist nicht ungewöhnlich. Die Zuwendung an die FH Köln steht
im Diskurs zwischen Wissenschaft und Medienpraxis und ist daher
geeignet, die angestrebte Diskussionsplattform zu bieten.
4. Abgeordnete
Brigitte

Zypries

(SPD)
Handelt es sich bei dem Verein enGAGE!,
dessen Veranstaltung zum Wert des geistigen
Eigentums die Bundesregierung fördert, um
einen gemeinnützigen Verein oder um einen
Verein, der kommerzielle oder sonstige nicht
uneigennützige Interessen verfolgt?
Antwort des Beauftragten der Bundesregierung

für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann

vom 5. November 2012
Nach hiesiger Kenntnis hat der Verein enGAGE! bei der zuständi-
gen Finanzverwaltung die Anerkennung als gemeinnützig beantragt
und eine Vorabanerkennung erhalten.
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
5. Abgeordnete
Agnes

Brugger

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Liegt der Bundesregierung eine Anfrage sei-
tens der Vereinigten Staaten von Amerika zur
Nutzung deutscher Militärbasen bzw. zur Un-
terstützung der Nutzung amerikanischer Mili-
tärbasen in der Bundesrepublik Deutschland
im Zusammenhang mit dem Iran-Konflikt
vor?
Antwort des Staatsministers Michael Link

vom 1. November 2012
Der Bundesregierung liegt keine solche Anfrage der Vereinigten
Staaten von Amerika vor.
6. Abgeordnete
Agnes

Brugger

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Falls ja, wie hat die Bundesregierung auf diese
Anfrage mit Blick auf die Einhaltung des Völ-
kerrechts reagiert, bzw. nach welchen Krite-
rien und rechtlichen Bestimmungen wird sie
die Anfrage prüfen und beantworten?
Antwort des Staatsministers Michael Link

vom 1. November 2012
Ich verweise auf meine Antwort zu Frage 5.
7. Abgeordneter
Uwe

Kekeritz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Erklärung hat die Bundesregierung da-
für, dass im EU-Ministerrat das Ratsdokument
12968/12 bereits am 7. August 2012 abschlie-
ßend beraten wurde, das Dokument selbst
– ausweislich der Dokumentation des Deut-
schen Bundestages im Datenbanksystem
EuDoX – beim Deutschen Bundestag aber erst
am 23. August 2012, mithin 16 Kalendertage
nach der Beschlussfassung eingegangen ist,
und wie bewertet sie diesen Sachverhalt, der
dem Parlament jede Möglichkeit nimmt, Ein-
fluss auf das Abstimmungsverhalten der Bun-
desregierung im EU-Ministerrat zu nehmen,
vor dem Hintergrund des am 19. Juni 2012 er-
gangenen Beschlusses des Bundesverfassungs-
gerichts zur Beteiligung des Deutschen
Bundestages an Entscheidungen der Europä-
ischen Union?
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Antwort des Staatsministers Michael Link

vom 5. November 2012
Bei dem Ratsdokument handelt es sich um ein Dokument, das dem
Deutschen Bundestag förmlich zugeleitet wurde. Es trägt die Num-
mer 12968/12 (Ratsdokumentennummer) bzw. COM(2012) 431 fi-
nal (Kommissionsdokumentennummer). Alle Ratsdokumente dieses
Typs werden dem Bundestag durch das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie förmlich zugeleitet. Der mit Datum vom
17. Juni 2012 vorgelegte Evaluierungsbericht der Bundestagsverwal-
tung (Referat PA 1) über die Anwendung der Begleitgesetze zum
Vertrag von Lissabon hebt hervor, dass sich im Anwendungsbereich
des Gesetzes über die Zusammenarbeit von Bundesregierung und
Deutschem Bundestag in Angelegenheiten der Europäischen Union
(EUZBBG) mit Blick auf die gängigen Vorhaben der Europäischen
Union, insbesondere zu Gesetzgebungsakten, eine reibungslose Pra-
xis der förmlichen Zuleitung und Unterrichtung etabliert hat. Dass
das Ratsdokument 12968/12 erst am 23. August 2012 zugeleitet
wurde, war bedauerlicherweise ein Büroversehen. Es handelt sich um
einen Einzelfall.
8. Abgeordneter
Uwe

Kekeritz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Schritte unternimmt die Bundesregie-
rung, um die Rechte des Deutschen Bundesta-
ges bei seiner Beteiligung in Angelegenheiten
der Europäischen Union sicherzustellen und
eine frühestmögliche Unterrichtung zu ge-
währleisten, insbesondere in den Politikfeldern
Außen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik?
Antwort des Staatsministers Michael Link

vom 5. November 2012
Die Beteiligung des Bundestages in Angelegenheiten der Europäi-
schen Union erfolgt nach den Vorschriften des EUZBBG, das nach
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 19. Juni 2012 ange-
passt wurde. Die Bundesregierung bemüht sich hierbei um eine um-
fassende und frühestmögliche Unterrichtung des Deutschen Bundes-
tages in den Politikfeldern Außen-, Sicherheits- und Entwicklungs-
politik.

Die Unterrichtung des Bundestages im Bereich der Gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) erfolgt nach den Vorschriften
in § 8 EUZBBG. Der in der Antwort zu Frage 7 genannte Eva-
luierungsbericht der Bundestagsverwaltung zur Umsetzung des
EUZBBG hebt hervor, dass die Bundesregierung ihren Unterrich-
tungsverpflichtungen im Bereich der GASP nachkommt und sich
das Instrument der Übersicht gemäß § 8 Absatz 1 EUZBBG bewährt
hat.

In der Entwicklungspolitik der EU wird der Bundestag im Rahmen
der allgemeinen Regelungen des EUZBBG umfassend beteiligt. Bei
der verspäteten Zuleitung des Entwurfs eines Beschlusses des Rates
in Anwendung des Artikels 96 Absatz 2 Buchstabe c des Cotonou-
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Abkommens betreffend Simbabwe handelt es sich um ein Büroverse-
hen. Hierzu wird auf die Antwort zu Frage 7 verwiesen.
9. Abgeordnete
Ute

Koczy
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welcher Anweisung oder Verordnung (bitte
genaue Angabe) ist die Visavergabe für Frei-
willigendienstleistende aus Drittstaaten für ge-
plante oder bereits praktizierte Incoming-Pro-
gramme der Freiwilligendienste – für den In-
ternationalen Freiwilligendienst, das Freiwil-
lige Soziale Jahr (FSJ), Freiwillige Ökologi-
sche Jahr (FÖJ), weltwärts, den Anderen
Dienst im Ausland, Bundesfreiwilligendienst
(BFD), kulturweit – geregelt, und welche Son-
derregelungen gibt es für bestimmte Drittstaa-
ten?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper

vom 6. November 2012
Die Visavergabe für Freiwilligendienstleistende aus Drittstaaten für
geplante oder bereits praktizierte Incoming-Programme der verschie-
denen Freiwilligendienstformate richtet sich nach den gesetzlichen
Bestimmungen des Aufenthaltsrechts. Gesonderte Anweisungen
oder Erlasse existieren diesbezüglich nicht. Speziell auf Freiwilligen-
dienstleistende zugeschnittene Sonderregelungen für bestimmte
Drittstaaten bestehen ebenfalls nicht.
10. Abgeordneter
Niema

Movassat

(DIE LINKE.)
Welche Informationen liegen der Bundesregie-
rung darüber vor, dass es bei den Flüchtlings-
protesten gegen die Abschiebeanhörungen in
der nigerianischen Botschaft, bei der Flüchtlin-
ge die Botschaft am 15. Oktober 2012 betreten
haben, zu physischer Gewaltanwendung durch
Botschaftsmitarbeiter und -mitarbeiterinnen
gegenüber den Protestierenden gekommen ist,
und welche Schritte unternimmt die Bundes-
regierung, um die Vorwürfe gegenüber den
nigerianischen Botschaftsmitarbeitern aufzu-
klären?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper
vom 5. November 2012
Der Bundesregierung liegen bislang keine Erkenntnisse vor, wonach
es bei der widerrechtlichen Besetzung der nigerianischen Botschaft
am 15. Oktober 2012 zu physischer Gewaltanwendung von Mitglie-
dern der Botschaft gegen die Besetzer gekommen sein soll.

Voraussetzung für ein weiteres Tätigwerden der Bundesregierung
wären konkrete Strafanzeigen der Betroffenen und belastbare Er-
mittlungsergebnisse der Justiz für ein widerrechtliches Vorgehen der
Botschaftsmitarbeiter bzw. -mitarbeiterinnen.
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Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung vom 24. Ok-
tober 2012 auf die Mündliche Frage 32 des Abgeordneten Andrej
Hunko (Plenarprotokoll 17/200, Anlage 19) verwiesen.
11. Abgeordneter
Ulrich
Schneider

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welcher Anweisung oder Verordnung (bitte
genaue Angabe) ist die Visavergabe für Ju-
gendliche aus Drittstaaten in den unterschiedli-
chen Jugendaustauschprogrammen geregelt,
und gibt es bei der Bearbeitungszeit für ein Vi-
sum Unterschiede je nach Drittstaat?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper

vom 7. November 2012
Die Visavergabe an Jugendliche aus Drittstaaten, die im Rahmen
eines Jugendaustauschprogramms nach Deutschland kommen wol-
len, richtet sich – abhängig von der beabsichtigten Dauer des Aufent-
haltes und der Art des geplanten Austausches – nach den Vorschrif-
ten des Visakodex bzw. den gesetzlichen Bestimmungen des Aufent-
haltsrechts. Bei Kurzaufenthalten von bis zu drei Monaten richtet
sich die Visavergabe primär nach den Vorschriften des Visakodex.
Bei Austauschaufenthalten von mehr als drei Monaten bzw. wenn
eine Beschäftigung im Sinne des Aufenthaltsgesetzes geplant ist, fin-
den dagegen die Bestimmungen des Aufenthaltsgesetzes, der Aufent-
haltsverordnung und der Beschäftigungsverordnung Anwendung.
Spezielle Anweisungen oder Erlasse für die Auslandsvertretungen
existieren jedoch für den Bereich des Schüleraustausches in Form
eines Visumhandbuchbeitrags.

Eine gesonderte Erfassung der Bearbeitungszeiten im Hinblick auf
die Staatsangehörigkeit des Antragstellers erfolgt nicht.
12. Abgeordneter
Ulrich

Schneider

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Sind Teilnehmer/-innen von geplanten oder be-
reits praktizierten Incoming-Programmen der
Freiwilligendienste – für den Internationalen
Freiwilligendienst, das FSJ, FÖJ, den Freiwilli-
gendienst weltwärts, den Anderen Dienst im
Ausland, BFD, den Freiwilligendienst kultur-
weit – aus Drittstaaten von jeglichen Visage-
bühren befreit, und wie lange dauert die Bear-
beitungszeit für ein Visum in unterschiedlichen
Freiwilligendiensten und Jugendaustauschpro-
grammen?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper

vom 7. November 2012
Eine generelle Visagebührenbefreiung für Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer der verschiedenen Freiwilligendienstformate besteht nicht.
Allerdings kann die Visumgebühr im Einzelfall erlassen oder ermä-
ßigt werden, wenn dies der Förderung kultureller oder sportlicher,
außenpolitischer, entwicklungspolitischer oder sonstiger erheblicher
öffentlicher Interessen dient oder aus humanitären Gründen erfolgt.
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Eine gesonderte Erfassung der Bearbeitungszeiten im Hinblick auf
den geplanten Aufenthaltszweck des Antragstellers erfolgt nicht. Bei
längerfristigen Aufenthalten ergeben sich jedoch wegen des grund-
sätzlichen Beteiligungserfordernisses der Ausländerbehörde regelmä-
ßig längere Bearbeitungszeiten als bei einem Kurzzeitaufenthalt. Bei
längerfristigen Aufenthalten ist mit einer regelmäßigen Bearbeitungs-
zeit von vier bis acht Wochen zu rechnen.
13. Abgeordneter
Ulrich

Schneider

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Gibt es Möglichkeiten einer Bindung der Visa-
vergabe an die Austauschorganisation anstatt
an den/die Antragsteller/-in?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper
vom 7. November 2012
Jede Visavergabe erfolgt auf Grundlage einer Einzelfallentscheidung.
Die Entscheidung über die Vergabe des Visums ist abhängig von der
konkreten Person des Antragstellers. Allerdings gelten für bestimmte
Austauschorganisationen Erleichterungen im Visumverfahren (z. B.
Zustimmung der Ausländerbehörde im Schweigefristverfahren, Er-
leichterung beim Nachweis zum Lebensunterhalt). Eine Bindung der
Visavergabe an die Austauschorganisation ist nicht möglich.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
14. Abgeordnete
Viola von

Cramon-

Taubadel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Aus welchen Einheiten von Militär, Polizei
bzw. Grenzschutz in Tadschikistan haben seit
2009 Mitglieder an militärischen oder nichtmi-
litärischen Ausbildungskursen in Deutschland
teilgenommen, und war Tolib Ayombekov
Teilnehmer eines solchen Ausbildungskurses
in Deutschland?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 8. November 2012
Im Bereich der polizeilichen Aufbauhilfe wurden für tadschikische
Sicherheitsdienststellen keine Ausbildungskurse in Deutschland
durchgeführt. Es fanden aber vereinzelt Arbeitsbesuche zu unter-
schiedlichen kriminalpolizeilichen Themen in Deutschland statt. Da-
rüber hinaus nahmen in den Jahren 2009 und 2011 ein Angehöriger
der Drogenkontrollagentur und ein Mitarbeiter des Staatskomitees
für Nationale Sicherheit (GKNB) am Stipendiatenprogramm des
Bundeskriminalamtes teil.

Im Rahmen der Militärischen Ausbildungshilfe haben jedoch Ange-
hörige der tadschikischen Streitkräfte im genannten Zeitraum an
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Ausbildungsvorhaben der Bundeswehr teilgenommen. Nähere Anga-
ben bezüglich deren Zugehörigkeit zu einzelnen Strukturelementen
der tadschikischen Streitkräfte liegen nicht vor.

Die Person Tolib Ayombekov war nach Kenntnis der Bundesregie-
rung nicht Teilnehmer der hier genannten Maßnahmen, auch nicht
bei Ausbildungen im Rahmen der Militärischen Ausbildungshilfe.
Zu möglichen weiteren Unterstützungsmaßnahmen durch deutsche
Landespolizeibehörden zugunsten Tadschikistans liegen der Bundes-
regierung keine weiteren Informationen vor.
15. Abgeordnete
Viola von

Cramon-

Taubadel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Nach welchen Kriterien werden im Falle Tad-
schikistans Mitglieder von Militär, Grenz-
schutz bzw. Polizei für die Teilnahme an mili-
tärischen bzw. nichtmilitärischen Ausbildungs-
programmen in Deutschland ausgewählt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 8. November 2012
Im Rahmen der polizeilichen Aufbauhilfe erfolgt die Bestimmung
des Teilnehmerkreises grundsätzlich in Abstimmung zwischen den
Verbindungsbeamten, den betroffenen Fachabteilungen des Bundes-
kriminalamtes und der örtlichen Empfängerbehörde. Die Auswahl
und Benennung der Kandidaten obliegt Tadschikistan. Die Kriterien
zur Auswahl der Kandidaten sind hier nicht bekannt.

Für das Stipendiatenprogramm des Bundeskriminalamtes gilt, dass
es sich um eine kriminalpolizeiliche Fortbildung handelt, die sich an
berufserfahrene ausländische Polizeibeamte in einer Führungsposi-
tion richtet. Voraussetzung für eine Teilnahme ist grundsätzlich, dass
der Stipendiat in einem Bereich tätig ist, der fachliche Bezüge zu
Deutschland aufweist und (möglichst) in die originäre Zuständigkeit
des Bundeskriminalamtes fällt. Darüber hinaus sind ausreichende
Deutschkenntnisse erforderlich.

Die Militärische Ausbildungshilfe der Bundeswehr dient der Vermitt-
lung der Grundlagen von Streitkräften in der Demokratie, ist Aus-
druck des deutschen außen-, sicherheits- und militärpolitischen Inte-
resses und dient der Krisenprävention im weiteren Sinne. Mögliche
Empfängerstaaten werden in den sicherheitspolitischen Schwer-
punktsetzungen durch das Bundesministerium der Verteidigung in
Abstimmung mit dem Auswärtigen Amt bewertet und jährlich festge-
legt. In diesem Rahmen erhält auch Tadschikistan aktiv Ausbildungs-
angebote. Die Auswahl und Benennung der Kandidaten obliegt al-
lein Tadschikistan im Rahmen seiner hoheitlichen Zuständigkeit für
die Angehörigen seiner Streitkräfte. Die Kriterien der tadschikischen
Streitkräfte zur Auswahl ihrer Kandidaten sind hier nicht bekannt.
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16. Abgeordnete
Sevim

Dağdelen

(DIE LINKE.)
Was unternimmt die Bundesregierung, um si-
cherzustellen, dass der Ehegattennachzug zu
deutschen Staatsangehörigen nicht, auch nicht
im Ausnahmefall bei doppelter Staatsangehö-
rigkeit, von der eigenständigen Lebensunter-
haltssicherung abhängig gemacht wird (vgl. die
diesbezüglich eindeutigen Ausführungen des
Bundesverwaltungsgerichts im Urteil 10 C
12.12 vom 4. September 2012, Rn. 26, 27, 30
und 31), und wie genau wird die Vorgabe einer
Härtefallregelung zu den Sprachanforderun-
gen beim Ehegattennachzug zu Deutschen um-
gesetzt (vgl. Rn. 28 f. des genannten Urteils)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 6. November 2012
Die Bundesregierung richtet sich nach der höchstrichterlichen Recht-
sprechung und geht davon aus, dass die Länder, die das Aufenthalts-
gesetz ausführen, dies ebenfalls tun. Das Bundesverwaltungsgericht
hat in dem genannten Urteil hinreichende Hinweise für die prakti-
sche Umsetzung seiner Entscheidung gegeben, die in die geltende Er-
lasslage des Auswärtigen Amts Eingang gefunden haben.
17. Abgeordneter
Hans-Joachim

Hacker

(SPD)
Auf welcher Rechtsgrundlage haben sich die fi-
nanziellen Leistungen an deutsche Zivildepor-
tierte jenseits von Oder und Neiße entwickelt
(Jahresfälle und Beträge in Euro seit 1998),
und welche Ablehnungsgründe für die Versa-
gung von Leistungen waren maßgebend?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Christoph Bergner

vom 5. November 2012
Weder das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz (KfEG) noch das
Heimkehrerentschädigungsgesetz (HKEntschG) oder das Häftlings-
hilfegesetz (HHG) enthalten für die Opfergruppe der Zivildeportier-
ten bzw. Zivilinternierten aus den ehemaligen Ostgebieten jenseits
von Oder und Neiße gesonderte Regelungen. Angehörige dieser Op-
fergruppe konnten allerdings zunächst bis Ende 1992 Kriegsgefange-
nenentschädigung nach dem KfEG bzw. ab dem 1. Juli 2008 bis
Ende Juni 2009 Heimkehrerentschädigung nach dem HKEntschG
erhalten, soweit sie sog. Geltungskriegsgefangene waren. Die Höhe
der Entschädigung nach dem HKEntschG richtete sich nach der Zu-
gehörigkeit zu Entlassungsjahrgängen und war gestaffelt von 500 Eu-
ro (Entlassungsjahrgänge 1947, 1948) bis 1 500 Euro (Entlassung ab
1951). Das für die Entgegennahme der Anträge zuständige Bundes-
verwaltungsamt hat bei den Antragstellern die Zugehörigkeit zu be-
stimmten Opfergruppen grundsätzlich weder geprüft noch statistisch
erfasst. Lediglich rund 1 550 Antragsteller machten gesonderte An-
gaben, die auf eine Zugehörigkeit zur Gruppe der Zivildeportierten
bzw. Zivilinternierten aus den ehemaligen Ostgebieten jenseits der
Oder-Neiße-Linie hinweisen. Von diesen Antragstellern erhielten nur
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37 eine Entschädigung nach dem HKEntschG. Alle anderen Antrag-
steller wurden – ggf. in Verbindung mit einem Ablehnungsbescheid –
an die Stiftung für ehemalige politische Häftlinge (StepH) verwiesen.
Denn soweit Angehörige dieser Opfergruppe nicht als Kriegsgefan-
gene bzw. Geltungskriegsgefangene zu betrachten sind, können sie
aufgrund ihres Schicksals unter Umständen von den hierfür zuständi-
gen Länderbehörden als ehemalige politische Häftlinge anerkannt
werden und sodann von der StepH – bei Vorliegen einer Notlage –
Unterstützungsleistungen nach den §§ 18, 20 Absatz 4 HHG in Ver-
bindung mit den Richtlinien für die Leistungen der Stiftung nach
dem Häftlingshilfegesetz erhalten.

Zwischen 2001 und dem 31. Oktober 2012 hat der Personenkreis der
Zivildeportierten bzw. Zivilinternierten aus den ehemaligen Ostge-
bieten jenseits von Oder und Neiße 4 885 Anträge bei der StepH
gestellt, von denen 3 663 bewilligt wurden. Insgesamt wurden
6 015 750 Euro als Unterstützung gewährt.

Im Einzelnen:
Die Jahre vor 2001 können nicht statistisch aufbereitet werden, da
bei der StepH erst ab Ende 2000 eine EDV-gestützte Erfassung der
Antragszahlen eingeführt wurde. Die Akten aus den Jahren zuvor
mussten aufgrund der Auflösung des Aktenbestandes beim Bundes-
archiv vor einigen Jahren vernichtet werden.
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Entsprechend den Tatbestandsvoraussetzungen für die Gewährung
der Notlagenunterstützung nach § 18 HHG basieren die Ablehnun-
gen von Anträgen entweder auf einer fehlenden wirtschaftlichen Not-
lage und/oder der fehlenden Anerkennung als ehemaliger politischer
Häftling durch die zuständigen Landesbehörden.

Die Ablehnungsgründe werden statistisch nicht erfasst. Nach den Er-
fahrungen der StepH waren die Ablehnungen der Anträge in den
Jahren 2001 bis 2005 allerdings überwiegend auf die fehlende Aner-
kennung als ehemaliger politischer Häftling durch die zuständigen
Landesbehörden zurückzuführen.

Seit etwa 2006 ist eine großzügigere Anerkennungspraxis bei den
Ländern zu vermerken, so dass die Ablehnungen seitdem auf das
Nichtvorliegen einer wirtschaftlichen Notlage bei den Antragstellern
zurückzuführen sind.
18. Abgeordnete
Ulla

Jelpke

(DIE LINKE.)
Welche Informationen hat die Bundesregie-
rung dazu, dass in der Straße von Gibraltar ein
„deutsches Frontex-Flugzeug“ ein überladenes
und in Seenot befindliches Flüchtlingsboot
überflogen und fotografiert, aber keine Ret-
tungsaktion initiiert haben soll, was zum Tod
von knapp 60 Menschen geführt haben soll
(http://ffm-online.org/2012/10/28/40-tote-bei-
gibraltar-deutsches-frontex-flugzeug-leistete-
keine-hilfe/; www.proasyl.de/de/news/detail-
zurueck-zu-home/news/bootskatastrophe_in_
der_strasse_von_gibraltar_sah_frontex_zu/),
und welche Verordnungs-, Anweisungs- oder
Praxisänderungen sind erforderlich, um künf-
tig zu verhindern, dass ein von Frontex gesich-
tetes, in Seenot befindliches Boot erst etwa
13 Stunden später Hilfe bekommt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 6. November 2012
In dem genannten Seebereich findet die Frontex-koordinierte See-
grenzenoperation INDALO statt. Deutschland beteiligt sich an dem
Einsatz weder mit Schiffen noch mit Hubschraubern bzw. Flugzeu-
gen oder Besatzungen für diese Einsatzmittel.

Ziel dieser Frontex-Operation ist die Unterstützung der zuständigen
spanischen Behörden bei der Verhinderung von Seewegschleusungen
aus Algerien und Marokko nach Spanien. Die Rettung von in Seenot
geratenen Schiffen und Booten bzw. den darauf befindlichen Perso-
nen entsprechend den Frontex-Leitlinien (Beschluss des Rates der
Europäischen Union zur Ergänzung des Schengener Grenzkodex
hinsichtlich der Überwachung der Seeaußengrenzen im Rahmen der
von der Europäischen Agentur für die operative Zusammenarbeit an
den Außengrenzen der Mitgliedstaaten der EU koordinierten ope-
rativen Zusammenarbeit, 2010/252/EU vom 26. April 2010) hat
oberste Priorität im Rahmen des Frontex-Einsatzes.
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19. Abgeordnete
Petra

Pau

(DIE LINKE.)
Welche der zahlreichen Empfehlungen aus
dem vor einem Jahr vorgelegten Bericht des
unabhängigen Expertenkreises Antisemitismus
„Antisemitismus in Deutschland – Erschei-
nungsformen, Bedingungen, Präventionsansät-
ze“ (Bundestagsdrucksache 17/7700) hat die
Bundesregierung aufgegriffen, und welche
Fortschritte hat die Bundesregierung bei der
Umsetzung bisher erreicht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 6. November 2012
Die Bundesregierung unterstützt die Empfehlung, einmal in der Le-
gislaturperiode Erkenntnisse zum Antisemitismus dem Deutschen
Bundestag zu berichten und dabei spezifische Schwerpunkte und
Themenstellungen in geeigneter Weise zu fokussieren.

Im Handeln der Bundesregierung werden bereits seit Längerem – un-
abhängig vom konkreten Bericht – diverse Aspekte, die sich auch in
den Empfehlungen widerspiegeln, auf verschiedenen Politikfeldern
berücksichtigt:

Beispielsweise wird die Empfehlung zur Verbesserung der Kommu-
nikation zwischen den Sicherheitsbehörden und nichtbehördlichen
Einrichtungen, insbesondere im Hinblick auf das Internet, bereits
umgesetzt. Zu nennen ist die Zusammenarbeit der Sicherheitsbehör-
den mit Providern zur Erreichung einer freiwilligen Selbstkontrolle
sowie mit jugendschutz.net, aber auch die Zusammenarbeit mit den
Justizbehörden im Rahmen der Verfolgung strafrechtlich relevanter
Inhalte. Auch im Hinblick auf den Vertrieb strafrechtlich relevanter
bzw. jugendgefährdender Medien im Rahmen der Indizierung wurde
die Zusammenarbeit auf Bundes- und Landesebene verbessert.

Das Bundesministerium des Innern fördert so auch im Rahmen der
Deutschen Islam Konferenz und des interreligiösen Dialogs Projekte
zur Prävention von Antisemitismus unter Muslimen.
20. Abgeordnete
Petra

Pau
(DIE LINKE.)
Welche Empfehlungen aus diesem Bericht hält
die Bundesregierung möglicherweise mit wel-
cher Begründung für nicht zielführend?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 6. November 2012
Die Bundesregierung sieht in dem vom Deutschen Bundestag ange-
regten Bericht des unabhängigen Expertenkreises Antisemitismus
eine gute Diskussionsgrundlage, um das Problem des Antisemitismus
im Parlament zu erörtern.
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Die weiteren in dem Bericht enthaltenen Empfehlungen werden von
der Bundesregierung sorgfältig auf ihre Umsetzbarkeit und Zielfüh-
rung hin geprüft. Dabei gilt es auch, die Aspekte aus der aktuellen
parlamentarischen Befassung in den Bericht einzubeziehen.
21. Abgeordnete
Petra

Pau

(DIE LINKE.)
Welche Ergebnisse hat die Projektgruppe, zu-
sammengesetzt aus Vertretern des Bundesmi-
nisteriums des Innern, des Bundeskriminalam-
tes (BKA) und der Bundespolizei sowie den
jeweiligen Personalvertretungen, erbracht, die
die Zusammenlegung der Aus- und Fortbil-
dung von BKA und Bundespolizei konzipieren
sollte, die nach Ankündigung durch den
Bundesminister des Innern im Juni 2011 im
November 2011 (vgl. die Antwort der Bundes-
regierung auf die Kleine Anfrage der Frak-
tion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache
17/10711) eingerichtet wurde und die auch die
Einrichtung eines ständigen Ausschusses für
diese Aufgaben prüfen sollte, und welche prak-
tischen Schritte wurden in den vergangenen
16 Monaten seit der Ankündigung zu ihrer
Umsetzung konzipiert und gegebenenfalls
schon eingeleitet?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 8. November 2012
Die Projektgruppe Aus- und Fortbildung Bundeskriminalamt/Bun-
despolizei hat ihre Arbeit in der konstituierenden Sitzung am 24. No-
vember 2011 aufgenommen und in den in der Antwort zu Frage 22
näher bezeichneten weiteren neun Sitzungen zu dem o. g. Thema
beraten. Sie hat ihre Arbeitsergebnisse in einem internen Bericht
zusammengefasst, der sich gegenwärtig in der Abstimmung befindet.
Dementsprechend sind praktische Schritte auf der Grundlage der
Projektgruppenarbeit noch nicht konzipiert und eingeleitet worden.
Bereits im Vorfeld der Projektgruppenarbeit haben Bundeskriminal-
amt und Bundespolizei jedoch für die Studierenden des höheren Poli-
zeivollzugs- bzw. Kriminaldienstes mit Beginn des Studienjahrgangs
2012/2013 eine Studiengemeinschaft für das bislang getrennt durch-
geführte erste von zwei Studienjahren eingerichtet.
22. Abgeordnete
Petra

Pau

(DIE LINKE.)
Wie setzt sich die Projektgruppe zusammen
(bitte aufschlüsseln nach den Behördenvertre-
tern sowie den Personalvertretungen), und wel-
che Sitzungen haben bisher stattgefunden (bit-
te genau auflisten)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 8. November 2012
Mitglieder der Projektgruppe sind

– fünf Vertreter des Bundesministeriums des Innern (einschließlich
Gleichstellungsbeauftragte),

– drei Vertreter des Bundeskriminalamtes,

– ein Vertreter des Bundespolizeipräsidiums,

– zwei Vertreter der Bundespolizeiakademie,

– ein Vertreter des Hauptpersonalrates beim Bundesministerium des
Innern,

– ein Vertreter des Bundespolizei-Hauptpersonalrates beim Bundes-
ministerium des Innern sowie

– ein Vertreter des Gesamtpersonalrates des Bundeskriminalamtes.

Folgende Sitzungen haben bisher stattgefunden:
23. Abgeordneter
Jens

Petermann

(DIE LINKE.)
Wie verteilen sich die mit Haftbefehl gesuch-
ten Rechtsextremisten gemäß ihrer letzten
Meldeadresse auf die Bundesländer, und wel-
chen Organisationshintergrund haben die Ge-
suchten jeweils (Stand Oktober 2012)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 6. November 2012
Das Bundeskriminalamt hat erstmalig zum Stichtag 4. Januar 2012
im Rahmen des Gemeinsamen Abwehrzentrums gegen Rechtsextre-
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mismus (GAR) in Zusammenarbeit mit den Ländern alle offenen
Haftbefehle gegen Personen mit Bezügen zur PMK-rechts (PMK:
politsch motivierte Kriminalität) erhoben (vgl. im Einzelnen hierzu
die jeweilige Vorbemerkung der Bundesregierung zu ihren Antwor-
ten auf die Kleinen Anfragen der Fraktion DIE LINKE. (Bundes-
tagsdrucksachen 17/8997 vom 15. März 2012 und 17/9379 vom
24. April 2012). Bund und Länder haben sich darauf verständigt,
eine anlassunabhängige Fortschreibung dieser Liste künftig regelmä-
ßig zu Jahresbeginn und Jahresmitte vorzunehmen.

Eine solche anlassunabhängige Überprüfung ist zuletzt am 30. Juni
2012 erfolgt. Zu diesem Zeitpunkt lagen zu insgesamt 118 Personen
(18 PMK-Straftaten [davon drei Gewalttaten] und 100 sonstige Straf-
taten [davon 31 Gewalttaten]) offene Haftbefehle vor.

Es handelt sich um eine dynamische Liste, d. h. es können jederzeit
wieder Fahndungen hinzukommen; gleichermaßen erledigen sich ta-
gesaktuell auch Fahndungen, z. B. durch Vollzug der Haftbefehle
oder Ableisten einer ausstehenden Geldstrafe. Jenseits des o. g. halb-
jährlichen Fortschreibungsturnus ist über das polizeiliche Informa-
tionssystem jederzeit eine Abfrage möglich, ob zu einer konkreten
Person eine Fahndung besteht. Es lässt sich damit auch anlassabhän-
gig feststellen, dass sich Fahndungen erledigt haben. Aussagen über
neu hinzugekommene Haftbefehle sind jedoch nicht jederzeit mög-
lich, da es hierzu einer Absprache mit den Landeskriminalämtern
und nicht unerheblicher Recherchen bedarf.

Mit Stand Ende Oktober 2012 hatten 44 Haftbefehle, die der Suche
nach den o. g. 118 Personen zugrunde liegen, keinen Bestand mehr.
Da eine der gesuchten Personen mit zwei Haftbefehlen aus zwei Bun-
desländern gesucht wird, betrafen die offenen Haftbefehle insgesamt
73 Personen. Aussagen über seit dem 30. Juni 2012 neu hinzugekom-
mene Haftbefehle sind aus den genannten Gründen nicht möglich.

Die Verteilung der offenen Haftbefehle auf die Bundesländer stellt
sich wie folgt dar:
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Während die Erfassung auf der o. g. Liste nach polizeilichen Krite-
rien erfolgt, kann die Zuordnung einer Person zum rechtsextremisti-
schen Spektrum bzw. zu einer Organisation nur durch die Verfas-
sungsschutzbehörden erfolgen. Insgesamt liegen den Verfassungs-
schutzbehörden Informationen zu 16 Personen vor, von denen fünf
der o. g. mit Haftbefehl gesuchten Personen einer rechtsextremisti-
schen Organisationsstruktur zugeordnet werden können:

• Eine Person entstammt dem neonazistischen Spektrum,

• eine Person dem subkulturellen Spektrum,

• eine Person konnte in der Vergangenheit der NPD zugerechnet
werden und

• zwei Personen sind Mitglieder in einer rechtsextremistischen aus-
ländischen Organisation.

Dass nur ein kleiner Anteil der Personen dem rechtsextremistischen
Spektrum bzw. Organisationen zugeordnet werden kann, ist auf die
unterschiedlichen gesetzlichen Aufgabenschwerpunkte von Polizei
und Verfassungsschutzbehörden zurückzuführen.
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24. Abgeordneter
Dr. Ilja

Seifert

(DIE LINKE.)
Wie vielen Menschen (mit Behinderung), für
die eine Betreuung in allen Angelegenheiten
angeordnet war, wurde infolge des § 13 des
Bundeswahlgesetzes verwehrt, 2009 an der
Bundestagswahl teilzunehmen, und inwieweit
teilt die Bundesregierung die Einschätzung des
Deutschen Instituts für Menschenrechte, dass
es sich beim Wahlausschluss für diese Men-
schen um einen Diskriminierungstatbestand
handelt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 6. November 2012
Hinsichtlich des ersten Teils der Frage wird auf die Antwort der Bun-
desregierung in der Fragestunde vom 25. April 2012 (Plenarproto-
koll 17/174, S. 20593 f.) verwiesen. Hinsichtlich des zweiten Teils der
Frage wird auf die Antwort der Bundesregierung in der Fragestunde
vom 19. Oktober 2011 (Plenarprotokoll 17/132, S. 15636 f.) verwie-
sen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
25. Abgeordneter
Lars
Klingbeil

(SPD)
Beabsichtigt die Bundesregierung – vor dem
Hintergrund der teilweise sehr kritischen Äu-
ßerungen aus den Koalitionsfraktionen der
CDU/CSU und FDP, beispielsweise vom Vor-
sitzenden des Rechtsausschusses des Deut-
schen Bundestages, Siegfried Kauder (Villin-
gen-Schwenningen), der Medienberichten zu-
folge den von der Bundesregierung verabschie-
deten Gesetzentwurf für ein Leistungsschutz-
recht als „Mogelpackung“ und „Taschenspie-
lertrick“ bezeichnet hat, mit dem einem Unter-
nehmen Gewinne entzogen und auf andere
Unternehmen umverteilt werden sollen (z. B.
heise online vom 25. Oktober 2012) –, an dem
umstrittenen Vorhaben der Einführung eines
Leistungsschutzrechts festzuhalten, und falls
ja, wie begründet die Bundesregierung diese
Entscheidung angesichts dieser massiven Kri-
tik?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler

vom 8. November 2012
Die Bundesregierung hält an dem Entwurf fest. Angesichts der tech-
nischen Entwicklung ist ein Schutz der Presseverleger vor systemati-
schen Zugriffen auf ihre verlegerische Leistung durch die gewerbli-
chen Anbieter von Suchmaschinen und gewerbliche Anbieter von
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solchen Diensten im Netz, die Inhalte entsprechend einer Suchma-
schine aufbereiten, geboten. Deren Geschäftsmodell ist in besonde-
rer Weise darauf ausgerichtet, für die eigene Wertschöpfung auf die
Leistung von Presseverlegern zuzugreifen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
26. Abgeordneter
Siegmund

Ehrmann

(SPD)
Welche Konsequenzen ergeben sich aus Sicht
der Bundesregierung aus der im Jahressteuer-
gesetz 2013 im parlamentarischen Verfahren
vollzogenen Änderung gegenüber dem Re-
gierungsentwurf (Bundestagsdrucksache 17/
10000) bezüglich der Umsatzsteuerermäßi-
gung für Kunstgegenstände und Sammlungs-
stücke und der Einführung einer Pauschalmar-
ge bei Anwendung der Differenzbesteuerung
für Kunstgegenstände und der damit verbun-
denen Umsatzsteuermehreinnahmen insbeson-
dere vor dem Hintergrund, dass die Vertreter
der Bundesregierung, der Staatsminister Bernd
Neumann und der Parlamentarische Staats-
sekretär beim Bundesminister für Wirtschaft
und Technologie, Hans-Joachim Otto in einem
Schreiben vom 13. April 2012 von Steuermin-
dereinnahmen aus der ermäßigten Umsatzbe-
steuerung von Kunstgegenständen und Samm-
lungsstücken in Höhe von 120 Mio. Euro spra-
chen, die durch den Wegfall dieses Ermäßi-
gungstatbestandes durch Kompensationen aus-
geglichen werden müssten?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Beus

vom 6. November 2012
Die im Jahressteuergesetz 2013 vorgenommene Einschränkung des
ermäßigten Umsatzsteuersatzes für Kunstgegenstände und Samm-
lungsstücke folgt den EU-rechtlichen Vorgaben. Vor dem Hinter-
grund eines laufenden Vertragsverletzungsverfahrens war – auch
nach Auffassung der Bundesregierung – die Beschränkung der
Steuerermäßigung für Kunstgegenstände und Sammlungsstücke auf
das EU-rechtlich zulässige Maß zur Abwendung einer Verurteilung
durch den Europäischen Gerichtshof notwendig.

Ohne die jetzt gefundene Regelung hätte sich im Ergebnis dadurch
beim gewerblichen Kunsthandel eine deutlich höhere Umsatzsteuer-
belastung ergeben. Die Einführung einer Pauschalmarge für Kunst-
gegenstände bei Anwendung der Differenzbesteuerung soll für die
Mehrbelastung einen substantiellen Ausgleich schaffen.
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27. Abgeordneter
Siegmund

Ehrmann

(SPD)
Wie wird die Bundesregierung mit den ande-
ren, im in Frage 26 genannten Schreiben vom
13. April 2012 benannten Handlungsoptionen
(kulturfreundliche Umsetzung der Mehrwert-
steuer-Systemrichtlinie, Anhebung des Bundes-
zuschusses bei der Künstlersozialkasse, Anhe-
bung bei Ankaufsetats des Bundes, Erhöhung
des Etats für die Initiative Kultur- und Kreativ-
wirtschaft) verfahren?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Beus

vom 6. November 2012
Die in der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie angelegten Spielräume
sind im Jahressteuergesetz 2013 zugunsten der Kultur ausgeschöpft.

Das Jahressteuergesetz 2013 hat die erste Handlungsoption des Pa-
piers vom 13. April 2012 umgesetzt. Damit wurde der Weg beschrit-
ten, der den Belastungen an der Stelle entgegenwirkt, an der sie ent-
stehen und der an ähnliche Regelungen in Frankreich angelehnt ist.
Gegenüber anderen Optionen war dieser Weg daher vorzuziehen.
28. Abgeordnete
Gabriele

Hiller-Ohm
(SPD)
Wie ist die Planung bzw. der genaue Stand der
Rückführung der Familienkasse in die Bundes-
agentur für Arbeit (BA) (bitte mit Zahlen be-
legen), und wie ist diese Rückführung (außer
der Direktion) vereinbar mit der vom Bundes-
rechnungshof geforderten Kostentransparenz
und dem Beschluss der Bundesregierung, die
Arbeit der BA auf ihre Kernaufgaben zu kon-
zentrieren, also die Familienkasse als besonde-
re Dienststelle bestehen zu lassen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 7. November 2012
Nach § 5 Absatz 1 Nummer 11 Satz 2 des Finanzverwaltungsgeset-
zes stellt die BA dem Bundeszentralamt für Steuern ihre Dienststel-
len als Familienkassen zur Verfügung und führt nach § 7 des Bundes-
kindergeldgesetzes unter der Bezeichnung „Familienkasse“ das Bun-
deskindergeldgesetz durch. Näheres regelt eine Verwaltungsverein-
barung, die derzeit zur Optimierung von Organisationsstrukturen
neu verhandelt wird. In diesem Kontext werden sowohl Erwägungen
der BA diskutiert, die Familienkassen mit dem Ziel einer Effizienz-
steigerung umzustrukturieren, als auch Mechanismen, die der vom
Bundesrechnungshof geforderten Kostentransparenz dienen. Die
konkrete Ausgestaltung der künftigen Organisationsstruktur und der
o. a. Verwaltungsvereinbarung ist noch nicht in allen Details ab-
schließend geklärt.
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29. Abgeordnete
Priska

Hinz

(Herborn)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hoch waren die jährlichen Zinsausgaben
jeweils von 1990 bis 2011?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 7. November 2012
Die jährlichen Zinsausgaben im Kapitel 32 05 des Bundeshaushalts
(Verzinsung) entwickelten sich seit 1990 wie folgt (Angabe in Mio.
Euro, ohne sächliche Verwaltungsausgaben):
30. Abgeordnete
Priska

Hinz

(Herborn)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hoch waren die gewogenen Durchschnitts-
zinssätze jeweils von 1990 bis 2011?



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/11426– 21 –
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 7. November 2012
Die Rendite der Bruttokreditaufnahme für den Bundeshaushalt ent-
wickelte sich seit 1990 wie folgt (Angabe in Prozent p. a., ab 2001
einschließlich der Kreditaufnahme für Sondervermögen):
31. Abgeordnete
Priska

Hinz

(Herborn)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hoch sind die Zinsausgaben 2012 nach
dem ursprünglichen Haushalt, und wie hoch
sind sie nach dem zweiten Nachtragshaushalt
2012?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 7. November 2012
Der ursprüngliche Stammhaushalt 2012 (ohne Nachtragshaushalt)
sah im Kapitel 32 05 (Verzinsung) Zinsausgaben (ohne sächliche
Verwaltungsausgaben) in Höhe von 36 768,857 Mio. Euro vor.
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Der zweite Nachtragshaushalt 2012 soll nach derzeitiger Planung am
7. November 2012 im Haushaltsausschuss des Deutschen Bundesta-
ges beraten werden, im Regierungsentwurf ist die Absenkung der
Zinsausgaben auf 31 809,006 Mio. Euro (ohne sächliche Verwal-
tungsausgaben) vorgesehen.
32. Abgeordnete
Priska

Hinz

(Herborn)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Verfügt das Bundesministerium der Finanzen
über Szenarioberechnungen zur weiteren Zins-
entwicklung im laufenden Jahr und in den Fol-
gejahren, und wenn ja, bitte ich um Übersen-
dung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 7. November 2012
Die Zinsausgaben im Bundeshaushalt werden auf der Grundlage von
Berechnungen der Finanzagentur mit Berücksichtigung der jeweili-
gen aktuellen Marktlage bestimmt. Dabei wird die mögliche Schwan-
kung der Renditen entsprechend historischen Entwicklungen mi Hil-
fe eines stochastischen Zinsmodells abgebildet. Die Parameter wer-
den so gewählt, dass die Einhaltungswahrscheinlichkeit der Zinsaus-
gabenansätze etwa 70 Prozent beträgt. Diese Ansätze werden den
jeweiligen Regierungsentwürfen zu den Haushaltsgesetzen und Fi-
nanzplänen zugrunde gelegt. Darüber hinaus erstellt die Bundesre-
gierung keine regelmäßigen Szenarien zur Zinsentwicklung.
33. Abgeordnete
Dr. Barbara

Höll

(DIE LINKE.)
Kann ein zum Ende des vorangegangenen
Wirtschaftsjahres festgestellter Zinsvortrag
bzw. EBITDA-Vortrag (EBITDA: Earnings
Before Interests, Taxes, Depreciation and
Amortisation) anteilig bis zu dem schädlichen
Ereignis eines Anteilseignerwechsels im aktuel-
len Wirtschaftsjahr im Sinne von § 8c des Kör-
perschaftsteuergesetzes (KStG) genutzt wer-
den, so dass die Versagung des Verlustabzugs
nach § 8c KStG sich durch den unterjährigen
schädlichen Anteilswechsel nur anteilig aus-
wirkt, und entsteht auch ein EBITDA-Vortrag
in den Jahren, in denen Escape-Regeln zur Ab-
wendung der Zinsschranke in Anspruch ge-
nommen werden (bitte mit Begründung)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Beus

vom 6. November 2012
Bei dem ersten Teil der Frage muss zwischen EBITDA-Vortrag und
Zinsvortrag unterschieden werden. Der EBITDA-Vortrag ist von
einem schädlichen Ereignis im Sinne von § 8c KStG von vornherein
nicht betroffen. Die anteilige Nutzung des Zinsvortrags bis zu einem
unterjährig eintretenden schädlichen Ereignis ist nach Auffassung
der Bundesregierung nicht möglich, da eine Nutzung und damit auch
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ein Verbrauch des Zinsvortrags ausschließlich zum Ende des jeweili-
gen Wirtschaftsjahres erfolgt.

Zum zweiten Teil der Frage ist festzuhalten, dass ein EBITDA-Vor-
trag nicht entstehen kann, wenn ein so genannter Escape von den Be-
schränkungen der Zinsschranke möglich ist. Dies ergibt sich aus § 4h
Absatz 1 Satz 3 zweiter Halbsatz des Einkommensteuergesetzes.
34. Abgeordnete
Dr. Barbara

Höll

(DIE LINKE.)
Wie wirkt sich der aktuelle Beschluss des Bun-
desfinanzhofs vom 27. September 2012 (II R
9/11) zu einer möglichen Verfassungswidrig-
keit der Erbschaftsteuer auch unter Berück-
sichtigung der erbschaftsteuerlichen Verscho-
nungsregeln für unternehmerisches Vermögen
auf aktuelle Steuerbescheide hinsichtlich der
Vorläufigkeit bzw. Aussetzung der Vollziehung
aus, und plant die Bundesregierung diesbezüg-
lich, in Koordination mit den Ländern eine
einheitliche Vorgehensweise per Schreiben
festzulegen (bitte mit Begründung)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Beus

vom 6. November 2012
Die obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder haben be-
schlossen, den Vorlagebeschluss des Bundesfinanzhofs vom 27. Sep-
tember 2012 – II R 9/11 – zum Anlass zu nehmen, sämtliche Festset-
zungen nach dem 31. Dezember 2008 entstandener Erbschaftsteuer
(Schenkungsteuer) im Rahmen der verfahrensrechtlichen Möglich-
keiten hinsichtlich der Frage der Verfassungsmäßigkeit des Erb-
schaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes vorläufig durchzuführen.
Hierzu werden in Kürze gleichlautende Erlasse der obersten Finanz-
behörden der Länder veröffentlicht werden.

Eine Aussetzung der Vollziehung seitens der Finanzämter ist nicht
geplant, da diese im Ergebnis zur vorläufigen Nichtanwendung eines
ganzen Gesetzes führen würde (vgl. Beschlüsse des Bundesfinanz-
hofs vom 1. April 2010 – II B 168/09, BStBl II S. 558, und vom
9. März 2012 – VII B 171/11, BStBl II S. 418).
35. Abgeordnete
Dr. Barbara
Höll

(DIE LINKE.)
Können sich nach der im ursprünglichen Ge-
setzentwurf zum Jahressteuergesetz 2013
(JStG 2013) vorgesehenen, aber nicht be-
schlossenen Neuformulierung von § 4 Num-
mer 21 und 22 des Umsatzsteuergesetzes
(UStG) Steuerpflichtige im Fall der umsatz-
steuerlichen Behandlung von ein- oder mehrtä-
gigen Fortbildungsmaßnahmen auf das Ge-
meinschaftsrecht beziehen, da die derzeitige
Verwaltungsregelung nicht im Einklang mit
dem EU-Recht steht, so dass sich ein faktisches
Wahlrecht ergibt, und welche Unterschiede
nach den Änderungen durch das JStG 2013 er-
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geben sich in der umsatzsteuerlichen Behand-
lung des An-/Verkaufs von Sammlermünzen
gegenüber dem reinen Edelmetall (bitte mit
Begründung)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Beus
vom 6. November 2012
Da der Deutsche Bundestag im Jahressteuergesetz 2013 eine Ände-
rung von § 4 Nummer 21 und 22 UStG nicht beschlossen hat, erge-
ben sich bei der umsatzsteuerlichen Behandlung von Bildungsleistun-
gen gegenüber der bisherigen Rechtslage keine Änderungen. Für alle
Anbieter von Bildungsleistungen gilt – je nach Einzelfall – das EU-
Recht oder das nationale Recht. Im Jahressteuergesetz 2013 ist vor-
gesehen, dass die bislang ermäßigt besteuerten Lieferungen von
Sammlungsstücken im Inland ab dem 1. Januar 2014 entsprechend
den EU-rechtlichen Vorgaben dem allgemeinen Umsatzsteuersatz
unterliegen. Darunter fallen auch Sammlungsstücke von münzkund-
lichem Wert, und zwar Münzen aus unedlen Metallen sowie Münzen
und Medaillen aus Edelmetallen, wenn die Bemessungsgrundlage für
die Umsätze dieser Gegenstände mehr als 250 Prozent des unter Zu-
grundelegung des Feingewichts berechneten Metallwerts ohne Um-
satzsteuer beträgt (vgl. Nummer 54 Buchstabe a Doppelbuchsta-
be bb und cc der Anlage 2 zum UStG).

Keine Änderungen durch das Jahressteuergesetz 2013 haben sich er-
geben bei

– den steuerfreien Umsätzen mit Anlagegold gemäß § 25c UStG
und

– den Umsätzen mit anderen Edelmetallen (z. B. Silber-, Platinbar-
ren), die nicht als Sammlungsstücke anzusehen sind (Steuersatz
19 Prozent).
36. Abgeordnete
Dr. Barbara

Höll

(DIE LINKE.)
Können die ersten sechs Monate des freiwilli-
gen Wehrdienstes infolge des ausbildenden
Charakters in dieser Zeit im Rahmen des § 32
Absatz 4 des Einkommensteuergesetzes (Kin-
der, Freibeträge für Kinder) berücksichtigt
werden, und welche Elemente (Bar-/Sachlohn)
werden nach den Änderungen durch das JStG
2013 nun für die freiwilligen Dienste steuerlich
berücksichtigt (bitte mit Begründung)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Beus

vom 6. November 2012
Der freiwillige Wehrdienst ist keine Berufsausbildung im Sinne des
§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a des Einkommensteuer-
gesetzes (EStG). Mit der im Regierungsentwurf für ein Jahressteuer-
gesetz 2013 ursprünglich vorgesehenen Berücksichtigung der Probe-
zeit des freiwilligen Wehrdienstes als neuer Tatbestand wäre diese ge-
setzlich einer Ausbildung gleichgestellt worden. Mit Beschluss des
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Deutschen Bundestages vom 25. Oktober 2012 ist von dieser geplan-
ten Regelung Abstand genommen worden.

Bei den freiwillig Wehrdienstleistenden wird zukünftig der Gehalts-
bestandteil „Wehrsold“ sowie die gewährte Heilfürsorge steuerfrei
gestellt (§ 3 Nummer 5 Buchstabe b und e EStG i. d. F. des JStG
2013).

Bei den Bundesfreiwilligendienst oder einen anderen zivilen Freiwil-
ligendienst Leistenden wird das Taschengeld oder eine vergleichbare
Geldleistung von der Besteuerung ausgenommen (§ 3 Nummer 5
Buchstabe g EStG i. d. F. des JStG 2013).
37. Abgeordneter
Niema

Movassat
(DIE LINKE.)
Inwiefern unterstützt die Bundesregierung die
Novelle der Richtlinie über Märkte für Finanz-
instrumente (MiFID II), die bereits im EU-
Wirtschafts- und Währungsausschuss sowie im
EU-Parlament abgestimmt wurde, und wird
sich die Bundesregierung, vertreten durch den
Bundesminister der Finanzen, Dr. Wolfgang
Schäuble, im nächsten EU-Ministerratstreffen
für verbindliche Positionslimits im Rohstoff-
handel einsetzen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen

vom 6. November 2012
Die Bundesregierung begrüßt die Novellierung der Richtlinie über
Märkte für Finanzinstrumente (MiFID II). Sie unterstützt das Ziel,
die Funktionsfähigkeit dieser Märkte bei der Risikoabsicherung zu
stärken und deren Missbrauch oder Versagen zu verhindern. Sie
setzt sich vor diesem Hintergrund für verbindliche Positionslimits
beim Handel von Rohstoffderivaten ein, sofern die Derivategeschäf-
te nicht der Absicherung von realwirtschaftlichen Risiken aus einer
gewerblichen Tätigkeit dienen.
38. Abgeordneter
Niema

Movassat

(DIE LINKE.)
Wird die Bundesregierung, vertreten durch
den Bundesminister der Finanzen, Dr. Wolf-
gang Schäuble, bei Positionslimits für eine Un-
terscheidung nach Händlerklassen durch die
europäische Kontrollbehörde ESMA (Euro-
pean Sales & Marketing Association) eintreten
und dafür plädieren, Indexfonds und Hedge-
fonds mit Agrarrohstoffen besonders zu be-
grenzen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen

vom 6. November 2012
Die Bundesregierung tritt dafür ein, dass in Übereinstimmung mit
geplanten Ausführungsbestimmungen, die auf der Grundlage von
Entwürfen der europäischen Wertpapieraufsichtsbehörde ESMA er-
lassen werden, eine Unterscheidung der Positionslimits nach der Art
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der Marktteilnehmer getroffen wird. Dabei kann Besonderheiten
von Indexfonds und Hedgefonds angemessen Rechnung getragen
werden.
39. Abgeordneter
Niema
Movassat

(DIE LINKE.)
Welche Position wird die Bundesregierung auf
dem Treffen der EU-Finanzminister bezüglich
der vorgeschlagenen Mindesthaltefrist von
einer halben Sekunde bei Aufträgen im Hoch-
frequenzhandel einnehmen, und warum ist
eine Mindesthaltedauer im gegenwärtigen na-
tionalen Entwurf des Gesetzes zur Vermei-
dung von Gefahren und Missbräuchen im
Hochfrequenzhandel nicht vorgesehen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen
vom 6. November 2012
Die Einführung einer Mindesthaltefrist wird im Bericht des Europäi-
schen Parlaments zur Novellierung der MiFID II vorgeschlagen, ist
jedoch im derzeit erörterten Entwurf des Europäischen Rates nicht
enthalten. Der Entwurf des nationalen Gesetzes zur Vermeidung von
Gefahren und Missbräuchen im Hochfrequenzhandel ist an den Ver-
handlungsstand im Europäischen Rat angelehnt. Der Gesetzentwurf
sieht in Übereinstimmung mit dem Entwurf der EU-Ratspräsident-
schaft eine Vielzahl von Maßnahmen vor, um den besonderen
Gefahren des Hochfrequenzhandels wirksam zu begegnen. Die Ein-
führung einer Mindesthaltefrist wird von der Bundesregierung im
Hinblick auf die potenziell negativen Auswirkungen auf die Markt-
teilnehmer und Preisspannen im Handel an Börsen und anderen
Handelsplätzen kritisch bewertet.
40. Abgeordneter
Richard

Pitterle

(DIE LINKE.)
Unter welchen Voraussetzungen/Rahmenbe-
dingungen könnte eine Rettung bzw. Abwick-
lung der Kreditinstitute nach isländischem
Vorbild in Deutschland angewendet werden
(bitte mit Begründung)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 8. November 2012
Einzelheiten zum Umgang Islands mit notleidenden Kreditinstituten
sind der Bundesregierung nicht bekannt. Nach öffentlichen Informa-
tionen wurden in Island bestimmte Teile der Banken ausgelagert und
weitergeführt, während andere Teile in die Insolvenz gingen, darun-
ter das Auslandsgeschäft einschließlich der Forderungen ausländi-
scher Kleinanleger.

In Deutschland erfolgt eine „Rettung“ von Instituten, d. h. Stabi-
lisierungsmaßnahmen der öffentlichen Hand zur Fortführung eines
lebensfähigen Instituts, nach dem Finanzmarktstabilisierungsfonds-
gesetz (FMStFG). Die Abwicklung eines Kreditinstituts richtet sich
grundsätzlich nach dem allgemeinen Insolvenzrecht. Eine geordnete
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Abwicklung eines Kreditinstituts kann seit Inkrafttreten des Restruk-
turierungsgesetzes am 31. Dezember 2010 außerdem durch eine
Übertragungsanordnung nach § 48a ff. des Kreditwesengesetzes be-
wirkt werden. Voraussetzung dafür ist, dass das Institut bestandsge-
fährdet ist und im Fall eines Zusammenbruchs und eines regulären
Insolvenzverfahrens eine Gefährdung der Stabilität des Finanzsys-
tems droht (Systemrelevanz). Folge der Übertragungsanordnung ist
die Aufspaltung des Instituts. Über den nach der Übertragung zu-
rückbleibenden Teil wird regelmäßig das Insolvenzverfahren eröff-
net, während ein anderer Teil im Hinblick auf seine Systemrelevanz
auf eine Brückenbank übertragen und weitergeführt wird. Insoweit
gleicht das Modell dem beschriebenen isländischen Modell. Ob bei
der Entscheidung über die zu übertragenden Gegenstände eine Dif-
ferenzierung danach, ob Gläubiger im In- oder Ausland ansässig
sind, von vornherein sachgerecht ist, ist jedoch zweifelhaft. Dies
müsste vielmehr anhand der Umstände des Einzelfalls geprüft wer-
den. Grundsätzlich sind dabei der Gleichheitssatz des Grundgesetzes
und sonstige einschlägige Diskriminierungsverbote sowie Bestim-
mungen des gemeinsamen Binnenmarktes zu beachten.
41. Abgeordneter
Frank
Schäffler

(FDP)
Ist es nach Auffassung der Bundesregierung
so, dass es sowohl der Europäischen Finanzsta-
bilisierungsfazilität als auch dem Europäischen
Stabilitätsmechanismus nach ihren jeweiligen
Durchführungsbestimmungen erlaubt ist, im
Rahmen eines entsprechenden Hilfspro-
gramms am Primärmarkt erworbene Staatsan-
leihen von Eurostaaten wieder am Sekundär-
markt zu verkaufen und dass diese Befugnis
zur Weiterveräußerung nicht durch einen Be-
schluss des Deutschen Bundestages beschränkt
werden kann?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen

vom 7. November 2012
Vorgaben für die Verwaltung des Anleiheportfolios für durch die Eu-
ropäische Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF) oder den Europä-
ischen Stabilitätsmechanismus (ESM) auf dem Primärmarkt erwor-
bene Anleihen von Eurozonenmitgliedstaaten finden sich in den ent-
sprechenden Instrumentenleitlinien. In Artikel 5 der ESM-Leitlinie
für Primärmarktkäufe finden sich dazu folgende Regelungen (zitiert
aus der informellen Arbeitsübersetzung der Leitlinie für den ESM):

„1. Die im Rahmen einer PMSF gekauften Anleihen können:

(a) verkauft werden, (i) wenn der Anleihenmarkt des begünstigten
ESM-Mitglieds wieder normal funktioniert und die Wahrscheinlich-
keit gering ist, dass dadurch die Möglichkeiten des ESM-Mitglieds,
seine Emissionen auf dem Primärmarkt zu platzieren, eingeschränkt
werden, oder (ii) um das Risiko zu mindern, dass der ESM im Zu-
sammenhang mit seinem Bestand an Wertpapieren des betreffenden
ESM-Mitglieds einen Verlust erleidet, unabhängig von einem mögli-
chen Beschluss, diese zu verkaufen;
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(b) bis zur Fälligkeit gehalten werden;

(c) an das begünstigte ESM-Mitglied zurückverkauft werden;

(d) für Repogeschäfte mit Geschäftsbanken zur Unterstützung des
Liquiditätsmanagements des ESM verwendet werden.“

Im Rahmen dieser durch den Deutschen Bundestag gebilligten Vor-
gaben für die Verwaltung des Portfolios obliegt dem geschäftsfüh-
renden Direktor die Verwaltung des Portfolios; dies entspricht der
im ESM-Vertrag vorgesehenen Aufgabenverteilung zwischen den
ESM-Gremien und dem geschäftsführenden Direktor. Eine Veräuße-
rung der Anleihen am Markt (Option a) ist danach möglich, wenn
der Anleihemarkt des begünstigten ESM-Mitglieds wieder normal
funktioniert (und dementsprechend keine Notwendigkeit mehr für
Interventionen auf dem Anleihemarkt besteht) oder wenn dem ESM
konkrete Verluste drohen. Die Umsetzung der Vorgaben für die Ver-
waltung des Portfolios unterliegt der allgemeinen Kontrolle des
ESM, insbesondere durch die externen Prüfer.
42. Abgeordneter
Frank

Schäffler

(FDP)
Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass
es verbotene monetäre Staatsfinanzierung ist,
wenn die Europäische Zentralbank (EZB)
Staatsanleihen von Eurostaaten von den Ret-
tungsschirmen kauft, und welche faktischen
und/oder rechtlichen Möglichkeiten sieht die
Bundesregierung, solche Rechtsverstöße in
einem durch die potenzielle Verkaufsaktivität
der Rettungsschirme kontaminierten Sekun-
därmarkt auszuschließen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen

vom 7. November 2012
Eine Veräußerung von Staatsanleihen der Eurozonenmitgliedstaaten,
die die EFSF oder der ESM auf dem Primärmarkt erworben haben,
auf dem Sekundärmarkt ist nach den entsprechenden Vorgaben für
das Portfoliomanagement (siehe hierzu die Antwort zu Frage 41)
möglich, wenn sich der Anleihemarkt des betreffenden Eurozonen-
mitgliedstaates stabilisiert hat. Die Verwendung der Anleihen für Re-
pogeschäfte ist explizit auf Geschäfte mit Geschäftsbanken be-
schränkt. Eine Veräußerung von Anleihen aus dem Portfolio des
ESM/der EFSF unmittelbar an die EZB ist nach dem Portfolioma-
nagement somit nicht vorgesehen. Für die EZB bestünde in einer sol-
chen Situation normalisierter Marktbedingungen nach den von ihr
selbst für die Anwendung des OMT-Programms (OMT: Outright
Monetary Transaction) aufgestellten Kriterien ohnehin kein Erfor-
dernis, diese Staatsanleihen zu erwerben.
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43. Abgeordneter
Frank

Schäffler

(FDP)
Wann wird die Bundesregierung ihre im Be-
richtsbogen gemäß der Anlage zu § 7 Absatz 1
des Gesetzes über die Zusammenarbeit von
Bundesregierung und Deutschem Bundestag
in Angelegenheiten der Europäischen Union
(EUZBBG) und Nummer II.3. der Anlage zu
§ 9 des Gesetzes über die Zusammenarbeit von
Bund und Ländern in Angelegenheiten der
Europäischen Union (EUZBLG) zum Vor-
schlag für eine Verordnung des Rates zur
Übertragung besonderer Aufgaben im Zusam-
menhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute
auf die Europäische Zentralbank angekündigte
„nähere Prüfung“ der Frage, ob der einheitli-
che Aufsichtsmechanismus auf Artikel 127 Ab-
satz 6 des Vertrags über die Arbeitsweise der
Europäischen Union rechtmäßig gegründet
werden kann, abschließen, und – für den Fall,
dass diese Prüfung bereits abgeschlossen ist –
welches Ergebnis hatte diese Prüfung?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen
vom 7. November 2012
Der Text der Verordnung zur Übertragung besonderer Aufgaben im
Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die EZB
auf der Grundlage von Artikel 127 Absatz 6 des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union verändert sich regelmäßig.
Die Bundesregierung konnte daher die Frage, ob die Verordnung
auf dem Vertrag rechtmäßig begründet werden kann, nicht abschlie-
ßend prüfen. Sobald der Text feststeht, wird die Prüfung so zügig
wie möglich vorgenommen werden.
44. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In wie vielen Fällen hat die deutsche Finanz-
aufsicht (beispielsweise mit Verweis auf § 25a
des Kreditwesengesetzes oder § 9 Absatz 2 der
Großkredit- und Millionenkreditverordnung
seit 2010 Liquiditäts- und Kreditströme von
deutschen Konzerneinheiten an Konzernein-
heiten der gleichen Instituts- oder Finanzhol-
dinggruppe mit Sitz in der Eurozone einge-
schränkt (vgl. beispielsweise www.manager-
magazin.de/finanzen/artikel/0,2828,805073,00.
html), und wie haben sich seitdem die Eurozo-
nen-Exposures der entsprechenden deutschen
Konzerneinheiten entwickelt?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen
vom 6. November 2012
Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht beobachtet die
konzerninternen Kreditbeziehungen bei allen Auslandsbanken, ein-
schließlich der 22 Banken der Eurozone. Bei einem Fünftel der Euro-
zoneninstitute wurden Aufsichtsgespräche zur Reduktion des unbe-
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sicherten konzerninternen Exposure geführt. Die Institute haben
Pläne zum Abbau dieses Exposure eingereicht. Diese sehen aufgrund
der unterschiedlichen Geschäftsausrichtungen institutsindividuelle
Meilensteine, Fristigkeiten und Maßnahmen vor.
45. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welcher konkreten Form wird sich die
Bundesregierung in der Eurogruppe für eine
Berücksichtigung der besonderen Situation
Irlands infolge eines Gesprächs zwischen der
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel und dem
irischen Ministerpräsidenten Enda Kenny
vom 22. Oktober 2012 einsetzen (vgl.
www.taoiseach.gov.ie/eng/News/
Government_Press_Releases_2012/Joint_
Communique_from_Taoiseach_Enda_Kenny_
and_Chancellor_Angela_Merkel.html)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 6. November 2012
Die Besonderheiten jedes Landes, das Unterstützung im Rahmen
der europäischen Finanzhilfeinstrumente empfängt, werden bei der
Ausgestaltung seines spezifischen Programms grundsätzlich berück-
sichtigt. So wurde im Fall Irlands nicht zuletzt mit Blick auf seinen
sehr großen, von der Krise betroffenen Finanzsektor ein umfangrei-
ches Hilfspaket von insgesamt 85 Mrd. Euro vereinbart und die Kon-
ditionalität des Anpassungsprogramms auch auf die Behebung der
Probleme im Bankenbereich abgestellt. Gleichzeitig gelten die
Grundregeln der Finanzhilfegewährung natürlich für alle Länder
gleichermaßen.

Wie von den Staats- und Regierungschefs der Länder des Eurowäh-
rungsgebiets am 29. Juni 2012 beschlossen und in der gemeinsamen
Erklärung der Bundeskanzlerin und des irischen Ministerpräsidenten
am 21. Oktober 2012 nochmals bekräftigt, werden bei den Beratun-
gen um eine weitere Verbesserung der Nachhaltigkeit des gut funk-
tionierenden irischen Anpassungsprogramms die besonderen Um-
stände Irlands auch weiterhin berücksichtigt. Mögliche technische
Lösungen dahingehend werden aktuell von der Troika zusammen
mit den irischen Behörden erarbeitet. Die Bundesregierung wird die
Beratungen weiter eng begleiten und den Deutschen Bundestag
selbstverständlich entsprechend den gesetzlichen Regelungen einbin-
den.
46. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
An welche bzw. in welchen Staaten will
die Bundesregierung im Haushaltsjahr 2013
Rüstungshilfen sowie die in ihrer Antwort
vom 24. Oktober 2012 auf meine Mündliche
Frage 44 aufgezählten Sicherheitsleistungen
jeweils erbringen (Plenarprotokoll 17/200,
S. 24224), und wie beurteilt die Bundesregie-
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rung die demokratische, rechtsstaatliche und
menschenrechtliche Lage in den vorgesehenen
Empfängerstaaten der Hilfen und Leistungen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 7. November 2012
Bei den für das Haushaltsjahr 2013 geplanten Ausgaben für militäri-
sche und/oder polizeiliche Aus- bzw. Fortbildungshilfen oder Aus-
stattungshilfen steht die Förderung von Maßnahmen in Afghanistan
im Vordergrund. Hierzu zählen u. a. Ausgaben im Rahmen des
Stabilitätspaktes Afghanistan der Bundesregierung (Kapitel 05 02
Titel 687 79), Einsätze und Maßnahmen der Bundespolizei außerhalb
des Bundesgebiets (Kapitel 06 25 Titel 532 01) oder auch Unterstüt-
zungsleistungen für den Aufbau afghanischer Sicherheitskräfte durch
die NATO (Kapitel 14 02 Titel 687 02). In zweiter Linie werden
Maßnahmen in Afrika und im Nahen Osten gefördert.
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Der Begriff der Rüstungshilfen ist nicht belegt und daher auch nicht
eindeutig. Nach hiesigem Verständnis ist unter dem Begriff der Rüs-
tungshilfe die Abgabe von überschüssigem Wehrmaterial aus Bestän-
den der Bundeswehr im Rahmen von Länderabgaben zu verstehen.
Länderabgaben unterliegen keiner planerischen Vorausschau und
sind somit auch nicht in entsprechenden Haushaltsvermerken im
Einzelplan 14 abgebildet. Eine Aussage zu geplanten Länderabgaben
in 2013 ist daher nicht möglich. Aus diesem Grund wurde ausschließ-
lich der Titel 559 01 in das Kapitel 60 02 aufgenommen.

Die Bundesregierung berücksichtigt bei ihrer Zusammenarbeit im
Bereich militärischer und/oder polizeilicher Aus- bzw. Fortbildungs-
hilfen oder Ausstattungshilfen stets die demokratische, rechtsstaatli-
che und menschenrechtliche Lage in den vorgesehenen Empfänger-
ländern. Es handelt sich hierbei um Einzelfallentscheidungen basie-
rend auf den der Bundesregierung zum jeweiligen Zeitpunkt vorlie-
genden Informationen. Diese werden u. a. im 10. Bericht der Bun-
desregierung über ihre Menschenrechtspolitik reflektiert, welcher
dem Deutschen Bundestag kürzlich übermittelt wurde.
47. Abgeordnete
Sahra

Wagenknecht

(DIE LINKE.)
Hält es die Bundesregierung für wünschens-
wert, dass bis Mitte 2013 die Voraussetzungen
dafür erfüllt sind, dass der Europäische Stabili-
tätsmechanismus (ESM) Banken direkt rekapi-
talisiert?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 9. November 2012
Die Staats- und Regierungschefs haben eine klare Schrittfolge fest-
gelegt: Zunächst muss ein wirksamer, funktionsfähiger, einheitlicher
europäischer Bankenaufsichtsmechanismus eingerichtet werden. Erst
dann kann der ESM die Möglichkeit erhalten, nach einem regulären
Beschluss unter Beteiligung des Deutschen Bundestages unter be-
stimmten Bedingungen direkte Kapitalhilfen an Banken in den Mit-
gliedstaaten zu leisten. Damit soll sichergestellt werden, dass Haf-
tung und Kontrolle in einer Hand verbleiben, um Anreize für eine
gesunde Wirtschaftspolitik in allen Mitgiedstaaten zu erhalten. Der
Präsident der Europäischen Zentralbank hält die Einrichtung einer
solchen einheitlichen Aufsicht bis Anfang 2014 für möglich. Für die
Bundesregierung ist eine ausreichend hohe Qualität der Aufsicht
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wichtig; diese Qualität sollte einem Zeitziel nicht untergeordnet wer-
den.
48. Abgeordnete
Sahra

Wagenknecht
(DIE LINKE.)
Wird sich die Bundesregierung dafür einset-
zen, dass der ESM im Gegenzug für die Reka-
pitalisierung Eigentumsrechte an den Banken
erhält, und wie sollte diese Gestaltungsmög-
lichkeit nach Meinung der Bundesregierung
genutzt werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 9. November 2012
Eine Rekapitalisierung von Banken ist aus aufsichtsrechtlichen
Gründen nur sinnvoll, wenn diese in Form von hartem Kernkapital
(Core Tier 1) erfolgt. In erster Linie besteht das harte Kernkapital
aus dem gezeichneten Kapital (Common Equity Tier 1), bei Aktien-
gesellschaften aus den ausgegebenen Aktien. Die Bundesregierung
geht daher davon aus, dass bei Aktiengesellschaften eine direkte Re-
kapitalisierung in erster Linie in Form von Aktien erfolgen würde.
Allerdings kann es in Einzelfällen auch Gründe geben, eine Rekapi-
talisierung durch andere harte Kernkapitalinstrumente vorzuneh-
men. Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, dass in diesen
Fällen andere geeignete Mechanismen zur Kontrolle und Einfluss-
nahme des ESM vereinbart werden. Die Operationalisierung einer
Beteiligungsführung durch den ESM wird noch Gegenstand techni-
scher Gespräche über die mögliche Ausgestaltung eines Instruments
zur direkten Bankenrekapitalisierung sein.
49. Abgeordnete
Sahra

Wagenknecht
(DIE LINKE.)
Besteht nach Meinung der Bundesregierung
die Gefahr, dass durch eine direkte Beteiligung
des ESM an Banken unter sonst gleichen Be-
dingungen das Toprating des ESM gefährdet
ist, und könnte das eine schneller als geplante
Einzahlung des ESM-Kapitals notwendig ma-
chen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 9. November 2012
Die technischen Beratungen über die mögliche Ausgestaltung eines
Instruments der direkten Bankenrekapitalisierung durch den ESM
befinden sich in einem sehr frühen Stadium. Eine belastbare Ab-
schätzung möglicher Auswirkungen eines solchen neuen Instruments
auf das Rating des ESM kann daher derzeit nicht erfolgen. Die Bun-
desregierung wird sich in den Verhandlungen dafür einsetzen, eine
hohe Bonität des ESM zu erhalten. Der Zeitplan für die Einzahlung
des ESM-Kapitals durch die Mitgliedstaaten sieht – nach der bereits
erfolgten Einzahlung von zwei Tranchen im Oktober 2012 – die Zah-
lung von zwei weiteren Tranchen im Jahr 2013 und einer weiteren
im Jahr 2014 vor.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie
50. Abgeordneter
Sören

Bartol
(SPD)
Welches Bundesministerium hat vor dem Hin-
tergrund des Hinweises auf der Internetseite
www.bundesregierung.de vom 16. August
2012, dass sich im Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit dem
Klimaschutz eine weitere Abteilung, die auch
das Thema energetische Gebäudesanierung be-
arbeiten wird, widmet, auf der Grundlage der
Geschäftsordnung der Bundesregierung die
Federführung für das Thema der energeti-
schen Gebäudesanierung?
Antwort des Staatssekretärs Stefan Kapferer

vom 5. November 2012
Durch die Umorganisation im Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit, insbesondere die Bildung einer
neuen Unterabteilung E II Klimaschutz, wird an den bestehenden
Zuständigkeiten innerhalb der Bundesregierung zum Thema der
energetischen Gebäudesanierung nichts geändert. Im Sinne der
Energieeinsparung bei Gebäuden besteht eine gemeinsame Feder-
führung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie
(BMWi) mit dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung (BMVBS) für das Energieeinsparungsgesetz und dessen
Ausführungsverordnungen Energieeinsparverordnung und Heiz-
kostenverordnung sowie für die Richtlinie 2010/31/EU des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 über die
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden. Für die Förderung der ener-
getischen Gebäudesanierung, u. a. das CO2-Gebäudesanierungspro-
gramm und das Programm der KfW Bankengruppe „Energetische
Stadtsanierung“, hat das BMVBS innerhalb der Bundesregierung die
Federführung. Die Förderung einer qualifizierten Energieberatung
im Vorfeld der energetischen Gebäudesanierung liegt in der Feder-
führung des BMWi. Die Förderung für erneuerbare Energien im
Wärmebereich (u. a. Marktanreizprogramm) liegt in der Federfüh-
rung des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit.
51. Abgeordnete
Katja

Keul

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Was spricht aus Sicht der Bundesregierung da-
gegen, Rüstungsexporte an Diktaturen und un-
demokratische Regime auszuschließen, wie es
derzeit Schweden im Wege der Gesetzesände-
rung vorhat?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Otto

vom 6. November 2012
Nach dem Außenwirtschaftsgesetz sind Einschränkungen der Au-
ßenhandelsfreiheit möglich, insbesondere, um eine Störung des fried-
lichen Zusammenlebens der Völker oder eine erhebliche Störung der
auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland zu verhü-
ten.

Vor diesem Hintergrund entscheidet die Bundesregierung über Rüs-
tungsexporte jeweils im Einzelfall auf Grundlage der „Politischen
Grundsätze der Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen
und sonstigen Rüstungsgütern“ aus dem Jahr 2000 und des „Ge-
meinsamen Standpunktes 2008/944/GASP des Rates vom 8. Dezem-
ber 2008 betreffend gemeinsame Regeln für die Kontrolle der Aus-
fuhr von Militärtechnologie und Militärgütern“.

Pauschale Beschränkungen aufgrund der in einem Empfängerland
herrschenden Regierungsformen sind – jenseits von Sanktionsbe-
schlüssen, z. B. der Vereinten Nationen oder der Europäischen
Union –, derzeit nicht rechtlich vorgesehen. Derartige Beschränkun-
gen wären nicht mit einer differenzierten und sorgfältigen Einzelfall-
prüfung, insbesondere unter außen- und sicherheitspolitischen Ge-
sichtspunkten, zu vereinbaren. Zudem wären sie nur sehr schwer
operationalisierbar und würden aus Sicht der Bundesregierung kei-
nen außen- und sicherheitspolitischen Mehrwert im Vergleich zu den
bisher angewandten Regeln bedeuten.

Hingegen erlauben die bewährten Politischen Grundsätze sowie der
Gemeinsame Standpunkt eine differenzierte Beurteilung von Aus-
fuhrfällen im Rahmen der internationalen und gesetzlichen Ver-
pflichtungen der Bundesrepublik Deutschland. Diese Beurteilung
orientiert sich dabei stets am Sicherheitsbedürfnis der Bundesrepu-
blik Deutschland und ihren außenpolitischen Interessen.

Eine besondere Bedeutung kommt im Rahmen der sorgfältigen Ein-
zelfallprüfung den Kriterien 2 (Achtung der Menschenrechte), 3 (In-
nere Lage im Endbestimmungsland als Ergebnis von Spannungen
oder bewaffneten Konflikten) und 4 (Aufrechterhaltung von Frie-
den, Sicherheit und Stabilität in der Region) des Gemeinsamen
Standpunkts zu. Zusammen mit den anderen Kriterien, insbesondere
dem Kriterium 6 (Verhalten des Käuferlandes gegenüber der inter-
nationalen Gemeinschaft, unter besonderer Berücksichtigung seiner
Haltung zum Terrorismus, der Art der von ihm eingegangenen
Bündnisse und der Einhaltung des Völkerrechts) erlauben sie eine
differenzierte und sachgerechte Prüfung von Anträgen auf Ausfuhr-
genehmigung im Lichte der potenziellen Verwendung der auszufüh-
renden Rüstungsgüter, ohne dass pauschale Beschränkungen auf-
grund der in einem Empfängerland herrschenden Regierungsform
erforderlich wären.
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52. Abgeordnete
Katja

Keul

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Rüstungsgeschäfte mit Staaten, die
Hilfen aus der Europäischen Finanzstabilisie-
rungsfazilität oder dem Europäischen Stabili-
tätsmechanismus beantragt haben, sind durch
Hermesbürgschaften abgesichert, und mit
Zahlungsausfällen in welcher Größenordnung
rechnet die Bundesregierung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Otto

vom 6. November 2012
Derzeit besteht eine im Jahr 2003 übernommene Exportkreditgaran-
tie des Bundes für ein Rüstungsgeschäft mit Griechenland. Hier steht
die Schlussrate in Höhe von 5,5 Mio. Euro aus. Exportkreditgaran-
tien für Rüstungsgeschäfte mit anderen Staaten, die Hilfen aus der
Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität oder dem Europäischen
Stabilitätsmechanismus beantragt haben, bestehen nicht.
53. Abgeordneter
Lars

Klingbeil

(SPD)
Wie bewertet die Bundesregierung den in der
vergangenen Woche seitens der EU-Kommis-
sion vorgestellten Aktionsplan gegen Online-
Glücksspiel, mit dem die EU-Kommission die
Zusammenarbeit der EU-Mitgliedstaaten ver-
bessern will, und insbesondere die darin vorge-
sehenen DNS-Sperren (DNS: Domain Name
System) (Zugriffsblockaden), und welche Posi-
tion hat die Bundesregierung hierzu in den
Verhandlungen vertreten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Otto
vom 8. November 2012
Die Mitteilung der Europäischen Kommission vom 23. Oktober
2012 „Ein umfassender europäischer Rahmen für das Online-
Glücksspiel“ betrifft das in die Zuständigkeit der Bundesländer fal-
lende Glücksspiel. Die entsprechenden Verhandlungen haben daher
Vertreter der Bundesländer geführt.
54. Abgeordneter
Oliver
Krischer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Auf welcher konkreten Grundlage (bitte unter
Angabe der Einschränkungen) hat das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Technologie
dem bis Januar 2012 im Amt tätigen Vizeprä-
sidenten der Bundesnetzagentur, Johannes
Kindler, seine Tätigkeit bei der Anwaltskanzlei
Bird & Bird LLP und sein damit zusammen-
hängendes Engagement für den US-Investor
Anbaric Transmission und dessen Bestrebun-
gen beim Offshore-Netzanschluss in Deutsch-
land einzusteigen, genehmigt, und sieht bzw.
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sah die Bundesregierung einen Interessenkon-
flikt durch sein Engagement für Anbaric
Transmission?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Otto
vom 8. November 2012
Johannes Kindler hat seine Anwaltstätigkeit bei der Kanzlei Bird &
Bird LLP nach Beendigung seines öffentlich-rechtlichen Amtsver-
hältnisses als Vizepräsident der Bundesnetzagentur mit Schreiben
vom 8. März 2012 dem BMWi angezeigt. Gründe für eine Untersa-
gung der Anschlusstätigkeit als Rechtsanwalt lagen unter Berücksich-
tigung der im Vertrag mit Bird & Bird LLP aufgeführten Aktivitäten
nicht vor. Das Einverständnis für die anwaltliche Anschlusstätigkeit
von Johannes Kindler wurde mit dem Vorbehalt der Untersagungs-
möglichkeit im Einzelfall erteilt. Auf konkrete zukünftige Mandate
wurde nicht Bezug genommen.

Die Frage, ob in dem genannten Einzelfall eine Untersagung der
Tätigkeit von Johannes Kindler aufgrund der Beeinträchtigung
dienstlicher Interessen zu erfolgen hat, kann erst nach abschließen-
der Prüfung des konkreten Sachverhalts beantwortet werden. Der-
zeit sind dem BMWi keine entsprechenden Anhaltspunkte bekannt.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
55. Abgeordneter
Werner

Dreibus

(DIE LINKE.)
Wie müsste sich bei konstantem Beitragssatz
und regulärer Wirkung des Altersvorsorgean-
teils der Nachhaltigkeitsfaktor in den kommen-
den Jahren entwickeln, um das Sicherungsni-
veau vor Steuern der gesetzlichen Rente bis
2020 auf dem heutigen Niveau konstant zu hal-
ten, und was impliziert dies für die relevanten
Parameter der Arbeitsmarktentwicklung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel

vom 7. November 2012
In die Berechnung der Rentenanpassung werden, um die aufgrund
des demographischen Wandels entstehenden Belastungen generatio-
nengerecht zu verteilen, neben der anpassungsrelevanten Lohnent-
wicklung zwei weitere wichtige Entwicklungen einbezogen:

Zum einen werden Veränderungen der Aufwendungen von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern für die gesetzliche Rentenversiche-
rung und die zusätzliche Altersvorsorge auf die Anpassung der Ren-
ten übertragen. Der aufwachsende Altersvorsorgeanteil dämpft die
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Rentenanpassungen um rund 0,65 Prozentpunkte pro Stufe, letzt-
mals bei der Rentenanpassung zum 1. Juli 2013.

Zum anderen wird durch den so genannten Nachhaltigkeitsfaktor
die Entwicklung des zahlenmäßigen Verhältnisses von Rentnerinnen
und Rentnern zu Beitragszahlerinnen und Beitragszahlern bei der
Anpassung der Renten berücksichtigt.

Unter der Annahme, dass der Beitragssatz zur allgemeinen Renten-
versicherung konstant bliebe, wäre es für ein konstantes Sicherungs-
niveau vor Steuern rein rechnerisch erforderlich, dass der Nachhal-
tigkeitsfaktor die dämpfende Wirkung des aufwachsenden Altersvor-
sorgeanteils bei der Rentenanpassung 2013 ausgleicht und in den
Folgejahren bis 2020 konstant 1 beträgt. Ein Nachhaltigkeitsfaktor
in Höhe von 1 würde jedoch bedeuten, dass sich das zahlenmäßige
Verhältnis von Rentnerinnen und Rentnern zu Beitragszahlerinnen
und Beitragszahlern nicht ändert. Die demographische Ausgangslage
lässt allerdings nicht erwarten, dass dies im Zeitraum bis 2020 der
Fall sein wird.
56. Abgeordneter
Klaus

Ernst

(DIE LINKE.)
Wie haben sich seit 1990 die Beitragseinnah-
men pro Kopf in der allgemeinen Rentenversi-
cherung entwickelt (bitte aufschlüsseln nach
Jahren und soweit möglich Änderungen des
Beitragssatzes herausrechnen)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel

vom 5. November 2012
Angaben zu den durchschnittlichen Beitragseinnahmen pro Kopf in
der allgemeinen Rentenversicherung liegen in den Statistiken der
Deutschen Rentenversicherung nicht vor. Nachstehend werden die
Beitragseinnahmen in der allgemeinen Rentenversicherung darge-
stellt sowie deren rechnerischer Wert, wenn relative Beitragssatzver-
änderungen durch Normierung auf den Beitragssatz des Jahres 2010
berücksichtigt werden. Ebenfalls ausgewiesen ist die Entwicklung
der in der allgemeinen Rentenversicherung aktiv Versicherten. Die
Bildung von Quotienten im Sinne von Pro-Kopf-Werten ist mit
diesen Daten aus verschiedenen methodischen Gründen jedoch nicht
zulässig, unter anderem auch deswegen, weil die Zahl der aktiv Versi-
cherten und die Höhe der Beitragseinnahmen unterschiedlichen Ein-
flüssen unterliegen.
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57. Abgeordnete
Elke

Ferner

(SPD)
Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie-
rung mit Blick auf den Entwurf eines Gesetzes
zur Änderung des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch auf Bundestagsdrucksache 17/10748,
um Städte und Gemeinden bzw. ihre sozialen
Träger – beispielsweise der Grundsicherung
im Alter – von entstehenden Kosten für die
Krankenhilfe bei Personen ohne Krankenver-
sicherungsschutz nach § 264 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB V) zu entlasten,
und wie erklärt die Bundesregierung die au-
genscheinliche Ausklammerung von Kosten
für die Krankenhilfe bei aber gleichzeitiger
Übernahme von Krankenversicherungsbeiträ-
gen von Personen in der Grundsicherung im
Alter im Hinblick auf den Anspruch der Kom-
munen auf Entlastung durch besagtes Gesetz
zur Änderung des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch bzw. das Gesetz zur Stärkung der
Finanzkraft der Kommunen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Hans-Joachim Fuchtel

vom 6. November 2012
Dem Gesetz zur Stärkung der Finanzkraft der Kommunen (vom
6. Dezember 2011, BGBl. I S. 2563) und dem Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch liegt die
Ankündigung von Bund und Ländern aus dem Jahr 2011 zugrunde,
nach der der Bund seine Beteiligung an den Nettoausgaben in der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vier-
ten Kapitel SGB XII schrittweise zu einer vollen Erstattung ausbaut.
Zur Umsetzung dieser Vereinbarung wurde der erste Erhöhungs-
schritt für das Jahr 2012 von 16 auf 45 Prozent der Nettoausgaben
nach dem Vierten Kapitel SGB XII umgesetzt. Die Umsetzung der
Erhöhungsschritte für die Jahre 2013 und 2014 enthält der Entwurf
eines Gesetzes zur Änderung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch.
Nach diesem Gesetzentwurf wird der Bund im Jahr 2013 einen An-
teil von 75 Prozent der in diesem Jahr entstehenden Nettoausgaben
nach dem Vierten Kapitel SGB XII und ab dem Jahr 2014 einen An-
teil von 100 Prozent der in einem Jahr jeweils entstehenden Netto-
ausgaben erstatten.

Eine Erstattung weiterer Ausgaben wurde zwischen Bund und Län-
dern nicht vereinbart. Weder in der Stellungnahme des Bundesrates
zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Finanzkraft der Kom-
munen (Bundestagsdrucksache 17/7141, S. 11 ff.) noch in der Stel-
lungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (Bundestagsdrucksache
17/10748, S. 24 bis 27) wurde angeregt oder gefordert, dass der
Bund über die vereinbarten Nettoausgaben nach dem Vierten Kapi-
tel SGB XII hinaus weitere Ausgaben nach dem SGB XII erstattet.

Bei den Aufwendungen der Träger der Sozialhilfe für Erstattungs-
zahlungen an die Krankenkassen für Gesundheitsleistungen nach
§ 264 SGB V handelt es sich nicht um Nettoausgaben nach dem Vier-
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ten Kapitel SGB XII, sondern um Ausgaben für Leistungen der Hil-
fen zur Gesundheit nach dem Fünften Kapitel SGB XII. Diese Aus-
gaben fallen deshalb nicht unter die Zusage des Bundes für die Er-
stattung von Nettoausgaben nach dem Vierten Kapitel SGB XII.

Die Leistungserbringung durch die Krankenkassen ersetzt die Ge-
währung von Hilfen zur Gesundheit nach dem Fünften Kapitel
SGB XII durch die Träger der Sozialhilfe für nicht krankenversicher-
te hilfebedürftige Personen. Diese Leistungen zählen nicht zu den
Leistungen zur Bestreitung des Lebensunterhalts.

Für krankenversicherte leistungsberechtigte Personen nach dem
Vierten Kapitel SGB XII sind Pflichtbeiträge und freiwillige Beiträge
zur gesetzlichen Krankenversicherung nach § 42 Nummer 2 in Ver-
bindung mit § 32 SGB XII zu übernehmen. Dies gilt auch für Pflicht-
beiträge zur sozialen Pflegeversicherung sowie für Beiträge zu einer
privaten Kranken- und Pflegeversicherung. Bei eigenem Einkommen
sind die genannten Beiträge nach § 82 Absatz 2 Nummer 2 und 3
SGB XII vom anrechenbaren Einkommen abzuziehen und vermin-
dern dieses im entsprechenden Umfang. Dies hat zur Folge, dass
sich der aufstockende Bedarf entsprechend erhöht. Die Übernahme
von Beiträgen nach § 32 SGB XII und der Abzug vom Einkommen
nach § 82 SGB XII sind Bestandteil der Nettoausgaben nach dem
Vierten Kapitel SGB XII und werden deshalb vom Bund ab dem
Jahr 2014 vollständig erstattet.

Angesichts der langfristig schon aus demographischen Gründen zu
erwartenden Erhöhung der Nettoausgaben in der Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung ermöglicht die Erstattung durch
den Bund eine nachhaltige finanzielle Entlastung der Kommunen
von Sozialhilfeausgaben. Dies gilt auch vor dem Hintergrund, dass
Erstattungszahlungen der Träger der Sozialhilfe nach § 264 SGB V
als Leistungen nach dem Fünften Kapitel SGB XII nicht vom Bund
zu erstatten sind, denn bei diesen Ausgaben ist längerfristig von
einem erheblichen Rückgang auszugehen.

Durch das GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz (vom 26. März 2007,
BGBl. I S. 378) wurde für alle Bürgerinnen und Bürger ohne ander-
weitigen Anspruch auf Absicherung im Krankheitsfall, die dem der
gesetzlichen Krankenversicherung zuzuordnenden Personenkreis an-
gehören, ab dem 1. April 2007 eine Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Krankenversicherung eingeführt. Wer über keine Absiche-
rung im Krankheitsfall verfügt und zu dem der privaten Krankenver-
sicherung zuzuordnenden Personenkreis zählt, unterliegt seit dem
1. Januar 2009 einer Pflicht zur Versicherung in der privaten Kran-
kenversicherung unter den in § 193 Absatz 3 des Versicherungsvert-
ragsgesetzes genannten Voraussetzungen. Ein Versicherungsschutz
in der gesetzlichen oder privaten Krankenversicherung bleibt auch
bei Eintritt von Hilfebedürftigkeit erhalten. Hilfen zur Gesundheit
und darin inbegriffen Gesundheitsleistungen nach § 264 SGB V er-
halten nur noch Leistungsberechtigte nach dem SGB XII, die an den
genannten Stichtagen bereits ununterbrochen nach dem SGB XII
Leistungen bezogen haben. Bei einer Unterbrechung des Leistungs-
bezugs um mehr als einen Monat setzt die Versicherungspflicht in
der gesetzlichen Krankenversicherung, beziehungsweise die Pflicht
zur Versicherung in der privaten Krankenversicherung, ein.
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Hilfebedürftige Personen ohne Absicherung im Krankheitsfall, für
die eine Krankenbehandlung durch die Krankenkassen gegen eine
Kostenerstattung nach § 264 SGB V erforderlich werden könnte,
gibt es deshalb nur noch unter den o. g. Voraussetzungen. Deren An-
zahl wird sich kontinuierlich vermindern und in der Folge auch die
hierfür von den Trägern der Sozialhilfe an die Krankenkassen zu
zahlenden Erstattungen.
58. Abgeordnete
Gabriele

Hiller-Ohm

(SPD)
Wie hoch war die Inanspruchnahme (absolut
und prozentual im Verhältnis zu allen leis-
tungsberechtigten Personen) von Leistungen
des Bildungs- und Teilhabepakets im Jahr
2011 (bitte differenzieren nach den verschiede-
nen Komponenten des Bildungs- und Teilhabe-
pakets [Ausflüge/Klassenfahrten, Schulbedarf,
Schülerbeförderung, Lernförderung, Mittags-
verpflegung, Teilhabe am sozialen und kultu-
rellen Leben] und den einzelnen Rechtskreisen
SGB II, SGB XII, Bundeskindergeldgesetz,
Wohngeldgesetz und Asylbewerberleistungsge-
setz)?
59. Abgeordnete
Gabriele

Hiller-Ohm

(SPD)
In welcher Höhe sind im Jahr 2011 Geldmittel
für das Bildungs- und Teilhabepaket geleistet
worden, und welche konkreten Leistungen
wurden damit finanziert (Angaben bitte bun-
desweit und nach Bundesländern differenzie-
ren)?
60. Abgeordnete
Gabriele

Hiller-Ohm

(SPD)
In welcher Höhe (absolut und prozentual) wur-
den im Jahr 2011 für das Bildungs- und Teilha-
bepaket geleistete Geldmittel bundesweit sowie
in den einzelnen Bundesländern nicht für Bil-
dungs- und Teilhabeleistungen in Anspruch ge-
nommen bzw. nicht dafür verausgabt, und wie
hoch (absolut und prozentual) war der jeweili-
ge Verwaltungskostenanteil an den für das Bil-
dungs- und Teilhabepaket geleisteten Geldmit-
teln bundesweit und in den einzelnen Bundes-
ländern?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 7. November 2012
Die Leistungen für Bildung und Teilhabe werden von den Kommu-
nen eigenverantwortlich erbracht. Die Aufsicht liegt bei den Län-
dern.

Die Erbringung der Leistungen für Bildung und Teilhabe durch die
Kommunen in Eigenverwaltung bedingt, dass diesen – gegebenen-
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falls unter Beachtung landesrechtlicher Vorschriften – auch die Ver-
antwortung für die Höhe der entstehenden Ausgaben zufällt.

Bundesweite statistische Informationen zur Zahl der Berechtigten
von Leistungen für Bildung und Teilhabe sowie zur durchschnittli-
chen Höhe der Leistungen liegen derzeit für keinen der Rechtskreise
(SGB II, SGB XII, Bundeskindergeldgesetz [BKGG], Asylbewerber-
leistungsgesetz) vor. Ergänzend wird auf die Antwort der Bundesre-
gierung zu Frage 8 der Kleinen Anfrage der Fraktion der SPD „Er-
fahrungen und Erkenntnisse bei der Umsetzung des Bildungs- und
Teilhabepaketes“, Bundestagsdrucksache 17/8732, verwiesen.

Informationen über die Höhe der Ausgaben für Bildung und Teilha-
be im Jahr 2011 liegen der Bundesregierung nicht vor.

Die Länder sind nach § 46 Absatz 8 Satz 4 i. V. m. § 46 Absatz 7
SGB II vom Jahr 2013 an verpflichtet, zum 31. März für das abge-
laufene Vorjahr, also erstmals für das Jahr 2012, die Gesamtaus-
gaben für Bildungs- und Teilhabeleistungen in der Grundsicherung
für Arbeitsuchende sowie nach § 6b BKGG zu ermitteln und dem
Bundesministerium für Arbeit und Soziales mitzuteilen.
61. Abgeordnete
Anette

Kramme
(SPD)
Beabsichtigt die Bundesregierung, den Rechts-
anspruch auf eine Entgeltumwandlung, der im
Falle einer nicht vorhandenen Vereinbarung
den Arbeitgebern nach § 1a des Betriebsren-
tengesetzes die Entscheidung über den Durch-
führungsweg Pensionskasse, Pensionsfonds
oder Direktversicherung offenlässt, auch auf
die Durchführungswege der Unterstützungs-
kasse und der Direktzusage zu erweitern, und
falls nein, aus welchen Gründen nicht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel

vom 7. November 2012
Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die derzeitige Regelung in
§ 1a des Betriebsrentengesetzes zu ändern und die Entscheidungs-
möglichkeiten des Arbeitgebers im Hinblick auf den Durchführungs-
weg, in dem er die Entgeltumwandlung seiner Beschäftigten organi-
sieren kann, auf eine Direktzusage und Unterstützungskasse zu er-
weitern. Der Grund dafür ist in erster Linie, dass die Beschäftigten
nicht gezwungen werden sollen, ein Angebot ihres Arbeitgebers auf
eine Direktzusage oder auf eine Unterstützungskassenversorgung an-
zunehmen. Sie sollen das umgewandelte Entgelt nicht in die unmittel-
bare Verfügungsgewalt des Arbeitgebers (zurück)geben müssen, oh-
ne zu wissen, wie damit im Hinblick auf ihre Altersvorsorge gewirt-
schaftet wird und ob insbesondere eine angemessene Verzinsung
sichergestellt ist. Außerdem soll mit der Beschränkung auf Pensions-
kassen, Pensionsfonds und Direktversicherungen die Lenkungswir-
kung hin zu ausfinanzierten Versorgungsträgern verstärkt werden.
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62. Abgeordnete
Anette

Kramme

(SPD)
Beabsichtigt die Bundesregierung, die Rege-
lung nach § 1a des Betriebsrentengesetzes, wo-
nach im Fall eines nicht erfolgten Wahlrechts
des Arbeitgebers der Arbeitnehmer einen An-
spruch auf eine Direktversicherung erhält, zu
erweitern, indem die Wahlfreiheit des Arbeit-
nehmers erhöht wird und er entscheiden kann,
bei welchem Anbieter eine Direktversicherung
erfolgt, und falls nein, aus welchen Gründen
nicht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel

vom 7. November 2012
Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die Regelung nach § 1a des
Betriebsrentengesetzes zu erweitern und den Beschäftigten das Recht
einzuräumen, darüber zu bestimmen, mit welcher konkreten Direkt-
versicherung der Arbeitgeber den Versicherungsvertrag zugunsten
der Beschäftigten abschließen soll. Für die derzeitige Regelung
spricht, dass regelmäßig nur bei Abschluss möglichst vieler Direkt-
versicherungen mit einem Versicherer kollektive Kostenvorteile reali-
siert werden können, die die betriebliche Altersversorgung gerade
auszeichnen. Außerdem soll dem Arbeitgeber nicht zugemutet wer-
den, mit verschiedenen Versicherungsunternehmen Geschäftsbezie-
hungen aufnehmen zu müssen, womit ein unverhältnismäßig hoher
Verwaltungsaufwand verbunden wäre. Schließlich haftet der Arbeit-
geber auch bei einer über die Entgeltumwandlung finanzierten Di-
rektversicherung immer für die Erfüllung der von ihm gegebenen Be-
triebsrentenzusage. Dann muss er zur Minimierung seines Haftungs-
risikos auch entscheiden können, bei welchem Anbieter er die Di-
rektversicherung abschließen will.
63. Abgeordnete
Anette

Kramme

(SPD)
Was genau versteht die Bundesregierung unter
der von der Bundesministerin für Arbeit und
Soziales, Dr. Ursula von der Leyen, angekün-
digten Bündelung der Maßnahmen zur Kurz-
arbeit, die Reuters in einer Agenturmeldung
vom 29. Oktober 2012 zitiert, und hält die
Bundesregierung entsprechend die gegenwärti-
ge Regelung, nach der eine Verordnung not-
wendig ist (vgl. § 109 SGB III), um bestimm-
ten Regelungen Geltung zu verschaffen, für
nicht geeignet, um, wenn nötig, schnell und un-
kompliziert reagieren zu können?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe
vom 7. November 2012
Kurzarbeit ist ein bewährtes Mittel, um Arbeitsausfälle zu überbrü-
cken und Entlassungen zu vermeiden. Bereits mit den bestehenden
Regelungen können Arbeitgeber sowie Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer gut unterstützt werden. Die Lage auf dem Arbeitsmarkt



Deutscher Bundestag – 17. WahlperiodeDrucksache 17/11426 – 46 –
ist trotz Anzeichen für eine schwächere konjunkturelle Entwicklung
insgesamt nach wie vor stabil. Für den Fall, dass sich die Situation
verschlechtert, so dass außergewöhnliche Verhältnisse auf dem Ar-
beitsmarkt in bestimmten Wirtschaftszweigen oder Bezirken oder
auf dem gesamten Arbeitsmarkt vorliegen, kann das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales darauf kurzfristig reagieren und in Ab-
stimmung mit den Ressorts die Bezugsdauer für das Kurzarbeiter-
geld durch eine Verordnung verlängern (§ 109 Absatz 1 Nummer 2
SGB III). Sollte eine Situation entstehen, die vergleichbar mit der
Finanz- und Wirtschaftskrise in den Jahren 2008 und 2009 ist, wird
die Bundesregierung passgenaue und tragfähige Lösungen treffen.
Dabei ist ein Bündel von Maßnahmen denkbar, das von den konkre-
ten Umständen abhängt. Die Bundesregierung beobachtet die weite-
re Entwicklung sorgfältig.
64. Abgeordnete
Anette

Kramme

(SPD)
Wann ist mit konkreten Vorschlägen der Bun-
desregierung zur Neufassung bei den Regelun-
gen zum Kurzarbeitergeld zu rechnen, und
hält die Bundesregierung die finanziellen Mit-
tel der Bundesagentur für Arbeit für ausrei-
chend, um Kurzarbeit im nötigen Maß zu fi-
nanzieren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 7. November 2012
Zum ersten Teil der Frage wird auf die Antwort zu Frage 63 verwie-
sen. Hinsichtlich der finanziellen Mittel der Bundesagentur für Ar-
beit (BA) für das Kurzarbeitergeld gilt: Der Vorstand der BA hat
Vorsorge für den Fall getroffen, dass die Ausgaben für das Kurzar-
beitergeld steigen. In den Entwurf des Haushaltsplans der BA für
das Jahr 2013, der am 9. November 2012 vom Verwaltungsrat der
BA zu beraten und festzustellen ist, sind Mittel in Höhe von
600 Mio. Euro für konjunkturelles Kurzarbeitergeld eingestellt. Dies
entspricht dem 2,8-Fachen der von der BA eingeschätzten Ist-Ausga-
ben für konjunkturelles Kurzarbeitergeld im Jahr 2012 (214 Mio.
Euro). Der Ansatz für Saison-Kurzarbeitergeld wurde ebenfalls im
vom Vorstand der BA aufgestellten Haushaltsentwurf 2013 aufgrund
erwarteter steigender Inanspruchnahme von 280 Mio. Euro im Soll
2012 auf 300 Mio. Euro für 2013 erhöht. Die voraussichtlichen Ist-
Ausgaben 2012 betragen nach Einschätzung der BA 289 Mio. Euro.
Die vom Vorstand der BA in den Haushaltsentwurf 2013 eingestell-
ten Ansätze für Kurzarbeitergeld erscheinen damit ausreichend be-
messen.
65. Abgeordnete
Katja
Mast

(SPD)
Welche Bilanz zieht die Bundesregierung nach
heutigem Stand aus dem Modellprojekt „Bür-
gerarbeit“, und inwiefern ist es durch das Mo-
dellprojekt gelungen, Menschen eine echte
und auf Dauer angelegte Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben durch Beschäftigung zu er-
möglichen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 7. November 2012
Das Modellprojekt „Bürgerarbeit“ begann im Juli 2010 und setzt
sich aus zwei aufeinander aufbauenden Phasen zusammen: der min-
destens sechs Monate andauernden Aktivierungsphase und der maxi-
mal 36 Monate andauernden Beschäftigungsphase. In der Aktivie-
rungsphase wurden seitens der Bundesagentur für Arbeit bislang
insgesamt rund 133 000 Teilnehmer aktiviert (Angaben der zugelas-
senen kommunalen Träger liegen nicht vor). Die Integrationsquote
liegt bei rund 27 Prozent.

Die Kontingente zur Einrichtung von Bürgerarbeitsplätzen wurden
weitgehend ausgeschöpft. Von den 34 000 maximal zur Verfügung
stehenden Bürgerarbeitsplätzen wurden abschließend 33 169 Bürger-
arbeitsplätze bewilligt. Im Oktober 2012 befanden sich über
29 000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer in der Beschäftigungs-
phase.

Die Zahl der aktivierten Teilnehmer und der Teilnehmer in der Be-
schäftigungsphase wertet die Bundesregierung als Erfolg. Eine ab-
schließende Bilanz kann erst nach der Evaluierung des Projektes ge-
zogen werden. Der Abschlussbericht wird voraussichtlich im Jahr
2015 vorliegen.
66. Abgeordnete
Katja

Mast

(SPD)
Wie begründet die Bundesregierung ihre Hal-
tung, eher arbeitsmarktpolitischen Modellpro-
jekten Vorrang einzuräumen, statt beispiels-
weise im Bereich der Langzeitarbeitslosigkeit
einen auf Dauer angelegten sozialen Arbeits-
markt zu schaffen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 7. November 2012
Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, auch langzeitarbeits-
losen Personen eine Perspektive zu bieten und so viele Menschen
wie möglich in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu integrieren. Aus
diesem Grund wurden mit dem in seinen wesentlichen Teilen am
1. April 2012 in Kraft getretenen Gesetz zur Verbesserung der Ein-
gliederungschancen am Arbeitsmarkt neue Schwerpunkte gesetzt
und die Fördermöglichkeiten für Langzeitarbeitslose mit schwerwie-
genden Vermittlungshemmnissen nochmals erweitert. Durch Modell-
projekte wie „Bürgerarbeit“ werden die gesetzlich geregelten Ar-
beitsmarktinstrumente ergänzt und besondere Förderschwerpunkte
gesetzt.
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67. Abgeordnete
Beate

Müller-Gemmeke

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Vertreter der Bundesregierung nah-
men jeweils für wie lange an den Verwaltungs-
ratssitzungen bzw. der Jahreskonferenz der
Internationalen Arbeitsorganisation (Interna-
tional Labour Organization – ILO) in den Jah-
ren 2011 und 2012 teil?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 5. November 2012
Eine namentliche Aufstellung der Vertreter der Bundesregierung
Deutschland wie aller anderen Teilnehmer, die jeweils an den Sitzun-
gen des Verwaltungsrats sowie der Internationalen Arbeitskonferenz
teilnehmen, kann den von der Internationalen Arbeitsorganisation
auf deren Internetseite (www.ilo.org) veröffentlichten Listen entnom-
men werden. Ein Teil der deutschen Regierungsdelegation nimmt
regelmäßig über den gesamten Zeitraum der Sitzungen des zehntägi-
gen Verwaltungsrats im März sowie im November und der 15-tägi-
gen Arbeitskonferenz teil. An den Fachausschüssen und einzelnen
Sitzungen des Konferenzplenums nehmen zudem Fachvertreter
sowie Vertreter der Leitung des Bundesministeriums für Arbeit und
Soziales teil. Anlässlich der 100. Sitzung der Internationalen Arbeits-
konferenz im Jahr 2011 hat die Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel
die Arbeit der ILO und der Internationalen Arbeitskonferenz gewür-
digt.
68. Abgeordnete
Beate

Müller-Gemmeke

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Für welchen Zeitpunkt lud das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales 2011 und 2012 je-
weils zum tripartiten Vorbereitungstreffen mit
deutschen Gewerkschafts- und Arbeitgeber-
vertretern ein?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Ralf Brauksiepe

vom 5. November 2012
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales organisiert regelmä-
ßig jeweils zeitnah vor den Sitzungen des Verwaltungsrats im März
und November tripartite Vorbereitungstreffen mit den zuständigen
Gewerkschafts- und Arbeitgebervertretern. In diesem Jahr fand das
Treffen am 1. November unter dem Dach der Vertretung der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation in Berlin statt. Zudem lädt das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales jeweils am Beginn der Ver-
waltungsratssitzungen und der Arbeitskonferenzen in Genf zum Mei-
nungsaustausch ein.
69. Abgeordneter
Carsten

Schneider

(Erfurt)
(SPD)
Welche Pläne bzw. Überlegungen verfolgt das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales,
um die Beitragsgestaltung in der gesetzlichen
Unfallversicherung neu zu regeln, und welchen
Einfluss hätten diese Neuregelungen im End-
effekt für die Beiträge von Unternehmen des
Sports, für freie Berufe und andere?
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70. Abgeordneter
Carsten

Schneider

(Erfurt)

(SPD)
Wie bewertet das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales die derzeitige Beitragsgestal-
tung in der gesetzlichen Unfallversicherung an-
gesichts unterschiedlicher Unfallwahrschein-
lichkeiten, die sich nachweislich für Unterneh-
men des Sports, für freie Berufe und andere
realisieren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel

vom 7. November 2012
Die gesetzliche Unfallversicherung ist eine Risikoversicherung. Die
Höhe der Beiträge bestimmt sich deshalb nicht nur nach den gezahl-
ten Arbeitsentgelten, sondern auch nach dem Unfallrisiko der jewei-
ligen Branchen. Hierzu werden auf der Grundlage der tatsächlichen
Belastungen, die Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten in der jeweili-
gen Branche verursacht haben, sog. Gefahrklassen festgesetzt. Die
Gefahrklassen spiegeln nicht das Unfallrisiko des einzelnen Unter-
nehmens, sondern das aller in der Risikogemeinschaft der jeweiligen
Gefahrklasse zusammengefassten Unternehmen wider. Die Gefahr-
klassen werden von der Selbstverwaltung des zuständigen Unfallver-
sicherungsträgers (Berufsgenossenschaft) festgesetzt. Das Gesetz
gibt nur die Rahmenbedingungen vor.

Diese Beitragsgestaltung hat sich grundsätzlich bewährt. Sie trägt
dem tatsächlichen Unfallrisiko und damit dem Verursachungsprinzip
Rechnung. Gleichzeitig werden damit Anreize zu branchenbezoge-
nen Präventionsmaßnahmen gesetzt. Dies hat langfristig zur nachhal-
tigen Senkung der Unfallquoten geführt.

Die genannten Branchen des Sports und der freien Berufe sind bei
der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft (VBG) versichert. Die VBG
hat im September 2012 die Gefahrklassen für Unternehmen mit be-
zahlten Sportlern neu festgesetzt. Betroffen hiervon sind insbesonde-
re der Amateurfußball, aber auch die übrigen Sportvereine mit be-
zahlten Sportlern, z. B. im Basketball, Handball oder Eishockey. Als
Folge würde die bereits jetzt sehr hohe Beitragsbelastung für die
Sportvereine nochmals massiv ansteigen, und zwar allein im Jahr
2013 um rund 40 Prozent. Statt derzeit rund 22 Euro Beitrag auf
100 Euro Entgelt, das an die Sportler gezahlt wird, wären ab 2013
rund 30 Euro Beitrag zu zahlen. In den Folgejahren bis 2016 würde
die Belastung sogar auf rund 40 Euro (Amateurfußball) bzw. knapp
32 Euro (übriger bezahlter Sport) weiter ansteigen. Zum Vergleich:
Die durchschnittliche Beitragsbelastung bei der VBG liegt bei rund
1,35 Euro, die der freien Berufe – je nach Tätigkeit – zwischen rund
0,20 und 0,30 Euro auf 100 Euro gezahltes Arbeitsentgelt.

Die Sportverbände fordern jetzt ein Eingreifen des Gesetzgebers.
Die hohe Beitragsbelastung entspreche zwar rein rechnerisch dem
tatsächlichen Unfallrisiko und den daraus resultierenden Aufwen-
dungen der VBG für die Folgen von Sportunfällen, die Höhe der
Beiträge würde viele Vereine aber in ihrer Existenz gefährden.

Der Deutsche Olympische SportBund (DOSB) als Spitzenverband
der Sportverbände hat sich hierzu an die Fraktionen und einzelne
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Mitglieder des Deutschen Bundestages sowie an das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales gewandt. Am 27. September 2012 ist
die Angelegenheit in einem ersten Obleutegespräch des Sportaus-
schusses des Deutschen Bundestages informatorisch erörtert worden.
An diesem Gespräch haben auch Vertreter des DOSB, des Spitzen-
verbands der Unfallversicherungsträger und der VBG teilgenom-
men. Die Meinungsbildung ist derzeit noch nicht abgeschlossen.
Eine konkrete Aussage über das weitere Verfahren sowie über mögli-
che Auswirkungen einer gesetzlichen Regelung ist deshalb noch nicht
möglich.
71. Abgeordneter
Dr. Ilja

Seifert
(DIE LINKE.)
Wie viele der in der Bundesrepublik Deutsch-
land lebenden Personen, welche Leistun-
gen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
(AsylbLG) beziehen, haben im Sinne von Ar-
tikel 1 der UN-Behindertenrechtskonvention
eine Behinderung, und wie viele davon sind
schwerbehindert (bitte aufschlüsseln nach
Frauen, Männern, minderjährigen Personen
und Aufenthaltsstatus)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel
vom 8. November 2012
Der Bundesregierung liegen keine Statistiken vor, in denen erfasst
wird, wie viele Personen, die Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz beziehen, eine Behinderung im Sinne von Artikel 1 der
UN-Behindertenrechtskonvention haben.
72. Abgeordneter
Dr. Ilja
Seifert

(DIE LINKE.)
Inwieweit gilt die UN-Behindertenrechtskon-
vention auch für Menschen mit Behinderun-
gen, die Leistungen nach dem AsylbLG erhal-
ten, und unter welchen Maßgaben haben diese
Personen einen Anspruch auf einen Schwerbe-
hindertenausweis und damit verbundene Rech-
te sowie weitere Versorgungsleistungen und
behinderungsbedingte Nachteilsausgleiche?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel
vom 8. November 2012
Die UN-Behindertenrechtskonvention gilt aufgrund der Ratifizie-
rung durch die Bundesrepublik Deutschland für alle in Deutschland
lebenden Personen. Schwerbehinderte Menschen erhalten unabhän-
gig von Nationalität oder Herkunft auf Antrag einen Schwerbehin-
dertenausweis. Dieser dient dann als Nachweis für alle gesetzlich vor-
gesehenen Leistungen und Nachteilsausgleiche. Menschen sind
schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad der Behinderung von we-
nigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren gewöhnlichen Auf-



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/11426– 51 –
enthalt oder ihre Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz rechtmäßig
in Deutschland haben (§ 2 Absatz 2 SGB IX).
73. Abgeordneter
Dr. Ilja

Seifert
(DIE LINKE.)
Inwieweit besteht aus Sicht der Bundes-
regierung beim AsylbLG und bei angrenzen-
den Bestimmungen infolge des Inkrafttretens
der UN-Behindertenrechtskonvention (am
26. März 2009) Änderungsbedarf, und inwie-
weit sind die aus der UN-Behindertenrechts-
konvention folgenden Ansprüche im Rahmen
von Ermessensregelungen (z. B. § 6 AsylbLG)
wirksam durchsetzbar?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel
vom 8. November 2012
Die Bundesregierung sieht aufgrund des Inkrafttretens der UN-Be-
hindertenrechtskonvention keinen Änderungsbedarf im Asylbewer-
berleistungsgesetz. Nach Artikel 83 des Grundgesetzes führen die
Länder die Gesetze grundsätzlich als eigene Angelegenheiten aus.
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse zur Durchführung
der Ermessensregelungen im Asylbewerberleistungsgesetz vor.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
74. Abgeordnete
Cornelia

Behm

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Aus welchem Grund ist in § 11 Absatz 4 des
Bundesjagdgesetzes die Mindestpachtzeit für
Jagdreviere auf neun Jahre festgelegt, und wel-
che Position bezieht die Bundesregierung zu
dem Vorschlag, diese Mindestpachtzeit deut-
lich abzusenken oder die Pachtzeit vollständig
der Vertragsfreiheit zu unterwerfen, um beiden
Vertragsparteien die Möglichkeit zu geben,
Pachtzeiten auszuhandeln, die sie für ange-
bracht halten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 5. November 2012
Ziel der als Sollregelung auf eine Mindestdauer von neun Jahren fest-
geschriebenen Pachtzeit ist eine nachhaltige Hege und Bewirtschaf-
tung des Wildbestandes, die sich an den Bedingungen der Lebensräu-
me orientiert. Damit wird die Verantwortung des Pächters für die Er-
haltung eines angepassten artenreichen und gesunden Wildbestandes
sowie die Pflege und Sicherung seiner Lebensgrundlage betont. Da
Maßnahmen der Lebensraum- und Biotopgestaltung sowie Wildbe-
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wirtschaftung erst über mehrere Jahre ihre Wirksamkeit entfalten, ist
die Mindestvertragsdauer auch weiterhin angemessen.
75. Abgeordneter
Harald

Ebner
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundes-
regierung aus dem Urteil des Niedersächsi-
schen Oberverwaltungsgerichtes vom 17. Sep-
tember 2012 (Gubesch gegen Bundesrepublik
Deutschland, Az. 13 LB 183/10) und seinen
Auswirkungen auf die Schutzansprüche von
Imkern vor GVO-Verunreinigungen (GVO:
gentechnisch veränderte Organismen) ihres
Honigs, insbesondere hinsichtlich der im Ur-
teil formulierten Kritik, dass im Gentechnikge-
setz die „spezifische Problematik von Imkern“
nicht berücksichtigt wurde, obwohl das Pro-
blem „bei flächengebundenen Nutzungen im
Umfeld einer beabsichtigten Freisetzung gen-
technisch veränderter Organismen im Kern
dasselbe [sei und] diese Zusammenhänge [. . .]
bislang von der Beklagten [d. h. der Bundesre-
publik Deutschland] nicht hinreichend erwo-
gen worden“ seien?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller

vom 5. November 2012
Das Niedersächsische Oberverwaltungsgericht (Nds. OVG) hat mit
Beschluss vom 17. September 2012 das Verfahren in der Verwal-
tungsrechtssache Az. 13 LB 183/10 eingestellt, da beide Beteiligte
den Rechtsstreit in der Hauptsache übereinstimmend für erledigt er-
klärt haben. Entsprechend der Verwaltungsgerichtsordnung hat das
Nds. OVG mit dem Beschluss nach billigem Ermessen über die Kos-
ten des Verfahrens entschieden. Die Verwaltungsrechtssache betraf
eine am 21. April 2008 vom Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) erteilte und bis zum 31. Dezember
2011 befristete Freisetzungsgenehmigung. Dieser Entscheidung des
BVL lag die zu dieser Zeit übereinstimmend von Europäischer Kom-
mission und Mitgliedstaaten vertretene Rechtsauffassung zugrunde,
dass Honig mit Polleneinträgen von gentechnisch veränderten (gv)
Pflanzen nicht unter das Gentechnikrecht fällt. Diese Rechtsauffas-
sung hat sich durch das Urteil des Europäischen Gerichtshofes
(EuGH) vom 6. September 2011 (Rs. C-442/09) geändert. Nach dem
Urteil gilt Honig mit Polleneinträgen von gv-Pflanzen nach dem EU-
Gentechnikrecht als „Lebensmittel, die [. . .] Zutaten enthalten, die
aus GVO hergestellt werden“. Der Beschluss des Nds. OVG vom
17. September 2012 und damit die Aussage in der Begründung des
Beschlusses, dass die „spezifische Problematik von Imkern“ bislang
vom BVL nicht hinreichend erwogen worden ist, bezieht sich auf die
Sach- und Rechtslage im Jahr 2008 und die damals vom BVL gegebe-
ne Begründung. Das BVL wird künftig bei solchen Entscheidungen
die durch das Urteil des EuGH geänderte Rechtsauffassung berück-
sichtigen, also auch die Bienenhaltung im räumlichen Umfeld von ge-
planten Freisetzungsflächen, und hat dies im Rahmen der Genehmi-
gung der Freisetzung von gv-Tabakpflanzen vom 25. Mai 2012 (Az.
6786-01-0210) auch bereits getan.
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76. Abgeordneter
Harald

Ebner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie beurteilt die Bundesregierung die im Ent-
wurf vorliegenden EFSA-Leitlinien (EFSA:
Europäische Behörde für Lebensmittelsicher-
heit) zur Risikobewertung von Pestiziden in
Bezug auf ihre Auswirkungen auf Bienen
(EFSA Draft Guidance Document on the Risk
Assessment of Plant Protection Products on
Bees) hinsichtlich der Eignung des Leitlinien-
entwurfs, den wirksamen Schutz der Bienen
vor Gefährdungen durch Pestizide zu garantie-
ren, und inwieweit beteiligen sich die Bundes-
regierung bzw. die Fachbehörden und -einrich-
tungen des Bundes mit der Einreichung von
Stellungnahmen im Rahmen des bis zum
11. November 2012 verlängerten öffentlichen
Konsultationsverfahrens an der Ausgestaltung
dieser Leitlinien?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller

vom 5. November 2012
Zielsetzung der EFSA-Leitlinien ist es, bei der Überprüfung von
Pflanzenschutzmitteln und ihren Wirkstoffen gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1107/2009 ein weiter harmonisiertes Vorgehen für die Prü-
fung und Bewertung der Auswirkungen von Pflanzenschutzmitteln
auf Bienen zu unterstützen.

In der derzeitigen Fassung erscheint die Leitlinie noch nicht geeig-
net, einen wirksamen Schutz von Bienen vor Gefährdungen durch
Pflanzenschutzmittel, gemessen an den etablierten Prüf- und Bewer-
tungsschemata, zu garantieren. Die Leitlinie bedarf in wesentlichen
Teilen noch der Überarbeitung, um sowohl den angestrebten Schutz-
zielen als auch den Anforderungen an ein effizientes Bewertungsver-
fahren auf der Grundlage realitätsnaher Expositionsszenarien besser
gerecht zu werden. Einige der seitens der EFSA formulierten Vor-
schläge zur Ergänzung der Bienenprüfung werden aus fachlicher
Sicht unterstützt, wie z. B. die Prüfung der Toxizität von Pflanzen-
schutzmitteln auf Honigbienenlarven sowie weitere Bienenarten, die
im Übrigen auch von der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) und der Pflanzenschutzorgani-
sation für Europa und den Mittelmeerraum (EPPO) identifiziert
worden sind.

Im Rahmen des Konsultationsverfahrens der EFSA können sich
Fachbehörden sowohl andere Institutionen als auch Einzelexperten
durch die Eingabe von Kommentaren beteiligen. Eine zwischen den
am Zulassungsverfahren beteiligten Fachbehörden abgestimmte
schriftliche Kommentierung ist seitens der EFSA zum jetzigen Zeit-
punkt noch nicht vorgesehen. Sowohl das BVL als auch das Julius
Kühn-Institut (JKI) beabsichtigen jedoch, sich am Konsultationsver-
fahren zu beteiligen und werden sich diesbezüglich inhaltlich abstim-
men. Das Umweltbundesamt (UBA) hat bereits die Gelegenheit der
Kommentierung genutzt.
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77. Abgeordneter
Dr. Wilhelm

Priesmeier

(SPD)
In welchem Umfang haben die einzelnen Bun-
desländer die Bundesmittel, die im Rahmen
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“
(GAK) für das Jahr 2011 zur Verfügung ge-
stellt wurden, bis zum 31. Dezember 2011 ab-
gerufen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 8. November 2012
Zur Beantwortung Ihrer Frage verweise ich auf die folgende Über-
sicht.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums
der Verteidigung
78. Abgeordneter
Martin

Gerster
(SPD)
Inwieweit teilt die Bundesregierung die Auffas-
sung, dass es sich bei dem in der Antwort auf
die Mündliche Frage 57 des Abgeordneten
Hans-Christian Ströbele (vgl. Plenarprotokoll
17/200, Anlage 40) eingeräumten „pflichtwid-
rige[n] Verhalten“ eines mit der Abrichtung
von Diensthunden befassten Soldaten beim
Bundeswehr-Kommando Spezialkräfte um
einen strafbewehrten Verstoß gegen das Tier-
schutzgesetz handelt (vgl. Urteil des 3. Senats
vom 23. Februar 2006, BVerwG 3 C 14.05),
und welche rechtlichen Schritte wurden ggf.
eingeleitet?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 5. November 2012
Gemäß § 3 Nummer 11 des Tierschutzgesetzes ist es verboten, ein
Gerät zu verwenden, das durch direkte Stromeinwirkung das artge-
mäße Verhalten eines Tieres, insbesondere seine Bewegung, erheb-
lich einschränkt oder es zur Bewegung zwingt und dem Tier dadurch
nicht unerhebliche Schmerzen, Leiden oder Schäden zufügt, soweit
dies nicht nach bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften zulässig
ist.

Bei der rechtswidrigen Verwendung von Elektroreizgeräten ist zu
unterscheiden zwischen dem Tatbestand einer Ordnungswidrigkeit
gemäß § 18 Absatz 1 Nummer 4 des Tierschutzgesetzes, wonach ord-
nungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig einem Verbot
nach § 3 des Tierschutzgesetzes zuwiderhandelt, und einem Straftat-
bestand nach § 17 Nummer 2 des Tierschutzgesetzes, wenn jemand
dabei einem Wirbeltier aus Rohheit erhebliche Schmerzen oder Lei-
den oder ihm länger anhaltende oder sich wiederholende erhebliche
Schmerzen oder Leiden zufügt.

Zur Ermittlung dieser Tatbestände im Zusammenhang mit dem Ver-
dacht des Einsatzes von Elektroimpulsgeräten bei Diensthunden des
Kommandos Spezialkräfte ist vorgesehen, alle aktiven und ehemali-
gen Diensthundeführer des Kommandos, das Funktionspersonal des
Hundezugs sowie genannte Zeugen zu vernehmen. Darüber hinaus
wurden die Diensthunde des Kommandos Spezialkräfte an der
Diensthundeklinik der Schule für Diensthundewesen der Bundes-
wehr von tierärztlichen und verhaltenskundlichen Experten unter-
sucht. Abhängig vom Ausgang dieser noch nicht abgeschlossenen Er-
mittlungen bzw. Untersuchungen werden ggf. Ordnungswidrigkei-
ten- oder Strafverfahren eingeleitet.

Darüber hinaus ermittelt die zuständige Wehrdisziplinaranwaltschaft
wegen des Verdachts auf Dienstpflichtverletzungen im Zusammen-
hang mit dem Einsatz von Elektroimpulsgeräten beim Kommando
Spezialkräfte.
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79. Abgeordneter
Hans-Joachim

Hacker

(SPD)
Zu welchem genauen Termin wird die Einstel-
lung des Flugbetriebs des Flugplatzes Neu-
brandenburg erfolgen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Christian Schmidt

vom 5. November 2012
Vor dem Hintergrund des bekanntermaßen schlechten Zustands der
Start- und Landebahn des Flugplatzes Neubrandenburg, der trotz
Ausbesserungsarbeiten bereits zu zeitweiligen Sperrungen des Plat-
zes für den Flugbetrieb geführt hat, werden zurzeit Optionen ge-
prüft, wie die anstehende Phase der Rückverlegung aus Afghanistan
unterbrechungsfrei sichergestellt werden kann. Ein genauer Zeit-
punkt für die Einstellung des militärischen Flugbetriebs am Flugplatz
Neubrandenburg (Standort Trollenhagen) kann daher zurzeit noch
nicht verlässlich genannt werden, auch wenn bereits heute beabsich-
tigt ist, Teile der Folgeversorgung des deutschen Einsatzkontingentes
ISAF schon ab Anfang 2013 nicht mehr vom Militärflugplatz Neu-
brandenburg aus abzuwickeln.

Ergänzend weise ich darauf hin, dass aufgrund der über den reinen
Flugbetrieb hinausgehenden militärischen Nutzung des Flugplatzes
Neubrandenburg als Schließungszeitpunkt der Liegenschaft unverän-
dert das vierte Quartal 2014 vorgesehen ist.

Darüber hinaus möchte ich Sie über den Umstand informieren, dass
der Mitbenutzungsvertrag mit der zivilen Flughafenbetreibergesell-
schaft Flughafen Neubrandenburg-Trollenhagen GmbH (FNT) zwar
zum 31. Dezember 2012 fristgerecht durch das Bundesministerium
der Verteidigung gekündigt worden ist. Aber eine Anschlussverein-
barung, die der FNT die weitere Mitbenutzung des Militärflugplat-
zes Neubrandenburg ab dem 1. Januar 2013 einräumt, steht bereits
kurz vor dem Abschluss.
80. Abgeordneter
Gustav

Herzog

(SPD)
Aus welchen Gründen hat die Bundesregie-
rung im Bewilligungsverfahren des Bauvorha-
bens des US-Klinikums Weilerbach auf den
Erlass einer Rechtsverordnung nach § 3 Ab-
satz 2 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) verzichtet (siehe die
Antwort des Bundesministeriums der Vertei-
digung – BMVg – auf meine Mündlichen
Fragen 55 und 56, Plenarprotokoll 17/200,
Anlage 39), und wie bewertet das Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit (BMU) die Vorgehensweise
des BMVg, auf eine ordentliche Öffentlich-
keitsbeteiligung im Rahmen der Umweltver-
träglichkeitsprüfung beim Bau des US-Klini-
kums Weilerbach zu verzichten, indem das
BMU weder regulär beteiligt noch Einverneh-
men mit dem BMU hergestellt wurde?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 6. November 2012
Wie Ihnen bereits auf Ihre Mündlichen Fragen 55 und 56 vom Parla-
mentarischen Staatssekretär beim Bundesminister der Verteidigung
Christian Schmidt mitgeteilt wurde, stützt sich die Entscheidung
nach der Übergangsvorschrift des § 25 Absatz 11 Satz 3 des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung auf die bis zum 15. Dezem-
ber 2006 geltende Fassung des § 3 Absatz 2 UVPG. Diese vormalige
Fassung von § 3 Absatz 2 UVPG lautete:

„Soweit zwingende Gründe der Verteidigung oder die Erfüllung zwi-
schenstaatlicher Verpflichtungen es erfordern, kann der Bundesmi-
nister der Verteidigung nach Richtlinien, die im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
festzulegen sind, für Vorhaben, die der Landesverteidigung dienen,
die Anwendung dieses Gesetzes ausschließen oder Ausnahmen von
den Anforderungen dieses Gesetzes zulassen. Dabei ist der Schutz
vor erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu berücksichti-
gen. Sonstige Rechtsvorschriften, die das Zulassungsverfahren be-
treffen, bleiben unberührt. Der Bundesminister der Verteidigung un-
terrichtet den Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit jährlich über die Anwendung dieses Absatzes.“

Auf dieser Rechtsgrundlage erging die „Richtlinie für die Durchfüh-
rung von § 3 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung“, die ihrerseits wiederum Rechtsgrundlage für die Entschei-
dung des Bundesministeriums der Verteidigung war.

Die nach § 3 Absatz 2 UVPG geltender Fassung vorgesehene
Rechtsverordnung befindet sich zurzeit in der Ressortabstimmung.

Das BMU nimmt zu Entscheidungen anderer Bundesministerien, an
denen es nicht beteiligt war, keine Stellung.
81. Abgeordnete
Katja

Keul

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welchen Abständen ihrer jeweiligen Lauf-
bahn erhalten die Soldaten der Bundeswehr
welche Art von Rechtskundeunterricht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Thomas Kossendey

vom 6. November 2012
Die Rechtsausbildung ist integraler Bestandteil der Ausbildung von
Offizieren, Unteroffizieren und Mannschaften. Sie beginnt bereits in
der Grundausbildung und erfolgt mit Schwerpunkt im Rahmen der
Laufbahnausbildung und wird auch im weiteren Werdegang, z. B. im
Rahmen der Vorbereitung auf einen Einsatz, fortgesetzt.

Themen, Inhalte und Lernzielhöhen für die Laufbahnausbildung sind
mit Weisung des Generalinspekteurs der Bundeswehr vom 22. Fe-
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bruar 2010 für alle Dienstgradgruppen verbindlich und streitkräfte-
gemeinsam festgelegt.

Zu Ihrer Information füge ich die Weisung „Grundsätze für die
Rechtsausbildung in den Streitkräften“ als Anlage bei.

Im Rahmen der Ausbildung in der Truppe erfolgt die Rechtsausbil-
dung über die gesamte Dienstzeit darüber hinaus regelmäßig als
Aus-, Fort- und Weiterbildung wie z. B.:

– im Rahmen der Wachausbildung gezielt für den Auftrag und das
zu bewachende Objekt,

– für Kräfte und mit Spezialauftrag (z. B. Feldjäger, Sanitätskräfte)
zu speziellen Aufgaben und Rechten,

– für Vorgesetzte, insbesondere Disziplinarvorgesetzte, zu deren
spezifischen Befugnissen,

– zur Vorbereitung von Übungen zu rechtlichen Bestimmungen und
Verhaltensvorgaben und

– bei grundlegenden Veränderungen rechtlicher Vorgaben bzw.
Grundlagen.
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82. Abgeordnete
Katja

Keul

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern hat die Bundesregierung vor, deut-
sche Soldatinnen und Soldaten im Rahmen
einer EU-Ausbildungsmission auch dann nach
Mali zu schicken, wenn zugleich im Rahmen
einer internationalen Militärintervention ver-
sucht werden soll, den Norden des Landes zu-
rückzuerobern, und wie schätzt sie das Risiko
eines solchen bewaffneten Konfliktes in Nord-
mali für die Region ein, zumal bisher unklar
ist, ob und wie Mauretanien und Algerien ein-
bezogen werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 7. November 2012
Die Bundesregierung ist sehr besorgt über die Lage in Mali. Sie berät
weiterhin intensiv mit ihren Partnern, um Maßnahmen zu identifizie-
ren, mit denen die internationale Gemeinschaft zu einer nachhaltigen
Lösung der Krise beitragen kann.

Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 12. Oktober 2012
die Resolution 2071 (2012) verabschiedet, die u. a. einen glaubwürdi-
gen Verhandlungsprozess zwischen der Übergangsregierung Malis
und den verhandlungsbereiten Gruppen im Norden Malis fordert.
Gleichzeitig hat der Sicherheitsrat darin seine Bereitschaft erklärt,
die Bitte der Übergangsregierung Malis zur Frage einer internationa-
len Mission zur Unterstützung der malischen Streitkräfte bei der
Rückgewinnung des Nordens von Mali zu beantworten.

Dies soll auf der Grundlage eines Berichts des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen erfolgen, den dieser am 26. November 2012 mit
Empfehlungen zu Mitteln und Modalitäten eines möglichen Einsat-
zes internationaler Truppen dem Sicherheitsrat vorlegen soll. Erst
nach Vorlage des Berichts wird der Sicherheitsrat über weitere opera-
tive Schritte entscheiden können.

Die Bundesregierung teilt uneingeschränkt die klare Erwartungshal-
tung der internationalen Gemeinschaft, dass vorrangig eine politi-
sche Lösung der Situation in Mali anzustreben ist. Die Bundesregie-



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/11426– 87 –
rung ist von der Notwendigkeit von Gesprächen mit verhandlungs-
bereiten Gruppierungen im Norden Malis – soweit diese sich vom
Terrorismus distanzieren und zur territorialen Integrität Malis be-
kennen – überzeugt. Dazu muss eine geeignete Verhandlungsstruktur
aufseiten der malischen Regierung geschaffen werden. Darauf wirkt
die Bundesregierung hin.

Die Bundesregierung befürwortet angemessene, umfassende und
koordinierte internationale Maßnahmen zur Eingrenzung und Lö-
sung des Problems im Norden Malis. Dies schließt die Einbindung
wichtiger Nachbarstaaten wie Algerien und Mauretanien mit ein, die
als Mitgliedstaaten der Afrikanischen Union bereits am Treffen der
Groupe International de Suivi de la Situation et de Soutien au Mali
am 19. Oktober 2012 in Bamako teilgenommen haben. Auch die
Afrikanische Union engagiert sich für eine Lösung der Krise in Mali.
Gleichzeitig stehen die Staaten der Region im Rahmen der Econo-
mic Community of West African States (ECOWAS) in engem Dia-
log mit Mali und dessen Nachbarstaaten. ECOWAS ist bereit, zur
Lösung der Krise auch mit militärischen Mitteln beizutragen. Auf
einem Expertentreffen in Bamako wurden entsprechende Optionen
erarbeitet. Ergebnisse liegen der Bundesregierung noch nicht vor.

Die Europäische Union (EU) kann die afrikanischen Partner unter-
stützen, nicht aber an ihre Stelle treten. Der Rat für Außenbeziehun-
gen der Europäischen Union hat die Hohe Vertreterin für Außen-
und Sicherheitspolitik, Lady Catherine Ashton, am 15. Oktober 2012
mit der Ausarbeitung eines Krisenmanagementkonzepts für eine
mögliche GSVP-Ausbildungsmission (GSVP: Gemeinsame Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik) zur Schulung der malischen Streit-
kräfte beauftragt, das dem nächsten Rat am 19. November 2012 vor-
gelegt werden soll. Dieses Konzept wird den Handlungsrahmen für
eine mögliche deutsche Beteiligung und deren weitere Ausplanung
bilden. Zum jetzigen Zeitpunkt ist es noch zu früh, um Aussagen
über die konkrete deutsche Beteiligung an einer möglichen GSVP-
Ausbildungsmission der EU in Mali zu treffen. Zunächst wird sich
die Bundesregierung ein möglichst umfassendes Bild der Lage vor
Ort machen.
83. Abgeordneter
Dr. Matthias

Miersch

(SPD)
Bis wann sollen welche in Niedersachsen vor-
handenen Ressortforschungseinrichtungen un-
ter Fachaufsicht des Bundesministeriums der
Verteidigung im Rahmen der Wissenschafts-
freiheitsinitiative berücksichtigt werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 8. November 2012
Für die Einrichtungen des Bundes mit Ressortforschungsaufgaben
strebt die Bundesregierung mit dem Wissenschaftsfreiheitsgesetz und
den bisherigen Maßnahmen der Wissenschaftsfreiheitsinitiative ent-
sprechende Flexibilisierungen in den Bereichen Haushalt, Personal
und Bauverfahren, beginnend mit dem Haushaltsgesetz 2013, an.
Die Anwendung dieser Flexibilisierungsmöglichkeiten erfolgt res-
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sort- und einrichtungsspezifisch nach Prüfung des Flexibilisierungs-
bedarfs der jeweiligen Einrichtung.

Das Bundesministerium der Verteidigung prüft hierzu aktuelle Mög-
lichkeiten in seinen Einrichtungen mit Ressortforschungsaufgaben.

In Niedersachsen (Munster) gibt es als einzige Ressortforschungsein-
richtung, welche der Fachaufsicht des Bundesministeriums der Ver-
teidigung untersteht, das Wehrwissenschaftliche Institut für Schutz-
technologien – ABC-Schutz (WIS). Bei der genannten laufenden
Überprüfung wird das WIS berücksichtigt.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
84. Abgeordneter
Ingbert
Liebing

(CDU/CSU)
Welche Leistungen sind jeweils in den vergan-
genen Jahren seit 2009 vom Bund an das Land
Schleswig-Holstein für Investitionen und für
Betriebskosten für Betreuungseinrichtungen
für Kinder unter drei Jahren direkt oder indi-
rekt durch höhere Anteile an der Umsatzsteuer
geflossen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 8. November 2012
Im Rahmen des Investitionsprogramms „Kinderbetreuungsfinanzie-
rung 2008–2013“ stellte der Bund dem Land Schleswig-Holstein Fi-
nanzhilfen in Höhe von rund 12,7 Mio. Euro für das Jahr 2009, von
rund 12,5 Mio. Euro für das Jahr 2010, von rund 12,2 Mio. Euro für
das Jahr 2011 und von rund 12 Mio. Euro für das Jahr 2012 für In-
vestitionen zum Ausbau von Betreuungsplätzen für Kinder unter
drei Jahren zur Verfügung. Seit dem Beginn des Investitionspro-
gramms hat das Land Schleswig-Holstein bislang Finanzhilfen in
Höhe von insgesamt 56,5 Mio. Euro abgerufen.

Für die Betriebskosten dieser zusätzlichen Betreuungsplätze hat das
Land Schleswig-Holstein für das Jahr 2009 rund 3,4 Mio. Euro, für
das Jahr 2010 rund 6,8 Mio. Euro, für das Jahr 2011 rund 11,8 Mio.
Euro und für das Jahr 2012 rund 16,9 Mio. Euro über einen Festbe-
trag bei der Umsatzsteuerverteilung erhalten.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
85. Abgeordnete
Bärbel

Bas

(SPD)
Wie will die Bundesregierung sicherstellen,
dass die durch die beabsichtigte Abschaffung
der Praxisgebühr entstehenden Mindereinnah-
men der Krankenkassen aus den Rücklagen
des Gesundheitsfonds ausgeglichen werden,
und durch welche konkreten Änderungen
am morbiditätsorientierten Risikostrukturaus-
gleich will die Bundesregierung sicherstellen,
dass nur die Krankenkassen einen Ausgleich
erhalten, die auch Mindereinnahmen haben
werden (vgl. Bericht der Frankfurter Rund-
schau vom 30. Oktober 2012)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 6. November 2012
Mit der Abschaffung der Praxisgebühr werden die Bürger insgesamt
um rund 2 Mrd. Euro pro Jahr entlastet. Die gesetzlichen Kranken-
kassen erhalten hierfür einen vollständigen Ausgleich. Das Nähere
wird gesetzlich festgelegt.
86. Abgeordneter
Steffen-Claudio
Lemme

(SPD)
Über welche Informationen verfügt die Bun-
desregierung hinsichtlich der Aufgabenstellun-
gen, an denen der Pflegebeirat bzw. dessen Ar-
beitsgruppen aktuell arbeiten, und wann ist
mit Ergebnissen dieser zu rechnen, insbesonde-
re den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff be-
treffend?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz
vom 7. November 2012
Der Expertenbeirat zur Umsetzung eines neuen Pflegebedürftigkeits-
begriffs hat vier Arbeitsgruppen gebildet, die regelmäßig und z. T.
mit hoher Dichte tagen:

Arbeitsgruppe 1: Leistungsrecht und Schnittstellen zu anderen So-
zialleistungssystemen;

Arbeitsgruppe 2: Einführung des neuen Begutachtungsverfahrens;

Arbeitsgruppe 3: Vertrags- und Vergütungsrecht;

Arbeitsgruppe 4: Überleitungsregelungen.

Nach derzeitigem Stand wird der Expertenbeirat in 2013 seinen Be-
richt vorlegen.
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87. Abgeordneter
Steffen-Claudio

Lemme

(SPD)
Liegen der Bundesregierung Statistiken zu den
Entgelten von Pflegekräften, aufgeteilt nach
Alten-, Kranken- und Kinderkrankenpflege,
Voll- und Teilzeit sowie Träger- und Einrich-
tungsart vor (als Durchschnittswerte bitte das
arithmetische Mittel und den Median angeben,
wenn möglich die Verteilung der Entgelte je-
weils als Boxplot darstellen), und hält die Bun-
desregierung diese Entgelte für angemessen
und ausreichend?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 7. November 2012
Statistische Angaben zu den Durchschnittsentgelten liegen nur aus
der Verdienststrukturerhebung 2010 vor. Danach hatten die exami-
nierten Gesundheits- und Krankenpfleger einschließlich der Gesund-
heits- und Kinderkrankenpfleger einen durchschnittlichen Bruttomo-
natsverdienst von 2 882 Euro. Bei den Krankenpflegehelfern betrug
der Durchschnittsverdienst 2 377 Euro monatlich. Angaben für Al-
tenpfleger und Altenpflegehelfer liegen nicht getrennt vor. Sie wer-
den nur zusammen mit anderen sozialpflegerischen Berufen erfasst.
Für diese Gesamtgruppe liegt der Durchschnittsverdienst bei monat-
lich 2 513 Euro. Die Aushandlung von Löhnen ist Angelegenheit der
Tarif- und Vertragspartner.
88. Abgeordneter
Steffen-Claudio

Lemme

(SPD)
Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie-
rung aktuell hinsichtlich des „richtigen“ Zahn-
putzverhaltens bei Kindern und Jugendlichen,
beispielsweise in Form von Kampagnen in den
verschiedenen Lebenswelten von Kindern und
Jugendlichen, bzw. welche Maßnahmen plant
die Bundesregierung?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 7. November 2012
Maßnahmen des „richtigen“ Zahnputzverhaltens bei Kindern und
Jugendlichen sind Gegenstand der zahnmedizinischen Gruppenpro-
phylaxe nach § 21 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V).
Die Krankenkassen haben entsprechende Maßnahmen im Zusam-
menwirken mit den Zahnärzten und den für die Zahngesundheits-
pflege in den Ländern zuständigen Stellen – unbeschadet der Aufga-
ben anderer – gemeinsam und einheitlich u. a. in Kindergärten und
Schulen zu fördern und sich an den Kosten der Durchführung zu be-
teiligen. Neben der Untersuchung der Mundhöhle, der Erhebung
des Zahnstatus, der Zahnschmelzhärtung und der Ernährungsbera-
tung gehört insbesondere die Vermittlung und Einübung einer „rich-
tigen“ Mundhygiene in den verschiedenen Lebenswelten der Kinder
und Jugendlichen zu den bewährten Maßnahmen der vor Ort an der
Gruppenprophylaxe Beteiligten. Eine Änderung des geltenden
Rechts ist nicht beabsichtigt.
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Darüber hinaus hält die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung für Eltern umfangreiche Informationen zum „richtigen“ Zähne-
putzen bereit. In den verschiedenen Elternratgebern zum gesunden
Aufwachsen für Säuglinge, Klein- und Vorschulkinder werden Tech-
niken zur korrekten Zahnpflege, zu Möglichkeiten und Alternativen
der altersgemäßen Fluoridierung der Milchzähne und der kommen-
den bleibenden Zähne sowie zur förderlichen Ernährung zur Auf-
rechterhaltung der Zahngesundheit ausführlich dargestellt. Für das
Grundschulalter gibt es ein ausführliches aktuelles Unterrichtsmate-
rial, in dem altersgerecht der Aufbau der Zähne und die Zahnphysio-
logie im Unterricht erarbeitet, Putztechniken vermittelt und Störun-
gen der Zahngesundheit vorgestellt werden. Auch das Elternportal
www.kindergesundheit-info.de erläutert ausführlich Themen rund
um die Kariesprophylaxe und Zahngesundheit im Kindesalter.
89. Abgeordnete
Nicole

Maisch

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie-
rung über die finanziellen Herausforderungen
bzw. Probleme vor, die sich für Menschen mit
geringerem oder Durchschnittsgehalt aufgrund
der Preise von 15 Euro pro Gramm Medizinal-
cannabis in der Apotheke ergeben, und sieht
sie hier Handlungsbedarf?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 7. November 2012
Nach Angaben des Bundesinstitutes für Arzneimittel und Medizin-
produkte (BfArM) ist ein Abgabepreis in der Apotheke mit ca.
15 Euro für 1 Gramm Cannabis als realistisch einzuschätzen. Der
Bedarf an Cannabis der jeweiligen Patienten, die im Besitz einer Er-
laubnis zum Erwerb von Cannabis zur ärztlich begleiteten Selbstthe-
rapie sind, unterscheidet sich erheblich. Er kann zwischen 10 und
60 Gramm monatlich liegen. In Einzelfällen legen die Antragsteller
Informationen zu ihren Einkommensverhältnissen vor, aus denen
hervorgeht, dass sie die Kosten für Cannabis nicht aufbringen kön-
nen.

Die Bundesregierung beobachtet die Angelegenheit fortlaufend auch
im Hinblick auf anhängige Gerichtsverfahren zur Klärung von
Rechtsfragen.
90. Abgeordnete
Nicole

Maisch

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwieweit sieht die Bundesregierung die Mög-
lichkeit einer zulassungsüberschreitenden An-
wendung von cannabishaltigen Arzneimitteln
(Off-Label-Use), wenn zum Beispiel für austhe-
rapierte Schmerzpatienten und auch bei ande-
ren Krankheitsbildern keine alternativen Be-
handlungsmöglichkeiten bestehen und wissen-
schaftliche Wirksamkeitsnachweise vorliegen?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 7. November 2012
Die Entscheidung über eine Off-Label-Anwendung eines zugelasse-
nen Fertigarzneimittels trifft ausschließlich der jeweilig behandelnde
Arzt. Derzeit ist in Deutschland als einziges cannabishaltiges Fertig-
arzneimittel Sativex® für die Behandlung der Spastik bei Multipler
Sklerose zugelassen.

Die Kosten für eine Off-Label-Anwendung dürfen durch die gesetzli-
chen Krankenkassen nur ausnahmsweise im Einzelfall erstattet wer-
den. Ein Leistungsanspruch besteht dann, wenn es sich um eine
schwerwiegende (lebensbedrohliche oder die Lebensqualität auf
Dauer nachhaltig beeinträchtigende) Erkrankung handelt, bei der
keine andere Therapie verfügbar ist und aufgrund der Datenlage die
begründete Aussicht besteht, dass mit dem betreffenden Präparat ein
Behandlungserfolg zu erzielen ist. Es müssen hierzu Erkenntnisse
veröffentlicht sein, die über Qualität und Wirksamkeit des Arzneimit-
tels in dem neuen Anwendungsgebiet zuverlässige, wissenschaftlich
nachprüfbare Aussagen zulassen und aufgrund derer in den einschlä-
gigen Fachkreisen Konsens über einen voraussichtlichen Nutzen in
dem vorgenannten Sinne besteht. Dies im Einzelfall zu prüfen, ob-
liegt dem Medizinischen Dienst der jeweiligen Krankenkasse.

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) legt in seiner Arzneimit-
telrichtlinie fest, welche Arzneimittel in welchen nicht zugelassenen
Anwendungsgebieten zu Lasten der gesetzlichen Krankenversiche-
rung verordnungsfähig sind. Voraussetzung dafür ist eine positive
Bewertung einer unabhängigen Expertengruppe. Diese Experten-
gruppe gibt auf der Grundlage eines Bewertungsauftrages des G-BA
Bewertungen zum Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse von zu-
gelassenen Arzneimitteln in Anwendungsgebieten, für die sie nach
dem Arzneimittelgesetz nicht zugelassen sind, ab. Derzeit liegt für
das cannabishaltige Arzneimittel Sativex® ein solcher Auftrag nicht
vor.

Ist die Anwendung eines Arzneimittels außerhalb seiner Zulassung
in der Richtlinie geregelt, kann das Arzneimittel für diese Anwen-
dung ärztlich verordnet werden und wird von der Krankenkasse be-
zahlt.
91. Abgeordnete
Mechthild

Rawert

(SPD)
Welche konkreten Maßnahmen unternimmt
die Bundesregierung zur Sicherstellung einer
wohnortnahen ambulanten und/oder stationä-
ren Versorgung bei auftretender Pflegebedürf-
tigkeit für alle Bürgerinnen und Bürger in der
Bundesrepublik Deutschland mit bzw. ohne
Migrationsbiographie, und mit welchen politi-
schen Regelungen will die Bundesregierung zu-
sammen mit den Ländern und Kommunen an-
gesichts der prognostizierten Zunahme von
Menschen, die auf die staatliche Sozialleistung
„Hilfe zur Pflege“ angewiesen sind (vgl. DER
SPIEGEL „Teure Pflege 400.000 Senioren
können Altenheim nicht mehr zahlen“ vom
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27. Oktober 2012), verhindern, dass Armut
bzw. zu niedrige Rentenleistungen ein Grund
seien, ins Ausland abgeschoben zu werden?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz
vom 5. November 2012
Das Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz, das in Teilen bereits zum
30. Oktober 2012 in Kraft getreten ist und die zum 1. Januar 2013 in
Kraft tretenden Regelungen enthalten zahlreiche und bedeutsame
Verbesserungen für Pflegebedürftige und deren Angehörige. Rund
500 000 Menschen, die an Demenz erkrankt sind, erhalten erstmals
Leistungen der Pflegeversicherung oder deutlich höhere Leistungen
als bisher. Es werden erstmalig neben Leistungen der Grundpflege
und der hauswirtschaftlichen Versorgung Betreuungsleistungen in
die Pflegeversicherung eingeführt, um insbesondere für Demenz-
kranke und ihre Angehörigen ein dringend notwendiges Hilfsange-
bot in der ambulanten Versorgung zur Verfügung zu stellen. Zu-
gleich werden erheblich mehr Finanzmittel zur Bezahlung dieser
Leistungen zur Verfügung gestellt. Das zusätzliche Finanzierungsvo-
lumen übersteigt deutlich 1 Mrd. Euro jährlich. Damit wird auch
eine grundlegende Neuausrichtung in der Pflegeversicherung vollzo-
gen. Es werden insbesondere die Leistungen zur ambulanten Pflege
erhöht, die häusliche Pflege wird gestärkt und dem grundsätzlichen
Vorrang ambulanter vor stationärer Pflege wird mehr Nachdruck
verliehen.

Die Pflegeversicherung ist eine Teilkostenabsicherung. Das heißt für
die Menschen, dass sie planen müssen, einen Eigenanteil selbst zu
schultern. Dies gilt insbesondere bei vollstationärer Pflege für die
sog. Hotelkosten. Um die Bürgerinnen und Bürger beim Aufbau
einer ergänzenden, eigenständigen Pflegevorsorge zu unterstützen,
sieht das Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz die Einführung einer staatli-
chen Pflegevorsorgeförderung vor. Sie wird einen wirksamen Anreiz
zu zusätzlicher Pflegevorsorge schaffen. Künftig wird daher zu den
Beiträgen für eine neu abgeschlossene private Pflegezusatzversiche-
rung eine staatliche Zulage gezahlt, wenn die Pflegezusatzversiche-
rung bestimmte gesetzlich vorgegebene Rahmenbedingungen erfüllt.
Vorgesehen ist, dass unabhängig vom persönlichen Einkommen er-
wachsene Versicherte sowohl der sozialen als auch der privaten Pfle-
geversicherung künftig eine Zulage in Höhe von 5 Euro monatlich,
also 60 Euro im Jahr zu ihrer Versicherungsprämie erhalten, wenn
sie eine private Pflegezusatzversicherung abschließen. Die Versiche-
rungsunternehmen dürfen bei förderfähigen Pflegezusatzversiche-
rungen keinen Antragsteller aufgrund möglicher gesundheitlicher
Risiken ablehnen. Risikozuschläge und Leistungsausschlüsse sind
nicht erlaubt, damit möglichst viele Menschen die staatliche Förde-
rung in Anspruch nehmen können. Mit der Förderung der privaten
Pflegevorsorge wird eine neue Finanzierungssäule geschaffen, damit
die pflegerische Versorgung auch im demographischen Wandel auf
sicherer Grundlage steht.

Die Leistungen der Pflegeversicherung werden – soweit das EU-
Recht nichts anderes vorsieht – nur im Inland erbracht. Es gibt keine
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Überlegungen bzw. Bestrebungen, pflegebedürftige Menschen im
Ausland (billiger) pflegen und betreuen zu lassen.
92. Abgeordnete
Elisabeth

Scharfenberg
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie ist der aktuelle Stand der Umsetzung des
mit dem Gesetz zur Neuausrichtung der Pfle-
geversicherung (Pflege-Neuausrichtungs-Ge-
setz – PNG) neu ins Elfte Buch Sozialgesetz-
buch eingefügten Dreizehnten Kapitels „Zula-
genförderung der privaten Pflegevorsorge“,
und wann wird die Bundesregierung die nach
§ 130 – neu – SGB XI vorgesehene Rechtsver-
ordnung vorlegen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 2. November 2012
Die Umsetzung der Regelungen des Dreizehnten Kapitels des Elften
Buches Sozialgesetzbuch zur Pflege-Vorsorgeförderung verläuft
planmäßig. Der Referentenentwurf einer Rechtsverordnung nach
§ 130 SGB XI wurde am 26. Oktober 2012 an die Bundesressorts so-
wie an Länder und Verbände zur Abstimmung versandt. Nach Ab-
schluss der Abstimmung wird der Verordnungsentwurf dem Bundes-
kabinett vorgelegt.
93. Abgeordnete
Elisabeth

Scharfenberg

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesre-
gierung aus Presseberichten (vgl. taz.die tages-
zeitung vom 15. Oktober 2012, „Die Werbung
hängt aus – bloß das Produkt fehlt“; Berliner
Zeitung vom 23. Oktober 2012, „Risiko Pfle-
gebedürftigkeit“), wonach die privaten Versi-
cherungsunternehmen bisher sehr zögerlich in
der Entwicklung von Angeboten zur zulagen-
geförderten privaten Pflegevorsorge nach dem
Dreizehnten Kapitel – neu – SGB XI (Gesetz
zur Neuausrichtung der Pflegeversicherung)
agierten und mit entsprechenden Produkten
– statt ab dem 1. Januar 2013 – erst im Laufe
des kommenden Jahres zu rechnen sei, und
welche Informationen erhalten diesbezüglich
Bürgerinnen und Bürger, die sich bei der vom
Bundesministerium für Gesundheit zum Bei-
spiel durch großflächige Plakate („Pflege trifft
Vorsorge: Staatliche Förderung für private
Zusatzversicherungen“) weiterhin beworbenen
Telefonhotline (030/3406066-02) über die
Zulagenförderung der privaten Pflegevorsorge
kundig machen wollen?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 2. November 2012
Die Umsetzung der Regelungen des Dreizehnten Kapitels des Elften
Buches Sozialgesetzbuch zur Pflege-Vorsorgeförderung verläuft
planmäßig. Aus dem Bereich der privaten Krankenversicherung gibt
es zudem klare Signale, dass die Unternehmen förderfähige Pflege-
zusatzversicherungen anbieten wollen.

Das Bürgertelefon des Bundesministeriums für Gesundheit gibt all-
gemeine Auskünfte zu gesetzlichen Regelungen, die in den Zustän-
digkeitsbereich des Bundesministeriums fallen. Dazu gehören auch
Auskünfte zu der durch das Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz einge-
führten staatlichen Förderung der privaten Pflegevorsorge. Dies um-
fasst beispielsweise Fragen der Anspruchsberechtigung, der Förder-
höhe oder des Antragsverfahrens.
94. Abgeordnete
Kathrin

Vogler

(DIE LINKE.)
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
hinsichtlich der in einem Artikel der „Süddeut-
sche Zeitung“ vom 26. Oktober 2012 („Ge-
fährliche Implantate werden EU-weit problem-
los zugelassen“) erwähnten 14 Zertifizierungs-
stellen, die eine aus den Zulassungsanträgen
für (fiktive) Medizinprodukte erkennbare Ge-
fährdung nicht bemerkt haben sollen (bitte
falls bekannt sämtliche Namen sowie die Betei-
ligung deutscher Zertifizierungsstellen bzw.
von deren Ablegern angeben), und welche
Rückschlüsse zieht die Bundesregierung auch
aus den geschilderten Vorfällen für ihre Posi-
tionierung auf EU-Ebene bezüglich der Neuge-
staltung der Medizinprodukterichtlinie insbe-
sondere hinsichtlich Forderungen nach einer
Zentralisierung des Zulassungsverfahrens von
Hochrisikomedizinprodukten und der Ansied-
lung dieser Zulassungsstelle bei einer Behörde
anstelle des gegenwärtigen CE-Zertifizierungs-
systems mit ca. 80 privaten Benannten Stellen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach
vom 6. November 2012
Der Bundesregierung liegen derzeit keine Erkenntnisse vor, die eine
Kommentierung der Presseberichterstattung zu den dort erwähnten
14 Zertfizierungsstellen ermöglichen. Nach derzeitiger Kenntnis ist
keine deutsche Benannte Stelle direkt involviert gewesen. Die zustän-
digen Behörden der EU-Mitgliedstaaten haben anlässlich einer Ta-
gung der Medizinprodukteexpertengruppe (Medical Devices Expert
Group – MDEG) am 30. Oktober 2012 in Brüssel verabredet, die
Vorgänge im Detail aufzuklären.

Der gesamte Vorgang greift einen bekannten Hauptkritikpunkt am
derzeitigen europäischen Medizinprodukteregime auf. Die Europäi-
sche Kommission, die Behörden der Mitgliedstaaten, die Medizin-
produkteindustrie wie auch die Benannten Stellen selbst identifizier-
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ten im Rahmen kritischer Analysen des gegenwärtigen EU-Rechts-
rahmens die möglichen unterschiedlichen Arbeitsweisen und die
Qualität der Benannten Stellen als entscheidende Schwachstelle.

Die Vorschläge der EU-Kommission zur Überarbeitung der Rechts-
vorschriften über Medizinprodukte und In-vitro-Diagnostika verfol-
gen daher unter anderem das Ziel, eine korrekte und EU-weit ein-
heitliche Arbeitsweise der Benannten Stellen sicherzustellen. Zu die-
sem Zweck soll neben der Verschärfung der Anforderungen an diese
Stellen deren Benennung und Überwachung künftig auf EU-Ebene
einheitlich auf höchstem Niveau geregelt werden. Die Bundesregie-
rung unterstützt diese Zielsetzung nachdrücklich und wird sich für
eine effektive und zielführende Ausgestaltung der Rechtsvorschriften
einsetzen. Die Bundesregierung stimmt im Übrigen mit der EU-
Kommission darin überein, dass Lösungsansätze innerhalb des gel-
tenden Marktzugangs- und Überwachungssystems gesucht werden
sollten, da jeder Systemwechsel mit jahrelangen Übergangsfristen
verbunden wäre. Es ist in erster Linie nicht entscheidend, welches re-
gulatorische System für den Marktzugang zum Tragen kommt, son-
dern welche Anforderungen in einem System an Hersteller und Pro-
dukte gestellt werden. Hieran muss im Rahmen der Revision des
europäischen Medizinprodukterechts mit Nachdruck gearbeitet wer-
den.
95. Abgeordnete
Dr. Marlies

Volkmer

(SPD)
Aus welchen Gründen liegt die kumulative An-
zahl der durch das Paul-Ehrlich-Institut freige-
gebenen Dosen Influenzaimpfstoffe im Jahr
2012 deutlich unter dem Niveau der Vorjahre,
und welche Auswirkungen hat dieser Umstand
auf die Versorgungssituation?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 2. November 2012
Die Hersteller sind verpflichtet, ihre saisonalen Impfstoffe mit Anga-
be der Anzahl der Dosen durch das Paul-Ehrlich-Institut (PEI) prü-
fen zu lassen. Nach Auskunft des PEI erfolgte die Chargenfreigabe
in diesem Jahr im Vergleich zum Vorjahr zeitlich etwa ein bis zwei
Monate später. Dies hängt unter anderem damit zusammen, dass die
Hersteller aufgrund einer aktuellen WHO-Empfehlung (WHO: Welt-
gesundheitsorganisation) eine Anpassung der Antigene in den saiso-
nalen Influenzaimpfstoffen an neue kursierende Influenzavarianten
vornehmen mussten. Die so entstandene Verzögerung bewegt sich in
dem Rahmen, der aus Vorjahren im Zusammenhang mit so genann-
ten Stammanpassungen bekannt ist. Nach derzeitiger Einschätzung
ist davon auszugehen, dass bis Ende November dieses Jahres eine
ausreichende Anzahl von Grippeimpfstoff bereitstehen wird. Bei
gleichbleibender Inanspruchnahme durch die Bevölkerung könnte
damit eine Versorgung auf dem Niveau gewährleistet werden, das
dem Umfang der im Vorjahr verimpften Dosen entspricht.
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96. Abgeordnete
Dr. Marlies

Volkmer

(SPD)
Wie beurteilt die Bundesregierung die Nut-
zung von Rabattverträgen der gesetzlichen
Krankenkassen bei der Versorgung mit Influ-
enzaimpfstoffen im Hinblick auf die eingetre-
tenen Lieferschwierigkeiten in Schleswig-Hol-
stein, Hamburg und Bayern und die fehlende
Berücksichtigung des neu zugelassenen nasa-
len Impfstoffs für Jugendliche und Kinder bei
den Ausschreibungen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 2. November 2012
Die Krankenkassen haben nach geltendem Recht die Möglichkeit,
die Impfstoffversorgung über Selektivverträge zu regeln. Die Kran-
kenkassen entscheiden in eigener Verantwortung, ob sie von dieser
Möglichkeit Gebrauch machen. Machen sie von dieser Möglichkeit
Gebrauch, besteht nach europäischem und nationalem Vergaberecht
die Verpflichtung der Krankenkassen zur Ausschreibung der Verträ-
ge.

Im deutschen Markt sind mehr als zehn Hersteller von Influenza-
impfstoffen vertreten. Die Marktanteile der einzelnen Anbieter sind
seit dem Jahr 2008 weitgehend unverändert. Die bisherigen Aus-
schreibungen der Krankenkassen hatten keine spürbaren Auswirkun-
gen auf die Anbietervielfalt.

Für das Jahr 2012 wurde in sieben Bundesländern die Influenza-
impfstoffversorgung unter den Herstellern ausgeschrieben. Die
Krankenkassen sind verpflichtet, die Ausschreibungen so auszuge-
stalten, dass eine Versorgung der Versicherten und damit auch für
Kinder und Jugendliche möglich ist. Da die Vertragsimpfstoffe auch
die Versorgung von Kindern und Jugendlichen sicherstellen, bedarf
es keiner gesonderten Ausschreibung für Impfstoffe, die allein für
Kinder und Jugendliche bestimmt sind. Im Übrigen haben die Kran-
kenkassen nach § 132e Absatz 2 Satz 2 SGB V die Möglichkeit, Aus-
nahmen von der Verpflichtung zur Abgabe des Vertragsimpfstoffes
zu vereinbaren.

In den Ländern Bayern, Hamburg und Schleswig-Holstein hat der
von Lieferschwierigkeiten betroffene Anbieter die Ausschreibungen
gewonnen. Die Lieferschwierigkeiten stehen in keinem Zusammen-
hang mit den Ausschreibungen. Die Krankenkassen in diesen Län-
dern haben es daraufhin den Ärzten freigestellt, auch andere Influen-
zaimpfstoffe zu verordnen.
97. Abgeordnete
Dr. Marlies

Volkmer

(SPD)
Wie beurteilt die Bundesregierung die unzurei-
chende Versorgung von privat Krankenversi-
cherten in Niedersachsen mit Influenzaimpf-
stoffen aufgrund der Lieferschwierigkeiten mit
Einzelampullen (vgl. Hannoversche Zeitung
vom 24. Oktober 2012), und was gedenkt sie
dagegen zu unternehmen?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 2. November 2012
Nach § 17 Absatz 5 Satz 1 der Apothekenbetriebsordnung müssen
die abgegebenen Arzneimittel den Verschreibungen und den damit
verbundenen Vorschriften des SGB V zur Arzneimittelversorgung
entsprechen. Sollten keine Einzeldosen von Influenzaimpfstoffen
lieferbar sein, können Apotheken bei einer ärztlichen Verordnung
von Einzeldosen auf Privatrezept somit aus größeren Packungen aus-
einzeln. Dem stehen auch keine Vorschriften des Arzneimittelgeset-
zes entgegen. Das bloße Auseinzeln von Arzneimitteln, somit also
die Abgabe von Teilmengen, durch die Apotheke und die Beifügung
einer Packungsbeilage ist kein Herstellungsschritt, da die Arzneimit-
tel hierbei nicht gekennzeichnet oder umgekennzeichnet werden.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
98. Abgeordneter
Sören

Bartol

(SPD)
Welche Änderungen hat es im Organisations-
plan des Bundesministeriums für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung seit dem 1. Oktober
2012 gegeben, und wie werden diese Änderun-
gen im Einzelnen begründet?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Andreas Scheuer

vom 5. November 2012
Folgende organisatorische Veränderungen sind im Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung seit dem 1. Oktober
2012 vorgenommen worden, wobei der Vollständigkeit und Transpa-
renz halber auch einige wenige Änderungen aufgenommen wurden,
die erst in wenigen Tagen in Kraft treten:

EU-Direktion

Die Referate EU 1, EU 2 und EU 3 der bisherigen EU-Direktion bil-
den mit dem bisherigen Referat UI 22 „Internationale Investitions-
programme, Europäische Verkehrsnetze“ die neue Unterabteilung
UI 2 „Europaangelegenheiten“.

EFRE-PB – unabhängige Prüfbehörde

EFRE-PB wird der Abteilungsleiterin Z unmittelbar zugeordnet.

Abteilung UI

Die bisherige Unterabteilung UI 2 „Investitionspolitik“ wird als Un-
terabteilung UI 1 „Grundsatzangelegenheiten, Investitionspolitik“
fortgeführt.
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Das Referat UI 12 wird der Unterabteilung UI 3 als Referat UI 35
„Verkehrsoptimierung, Telematik im Verkehr“ zugeordnet.

Das Referat UI 13 „Außenwirtschaft“ wird aufgelöst und in das Re-
ferat L 13 „Internationale Beziehungen, Außenwirtschaft, Protokoll,
PG ITF“ eingegliedert.

Die Projektgruppen PG NI „Projektgruppe Neukonzeption Infra-
strukturplanung“, PG Lkw-Maut „Projektgruppe Lkw-Maut 2015“
und PG DW „Projektgruppe Demographischer Wandel“ werden bei
UI 1 weitergeführt.

Begründung:

Die aufgezeigten organisatorischen Veränderungen dienen der Straf-
fung und Optimierung der Organisationsstruktur des Bundesministe-
riums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung.
99. Abgeordneter
Herbert

Behrens

(DIE LINKE.)
Wann hat nach Kenntnis der Bundesregierung
der Geschäftsführer der Flughafen Berlin
Brandenburg GmbH (FBB) Prof. Dr. Rainer
Schwarz den Vorsitzenden des Aufsichtsrates,
den Regierenden Bürgermeister von Berlin,
Klaus Wowereit, erstmals über Risiken bezüg-
lich der Eröffnung des Flughafens Berlin Bran-
denburg BER am 3. Juni 2012 informiert, und
kann die Bundesregierung – vor dem Hinter-
grund des Berichtes der „Bild“-Zeitung, vom
25. Oktober 2012 „Wusste Wowereit schon
viel früher vom BER-Desaster?“ – ausschlie-
ßen oder bestätigen, dass dies bereits am
30. März 2012 der Fall war (bitte mit Begrün-
dung)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 7. November 2012
Die Frage wäre an den Regierenden Bürgermeister von Berlin,
Klaus Wowereit, zu richten. Der Bundesregierung liegen dazu keine
Informationen vor.
100. Abgeordneter
Herbert

Behrens
(DIE LINKE.)
Werden die im Sachstandsbericht BER vom
25. Juni 2012 für den Schallschutz veran-
schlagten Mittel in Höhe von 591 Mio. Euro
trotz der inzwischen erfolgten Revision der
Kostenprognose auf 305 Mio. Euro (vgl. Bun-
destagsdrucksache 17/10875, S. 53) in voller
Höhe für das Schallschutzprogramm reser-
viert, um angesichts der noch ausstehenden
rechtlichen Überprüfung der durch den
Aufsichtsrat beschlossenen Umsetzungspraxis
– die entgegen den Bestimmungen des Plan-
feststellungsbeschlusses in den sechs verkehrs-
reichsten Monaten tagsüber knapp eine halbe
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Überschreitung des Maximalpegels von
55 dB(A) in geschlossenen Räumen zulässt –
eine ausreichende Risikovorsorge zu garantie-
ren, und wird der Differenzbetrag in Höhe
von 286 Mio. Euro im Fall einer abschließen-
den richterlichen Bestätigung der Rechtmäßig-
keit der genannten Umsetzungspraxis an die
(potenziellen) Darlehensgeber (den Bund und
die Länder Berlin und Brandenburg) zurückge-
führt, da hiermit der sachliche Grund der Be-
reitstellung dieser Mittel entfallen würde (bitte
jeweils begründen)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 7. November 2012
Die Flughafen Berlin Brandenburg GmbH erbittet von ihren Gesell-
schaftern finanzielle Mittel zur Deckung ihrer Kapitallücke von
1,2 Mrd. Euro. Dieser Betrag beinhaltet auch die Mittel für zusätzli-
che Schallschutzmaßnahmen. Die Auszahlung der Mittel an die FBB
soll dem Bedarf entsprechend in Tranchen erfolgen. Die FBB wird
ihren Gesellschaftern die Notwendigkeit und die Angemessenheit
der angeforderten Mittel jeweils vor Auszahlung mit einer aktuellen
Planung darstellen.
101. Abgeordneter
Herbert

Behrens

(DIE LINKE.)
Wie ist der aktuelle (Zwischen-)Stand der
Überlegungen der Bundesregierung, mit denen
„eine bessere Verknüpfung zwischen der Plan-
feststellung eines Flughafenausbaus und der
Flugroutenplanung sichergestellt werden“ soll
(Antwort der Bundesregierung zu Frage 24
der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE
LINKE. auf Bundestagsdrucksache 17/10193),
und wann wird die Bundesregierung diesbe-
züglich konkrete Vorschläge präsentieren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 8. November 2012
Im Hinblick auf die Frage einer besseren Verknüpfung der Planfest-
stellung mit der Flugroutenplanung vergibt die Bundesregierung ak-
tuell eine Studie zur „Festlegung von Fluglärmbelastungsgebieten im
Rahmen der Planfeststellung von Flughäfen“. Mit Ergebnissen ist
voraussichtlich gegen Ende nächsten Jahres zu rechnen. Die Bundes-
regierung wird anschließend über konkrete Vorschläge beraten.
102. Abgeordneter
Herbert
Behrens

(DIE LINKE.)
Über welche Probleme bei der technischen Ge-
bäudeausrüstung wurden die Bürgenvertreter
der Flughafengesellschafter Bund, Berlin und
Brandenburg unter Anwesenheit zweier Ver-
treter des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung von den Geschäfts-
führern der Flughafen Berlin Brandenburg
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GmbH bei dem Gespräch am 21. März 2012
(vgl. „Ein ganz mieses Spiel“, Berliner Zeitung
vom 26. Oktober 2012) im Einzelnen unter-
richtet, und mit welchem Ergebnis wurde bei
diesem Treffen, welches Medienberichten zu-
folge durch die Bürgen selbst aufgrund von
„erhebliche[n] Probleme[n]“ schildernden Be-
richten des Bürgschaftscontrollers initiiert wur-
de (vgl. „Flughafen: Zweifel am Zeitplan und
Chef“, neues deutschland vom 26. Oktober
2012), die Frage nach den Auswirkungen die-
ser Probleme auf den Eröffnungstermin am
3. Juni 2012 erörtert?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 7. November 2012
Die Geschäftsführung der Flughafen Berlin Brandenburg GmbH
berichtete bei der Bürgenbesprechung am 21. März 2012 über Pro-
bleme bei der Vernetzung von verschiedenen Systemen der techni-
schen Gebäudeausrüstung. Laut Geschäftsführung wiesen insbeson-
dere im Non-Schengen-Bereich und im Ankunftsbereich Systeme der
Türsteuerung, Gebäudeautomation und Zugangskontrolle nicht den
geplanten Stand auf. Der geplante vollautomatische Betrieb könne
nicht vom Eröffnungstag an gewährleistet werden, jedoch könnten
die Funktionalitäten durch manuellen Betrieb bereitgestellt werden.

Die FBB-Geschäftsführung betonte auf Nachfrage der Bürgenvertre-
ter ausdrücklich, dass der Eröffnungstermin am 3. Juni 2012 nicht in
Frage stehe.
103. Abgeordneter
Gustav

Herzog

(SPD)
Wann beabsichtigt die Bundesregierung, das
Rechtsbereinigungsgesetz zur Umstrukturie-
rung der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung
des Bundes (WSV) vorzulegen, und ist die
Bundesregierung bereit, die im Rahmen der
Umstrukturierung der WSV beabsichtigte Er-
richtung einer Generaldirektion auch ohne den
Beschluss eines Rechtsbereinigungsgesetzes
durchzuführen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 5. November 2012
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
(BMVBS) erarbeitet zurzeit den Entwurf eines Zuständigkeitsan-
passungsgesetzes im Rahmen der Reform der WSV und erfüllt hier-
mit einen Auftrag des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes-
tages aus dem Beschluss vom 26. September 2012. Der Zeitpunkt
der Vorlage des Gesetzentwurfs ist abhängig von der Dauer des An-
hörungsverfahrens. Das Zuständigkeitsanpassungsgesetz ist keine
Voraussetzung für die Einrichtung der zentralen Behörde.
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104. Abgeordneter
Gustav

Herzog

(SPD)
Deckt sich die Vorgehensweise des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung im Rahmen der Reform der WSV mit an-
erkannten methodischen Grundlagen, wie der
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundesta-
ges mit Beschluss vom 25. Mai 2011 (Aus-
schussdrucksache 17(8)3018 (neu)) vorgegeben
hat, und wurde über das weitere methodische
Vorgehen Einvernehmen mit dem Bundesrech-
nungshof (BRH) hergestellt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 5. November 2012
Ja, die Vorgehensweise des BMVBS deckt sich mit den Maßgaben
des Beschlusses des Haushaltsausschusses vom 25. Mai 2011.

Der Haushaltsausschuss hatte das BMVBS mit diesem Beschluss
u. a. aufgefordert, die WSV mit dem Ziel einer Erhöhung der Verga-
ben an Dritte zu informieren. Zu diesem Zweck sollten das Kernauf-
gabengutachten aus dem Jahr 2001 aktualisiert und aufgabenkritisch
gewürdigt, die Geschäftsprozesse optimiert und die Aufbauorganisa-
tion angepasst werden. Im Anschluss daran sollte eine umfassende
Personalbedarfsermittlung unter Berücksichtigung wirtschaftlicher
Vergaben durchgeführt werden.

Zum Zweck der Aktualisierung des Kernaufgabengutachtens wurden
repräsentative Außenbezirke und Wasser- und Schifffahrtsämter so-
wie alle Wasser- und Schifffahrtsdirektionen untersucht. Die durch-
geführte Aufgabenkritik hat u. a. die bereits im Kernaufgabengutach-
ten enthaltene Feststellung zur Notwendigkeit einer stringenteren
bundesweiten Steuerung der Aufgabenerledigung, des Personalein-
satzes und der Vergabetätigkeit der WSV bestätigt. Die Evaluierung
hat zudem ergeben, dass die Personaleinsparungen seit dem Erhe-
bungsjahr des Kernaufgabengutachtens (1998) und die zwischenzeit-
lich eingetretene Aufgabenmehrung diese Notwendigkeit in den ver-
gangenen Jahren noch verstärkt haben.

Der BRH wurde über das weitere methodische Vorgehen informiert.
105. Abgeordneter
Gustav
Herzog

(SPD)
Ist die Bundesregierung der Ansicht, dass das
Vorgehen bei der Organisationsuntersuchung
im Rahmen der Reform der WSV ergebnisof-
fen erfolgt ist, und wenn ja, wie erklärt sie,
dass sie die künftige Aufbauorganisation an
den Anfang der Organisationsuntersuchung
gestellt hat, also ohne eine abgeschlossene Per-
sonalbedarfsermittlung und ohne eine Ge-
schäftsprozessanalyse?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 5. November 2012
Die durchgeführte Organisationsuntersuchung im Rahmen der Re-
form der WSV erfolgte ergebnisoffen. Die künftige Aufbauorganisa-
tion der WSV wurde nicht an den Anfang der Organisationsuntersu-
chung gestellt, sondern folgt logisch den Ergebnissen der durchge-
führten Aufgaben- und Geschäftsprozessanalyse auf der Basis des
Kernaufgabengutachtens.
106. Abgeordneter
Stephan

Kühn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
An wie vielen Tagen wurden in den Jahren
1997 bis 2012 (in 2012 bis einschließlich
30. September) die Fahrrinnentiefen der Elbe
von 2,50 m zwischen tschechischer Grenze
und Geesthacht unterschritten (bitte aufge-
schlüsselt nach Jahren und den Elbestrecken
E1 bis E9 angeben)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 7. November 2012
Ihre Frage beantworte ich wie folgt:



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/11426– 105 –
107. Abgeordnete
Sabine

Leidig

(DIE LINKE.)
Wie rechtfertigt die Bundesregierung die finan-
zielle und politische Unterstützung des Pro-
jekts Stuttgart 21, das – wie der „stern“ am
25. Oktober 2012 auf Basis ihm vorliegender
Dokumente der Deutschen Bahn AG (DB AG)
berichtete (Ausgabe 44, S. 52 ff.) – unzweifel-
haft planerisch auf maximal 32 Züge in der
Spitzenstunde ausgelegt ist, was eindeutig eine
Verringerung der Bahnkapazität bedeutet und
damit auch nicht die in der Schlichtungsrunde
mit Heiner Geißler vereinbarte „gute Betriebs-
qualität“ leistet, und wie nehmen die vom
Bund benannten Aufsichtsratsmitglieder der
DB AG konkret zu diesen neuen Belegen Stel-
lung?
108. Abgeordnete
Sabine

Leidig

(DIE LINKE.)
Welche Position bezieht die Bundesregierung
zu der Tatsache, dass die DB AG die Firma
Durth Roos Consulting GmbH noch im Jahr
2012 mit der Aktualisierung einer „Personen-
stromanalyse“ beauftragt, die danach fragt,
wie die Treppen und Aufzüge für 32 Züge in
der Spitzenzeit dimensioniert werden müssen,
während mit dem so genannten Stresstest ge-
genüber der Öffentlichkeit eine Kapazitätsstei-
gerung von 30 Prozent – also auf 39 Züge in
der Spitzenstunde – suggeriert wurde (vgl.
stern vom 25. Oktober 2012), und wie beurtei-
len die vom Bund benannten Aufsichtsratsmit-
glieder der DB AG diesen Widerspruch?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 2. November 2012
Die Fragen 107 und 108 werden wegen ihres Sachzusammenhangs
gemeinsam beantwortet.

Bei Stuttgart 21 handelt es sich nicht um ein Projekt des Bedarfsplans
für die Schienenwege des Bundes, sondern um ein eigenwirtschaft-
liches Projekt der Deutschen Bahn AG. Die Eisenbahninfrastruktur-
unternehmen sind Vorhabenträger und Bauherr. Das Land Baden-
Württemberg, die Stadt Stuttgart, der Verband Region Stuttgart und
die Flughafen Stuttgart GmbH beteiligen sich als Aufgabenträger an
der Finanzierung.

Der Bund übernimmt mit einem Festbetrag i. H. v. 563,8 Mio. Euro
für das Projekt Stuttgart 21 den Anteil, der für die Einbindung der
Neubaustrecke (NBS) Wendlingen–Ulm in den Knoten Stuttgart
auch ohne Verwirklichung von Stuttgart 21 erforderlich gewesen wä-
re.

Der Bund war an der Schlichtung zu Stuttgart 21 nicht beteiligt. Die
Ergebnisse des in der Schlichtung vereinbarten Stresstests sind keine
Grundlage für die Investitionsentscheidung des Bundes.
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Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) als Planfeststellungsbehörde ent-
scheidet über die Zulässigkeit der Pläne, welche die Vorhabenträge-
rin in das Verfahren einbringt. Im Rahmen dessen berücksichtigt das
EBA alle Informationen, welche zur Beurteilung der Planfeststel-
lungsfähigkeit eines Vorhabens von Relevanz sind. Für die bestands-
kräftigen Planfeststellungsbeschlüsse für das Projekt Stuttgart 21 ist
die Planrechtfertigung abschließend positiv beantwortet worden.
Dieses Ergebnis wurde in mehreren Verfahren gerichtlich bestätigt.

Darüber hinaus wird auf die Antwort der Bundesregierung zur Klei-
nen Anfrage der Fraktion DIE LINKE. „Stuttgart 21 – Richtlinien-
konformität des Stresstests und fraglicher Rückbau von Bahn-Infra-
struktur“ auf Bundestagsdrucksache 17/8529 verwiesen.

Der Bund nimmt seine ihm aktienrechtlich zustehenden Kontroll-
und Informationsbefugnisse über seine Vertreter im Aufsichtsrat der
DB AG vollumfänglich wahr.

Gemäß § 111 Absatz 4 Satz 1 des Aktiengesetzes scheidet jedoch ein
direkter Einfluss des Aufsichtsrates auf das operative Geschäft des
Unternehmens aus.

Der Aufsichtsrat der DB AG befasst sich in seiner Kontrollfunktion
regelmäßig mit der Entwicklung großer Investitionsprojekte der
DB AG, so auch mit Stuttgart 21 und der NBS Wendlingen–Ulm. In-
halte von Aufsichtsratssitzungen, einschließlich der Positionierungen
der Bundesvertreter zu einzelnen Sachverhalten, unterliegen der Ver-
schwiegenheitspflicht nach den §§ 116 und 395 des Aktiengesetzes.
109. Abgeordnete
Kirsten

Lühmann

(SPD)
Bis wann ist es hinsichtlich der am 23. März
2013 endenden Übergangsfrist für derzeitige
Sicherheitsvorschriften in der Luftfrachtabfer-
tigung nach Einschätzung der Bundesregie-
rung erforderlich, die notwendigen legislativen
Maßnahmen abgeschlossen zu haben, um das
geplante Konzept zur Zulassung von Spreng-
stoffspürhunden für private Unternehmen, die
Luftfracht abfertigen, umsetzen zu können, da-
mit die Unternehmen sich rechtzeitig auf die
vermehrten Kontrollen vorbereiten können,
und wie sieht die Zeitschiene der Bundesregie-
rung zum legislativen Verfahren aus, um dieses
Datum halten zu können?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 5. November 2012
Ein Sprengstoffspürhund und sein Hundeführer können für Kontrol-
len eingesetzt werden, wenn jeder für sich und beide zusammen von
oder im Namen der zuständigen Behörde zugelassen sind, vgl. die
Nummern 12.9.1.4 und 12.9.1.7 des Anhangs der Verordnung (EU)
Nr. 185/2010 der Kommission vom 4. März 2010 zur Festlegung
von detaillierten Maßnahmen für die Durchführung der gemeinsa-
men Grundstandards in der Luftsicherheit. Sofern die Sprengstoff-
spürhunde von Luftfahrtunternehmen oder von Beteiligten an der si-
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cheren Lieferkette für die Kontrolle von Luftfracht eingesetzt wer-
den sollen, ist das Luftfahrt-Bundesamt für die Zulassung zuständig.
Die Zulassungsvoraussetzungen der Verordnung werden ergänzt
durch Anforderungen in dem Beschluss der Kommission vom
13. April 2010 zur Festlegung von detaillierten Maßnahmen für die
Durchführung der gemeinsamen Grundstandards für die Luftsicher-
heit mit Informationen nach Artikel 18 Buchstabe a der Verordnung
(EG) Nr. 300/2008 (K(2010).774 endg.). Das Luftfahrt-Bundesamt
stellt die entsprechenden Teile des Beschlusses den Stellen, die ein
berechtigtes Interesse daran haben, zur Verfügung. Eine Umsetzung
dieser Vorschriften in nationales Recht ist grundsätzlich nicht erfor-
derlich.
110. Abgeordneter
Swen

Schulz

(Spandau)

(SPD)
Wann werden die durch den Bundesminister
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung,
Dr. Peter Ramsauer, angekündigten Gesprä-
che zur Bereitstellung bezahlbaren Wohn-
raums für Studierende stattfinden, und welche
Vorschläge hat die Bundesregierung zur Lö-
sung des Problems?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 5. November 2012
Der vom Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung,
Dr. Peter Ramsauer, angekündigte Runde Tisch wird noch im Jahr
2012 stattfinden. In diesem Rahmen sollen auf höchster Ebene alle
Beteiligten, die zur Schaffung von Studentenwohnraum beitragen
können, zusammengeführt und geeignete Lösungsansätze erarbeitet
werden. Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung bietet diesem Diskussionskreis die notwendige Plattform.
111. Abgeordneter
Swen

Schulz

(Spandau)

(SPD)
Wie steht die Bundesregierung zur Auflage
eines Bund-Länder-Förderprogramms, wie be-
reits in den 80er-/90er-Jahren geschehen, um
die drohende Unterversorgung an Wohnraum
für Studierende zu kompensieren, und inwie-
weit will die Bundesregierung zusätzliche Bun-
desmittel für den sozialen Wohnungsbau be-
reitstellen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 5. November 2012
Die Förderung des Baus von Wohnraum für Studierende unterfällt
dem Bereich der sozialen Wohnraumförderung (ehemals sozialer
Wohnungsbau). In den 1980er-Jahren sowie von 1990 bis 1997
(1990 bis 1994: alte Länder, 1993 bis 1997: neue Länder) existierten
Sonderprogramme zur Förderung des studentischen Wohnraumbaus
durch die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes an die Länder.
Rechtsgrundlage war Artikel 104a Absatz 4 des Grundgesetzes
(GG). Durch die Föderalismusreform I ist die Zuständigkeit für die
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soziale Wohnraumförderung zum Jahr 2007 vom Bund auf die Län-
der übergegangen, die Regelung des Artikels 104a Absatz 4 GG
a. F. ist abgeschafft worden. Die Föderalismusreform I verfolgte un-
ter anderem das Ziel, Mischfinanzierungen abzubauen und Aufga-
ben mit stärkerem regionalem Bezug auf die – sachnäheren – Länder
zu übertragen. Somit kann der Bund aufgrund der grundgesetzlichen
Kompetenzverteilung keine Projekte mehr auf dem Gebiet der sozia-
len Wohnraumförderung finanziell unterstützen.

Als Ausgleich für den Wegfall der Bundesfinanzhilfen infolge der Fö-
deralismusreform I gewährt der Bund den Ländern Kompensations-
mittel zur sozialen Wohnraumförderung. Die Höhe der Zahlungen
für die soziale Wohnraumförderung ist bis zum Jahr 2013 auf jähr-
lich 518,2 Mio. Euro festgelegt. Sie beträgt damit das Doppelte des-
sen, was die Länder bei Fortführung der Mischfinanzierung erhalten
hätten.
112. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche über die erste Stellungnahme hinaus-
gehenden Gründe für das regelmäßige Abwei-
chen von Flugrouten und niedrige Überfliegen
von Berliner Wohngebieten haben die vom
Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung, Dr. Peter Ramsauer, Anfang Au-
gust 2012 angekündigten (Berliner Zeitung,
3. August 2012, „Verbotene Flugrouten-Ab-
kürzungen“; Berliner Morgenpost, 4. August
2012, „Ramsauer fordert Aufklärung bei
Flugrouten-Abkürzungen“; DER TAGES-
SPIEGEL, 8. August 2012, „Flugrouten-Ab-
weichungen zum Schutz der Umwelt“) Nach-
forschungen bei der DFS Deutsche Flugsiche-
rung GmbH ergeben, und wie wird die
Bundesregierung darauf hinwirken, dass sol-
che regelwidrigen Überflüge, die nach Aussa-
gen mehrerer Bürgerinnen und Bürger auch
bei strahlendem Sonnenschein stattfinden, zu-
künftig unterbunden und die vorgesehenen
Flugrouten eingehalten werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 7. November 2012
Die in den angesprochenen Zeitungsartikeln konkret geschilderten
Abweichungen erfolgten nach Information der DFS Deutsche Flug-
sicherung GmbH aus Gründen der Sicherheit und wurden vorab von
den Piloten aus Wettergründen erbeten. In derartigen Fällen kann
der Fluglotse das Verlassen der Abflugroute ausnahmsweise schon
eher freigeben; Sicherheit hat oberste Priorität. Insoweit besteht in
diesen Fällen kein Grund zur Beanstandung.

Grundsätzlich werden Instrumentenabflüge auf den festgelegten Ab-
flugstrecken durchgeführt, die von Piloten eingehalten werden müs-
sen. Nach internen Regelungen der DFS wird der Flugverkehr bis
zu der Höhe von 3 000 Fuß/915 Metern über Grund für Propeller-
flugzeuge bzw. 5 000 Fuß/1 525 Metern über Grund für Strahlflug-
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zeuge auf den Abflugrouten abgewickelt, sofern die DFS keine örtli-
chen Sonderregelungen getroffen hat. Nach Passieren dieser Höhen
kann der Fluglotse ein Flugzeug von der Abflugroute nehmen und
für eine direktere Streckenführung freigeben.

Weitere Gründe für ein Abweichen von den Abflugrouten sind nicht
gegeben, und es liegen keine Erkenntnisse über regelwidrige Überflü-
ge im Bereich Berlin vor.
113. Abgeordnete
Dr. Valerie

Wilms

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welcher Höhe sind Mittel aus dem Bundes-
haushalt seit dem Jahr 2000 in Schienen,
Schwellen und Weichen der Infrastruktur der
DB Netz AG geflossen (bitte tabellarisch pro
Jahr für Schienen, Schwellen und Weichen an-
geben), und inwiefern hat die Bundesregierung
Erkenntnisse über die Höhe der Mehrkosten
gegenüber Normalpreisen, welche durch die
überhöhten Preise des sog. Schienenkartells
seit dem Jahr 2000 entstanden sind (vgl. Süd-
deutsche Zeitung vom 31. Oktober 2012)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 9. November 2012
Eigentümer und Bauherren der Schienenwege der ehemaligen Deut-
schen Bundesbahn und der ehemaligen Deutschen Reichsbahn sind
die Eisenbahninfrastrukturunternehmen im DB-Konzern (DB Netz
AG, DB Station&Service AG, DB Energie GmbH).

In welcher Höhe Bundesmittel für die Förderung des Erwerbs von
Oberbaumaterilien an die DB Netz AG zugewendet wurden, wird
für die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen gegen die
Kartellbeteiligten durch den DB-Konzern derzeit ermittelt. Das Bun-
deskartellamt hat ausweislich seiner Pressemitteilung vom 5. Juli
2012 Kartellrechtsverstöße hinsichtlich der Lieferung von Schienen
für den Zeitraum ab 2001 und hinsichtlich der Lieferung von Wei-
chenzungen für den Zeitraum ab 2006 festgestellt. Hinsichtlich der
übrigen angesprochenen Oberbaumaterialien (Weichen, Schwellen)
gibt es derzeit keine Feststellungen des Bundeskartellamts zu mögli-
chen Kartellverstößen.

Erkenntnisse zum Ausmaß der möglichen kartellbedingten Preis-
überhöhung liegen der Bundesregierung derzeit nicht vor. Diese
Frage ist Gegenstand der zivilrechtlichen Geltendmachung von
Schadensersatzansprüchen durch den DB-Konzern. Nach Auskunft
der Deutschen Bahn AG ist die in der Presse genannte angebliche
Schadenshöhe rein spekulativ.
114. Abgeordnete
Dr. Valerie

Wilms
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung, die überhöhten Kosten für die Eisen-
bahninfrastruktur durch das Schienenkartell
erstattet zu bekommen, bzw. wie stellt die Bun-
desregierung sicher, dass der Schadensersatz
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der Beteiligten des Schienenkartells gegenüber
der DB AG in die bundeseigene Schieneninfra-
struktur investiert wird?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 9. November 2012
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung hat
sichergestellt, dass die Interessen des Bundes hinsichtlich möglicher
durch das Schienenkartell verursachter Schäden gewahrt bleiben.
Hierfür hat der Bund zum Zwecke der Geltendmachung von Scha-
densersatzansprüchen die möglichen eigenen Forderungen des Bun-
des gegen Kartellbeteiligte an den DB-Konzern abgetreten. Der
DB-Konzern hat sich in der Abtretungsvereinbarung verpflichtet, ge-
richtlich oder auch außergerichtlich durchgesetzte Schadensersatz-
forderungen an den Bund entsprechend der Förderquote auszukeh-
ren. Diese Mittel fließen als Einnahmen dem Bundeshaushalt zu.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
115. Abgeordneter
Ulrich

Kelber

(SPD)
Wie wird sich die Vergütungsmenge insgesamt
und die Umlage nach dem Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz (EEG) je Kilowattstunde durch
Zubau von EEG-fähigen Anlagen jeweils in
den nächsten Jahren bis einschließlich 2020
entwickeln, wenn dazu der Ausbaupfad zu-
grunde gelegt wird, wie er im Nationalen Ak-
tionsplan für erneuerbare Energie gemäß der
Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung der
Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quel-
len vom 4. August 2010 in Tabelle 10b prog-
nostiziert wird und sich alle wesentlichen Rah-
mendaten wie etwa der anlegbare Strompreis
nicht verändern?
116. Abgeordneter
Ulrich

Kelber

(SPD)
Wie wird sich die Vergütungsmenge für Wind-
kraftanlagen an Land insgesamt und die EEG-
Umlage durch den Zubau anteilig in Prozent
an der Umlage sowie in absoluten Werten pro
Kilowattstunde jeweils in den nächsten Jahren
bis einschließlich 2020 entwickeln, wenn dazu
der Ausbaupfad zugrunde gelegt wird, wie er
im Nationalen Aktionsplan für erneuerbare
Energie gemäß der Richtlinie 2009/28/EG zur
Förderung der Nutzung von Energie aus er-
neuerbaren Quellen vom 4. August 2010 in
Tabelle 10b prognostiziert wird, berücksichtigt
wird, dass zunehmend Windkraftanlagen aus
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der erhöhten Vergütungsstufe des EEG he-
rausfallen und unterstellt wird, dass sich alle
wesentlichen Rahmendaten wie etwa der anre-
chenbare Strompreis nicht verändern?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Katherina Reiche

vom 7. November 2012
Die Erstellung von Prognosen zur Entwicklung der EEG-Umlage ist
Aufgabe wissenschaftlicher Institute, die über entsprechende Model-
le verfügen. Aufgrund der Tatsache, dass eine Reihe von Faktoren
für die Berechnung der Umlage nicht vorhersehbar ist und eine Ver-
änderung der Rahmenbedingungen für 2020 nicht auszuschließen
ist, hält es die Bundesregierung nicht für zielführend, Einzelvorschlä-
ge für konkrete Spezifikationen der weiteren Entwicklung zu berech-
nen.
117. Abgeordnete
Caren

Lay

(DIE LINKE.)
Aus welchen Gründen wird die energetische
Verwendung der Energiepflanze Chinaschilf
(Miscanthus sinensis) nicht vom Bund geför-
dert, und sind vonseiten der Bundesregierung
hier Veränderungen geplant?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Katherina Reiche

vom 2. November 2012
Die Verwendung von Miscanthus (Chinaschilf) zur Stromerzeugung
wird nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz gefördert und kann
auch zur Nutzungspflichterfüllung nach dem Erneuerbare-Energien-
Wärmegesetz (EEWärmeG) eingesetzt werden. Miscanthus ist im
Rahmen der Biomasseverordnung als Biomasse anerkannt und kann
zur Herstellung von Biokraftstoffen verwendet werden. Für Strom
aus Miscanthus wird nach dem EEG 2012 neben der Grundvergü-
tung nach § 27 Absatz 1 EEG auch eine Einsatzstoffvergütung nach
§ 27 Absatz 2 Nummer 1 EEG i. V. m. Anlage 2 zur Biomassever-
ordnung gewährt. Auch für EEG-Anlagen nach dem EEG 2009 kam
bereits eine Einspeisevergütung einschließlich des sog. Nawaro-Bo-
nus nach § 27 EEG 2009 in Betracht. Die Bundesregierung fördert
darüber hinaus die Erforschung der stofflichen und energetischen
Nutzung von Miscanthus sowie die Züchtungsforschung – beispiels-
weise über das Förderprogramm Nachwachsende Rohstoffe des
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz – seit den 1990er-Jahren.

Die Bundesregierung sieht hinsichtlich einer energetischen Miscan-
thusnutzung derzeit keine Veranlassung, Änderungen an der Geset-
zeslage vorzunehmen.
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118. Abgeordneter
Ingbert

Liebing

(CDU/CSU)
Welche Konsequenzen hat die Bundesregie-
rung bisher aus dem Bericht der Arbeitsge-
meinschaft Bund/Länder-Messprogramm für
die Meeresumwelt von Nord- und Ostsee
(ARGE BLMP) von Dezember 2011 über die
Munitionsbelastung der deutschen Meeresge-
wässer gezogen, und welche zukünftigen
Schritte sollen noch eingeleitet werden, auch in
Bezug auf die weitere Arbeit der ARGE
BLMP?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Katherina Reiche

vom 2. November 2012
Der Ergebnisbericht „Munitionsbelastung der deutschen Meeresge-
wässer – Bestandsaufnahme und Empfehlungen“ mit dem Stand
2011 ist als lebendiges und wachsendes Dokument angelegt. Er wird
in der Verantwortung des Expertenkreises „Munition im Meer“, der
auf der ersten Sitzung des Bund/Länder-Ausschusses Nord- und Ost-
see (BLANO), dem Nachfolgegremium der ARGE BLMP, einge-
richtet wurde, jährlich fortgeschrieben.

Die Bundesregierung ist Mitglied in diesem Expertenkreis und arbei-
tet aktiv mit. Der Expertenkreis „Munition im Meer“ widmet sich
vorrangig der Umsetzung der im Bericht 2011 vorgestellten Empfeh-
lungen.

Die aus hiesiger Sicht wesentlichen Aspekte dieser Umsetzungsarbeit
werden nachfolgend dargestellt. Dabei wird in weiten Teilen auf Aus-
sagen der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage
„Munition in Nord- und Ostsee“ (Bundestagsdrucksache 17/10795)
zurückgegriffen, sofern diese sich mit denselben Fragestellungen be-
fasst.

Um weitere Informationen zu Einbringungsorten sowie Art und
Menge der versenkten Kampfmittel zu erhalten und um diese auszu-
werten, werden durch die Mitglieder des Expertenkreises Recher-
chen in einschlägigen Archiven durchgeführt. Die Ergebnisse solcher
Archivrecherchen sind abzuwarten. In begründeten Fällen können
sie zukünftig Untersuchungen vor Ort nach sich ziehen.

Von besonderem Interesse ist zudem die Frage des Monitoring der
Auswirkungen von Kampfmitteln bzw. sprengstofftypischen Verbin-
dungen auf die Meeresumwelt. Der Bericht der ARGE BLMP
kommt diesbezüglich zu dem Schluss, dass sprengstofftypische Ver-
bindungen zwar eine Belastung bzw. Gefahr für die Meeresumwelt
darstellen können. Eine über den unmittelbaren Nahbereich versenk-
ter Kampfmittel hinausgehende konkrete Gefährdung konnte jedoch
bisher nicht nachgewiesen werden. Die Voraussetzungen für ein um-
fassendes Monitoring sind daher derzeit nicht gegeben. Die Bundes-
regierung unterstützt jedoch die Empfehlung des Expertenkreises,
die Entwicklung geeigneter Methoden zur Bewertung und Überwa-
chung von munitionsbelasteten Gebieten bzw. Munitionsversen-
kungsgebieten anzustreben.
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Nach Auffassung der Bundesregierung stehen technische Möglich-
keiten zur Beseitigung im Meer lagernder Kampfmittel heute wei-
testgehend zur Verfügung. Zukünftig wird der BLANO-Experten-
kreis daher sein Augenmerk auch darauf richten, dass rationelle, mit
dem Umweltschutz gut zu vereinbarende und kostengünstige Verfah-
rensweisen entwickelt werden.

Durch entsprechende Kennzeichnungen in den Seekarten (z. B. un-
rein, Munition) sind Seefahrer und Fischer ausreichend vor Muni-
tionsversenkungsgebieten gewarnt. Der Expertenkreis „Munition im
Meer“ hat empfohlen, ein Fischereiverbot für das ehemalige Muni-
tionsversenkungsgebiet Helgoländer Loch auszusprechen, für das be-
reits der Hinweis „unrein (Gasmunition)“ in den Seekarten vermerkt
ist. Wie bereits in den Antworten der Bundesregierung zu der Klei-
nen Anfrage „Giftgasmunition vor Helgoland“ (Bundestagsdrucksa-
che 17/1865) und zu der Kleinen Anfrage „Munition in Nord- und
Ostsee“ (Bundestagsdrucksache 17/10795) ausgeführt, könnte ein
ausdrückliches Fischereiverbot für das Helgoländer Loch nur durch
das Land Schleswig-Holstein erlassen werden, da sich das Versen-
kungsgebiet innerhalb der 12-Seemeilen-Zone befindet.

Der Vorschlag zur Etablierung einer nationalen registrierenden Stel-
le für Munitionsfunde und Ereignisse mit Fundmunition wird derzeit
ebenfalls durch die Bundesregierung geprüft. Arbeiten zur Etablie-
rung einer solchen Zentralstelle sind unter der Federführung des
Landes Schleswig-Holstein im Gange. Wann eine solche Zentralstelle
eingerichtet werden kann, hängt vom Fortgang dieser Arbeiten ab.

Die Bundesregierung ist zudem darum bemüht, die Information der
Bürgerinnen und Bürger sicherzustellen. Dabei erweist sich das In-
ternet als das Hauptmedium zur Information über die vorhandenen
Gefahren von Munitionsaltlasten im Meer. Bei der Vorstellung des
in Rede stehenden Berichts der ARGE BLMP am 5. Dezember
2011 in Hamburg wurde u. a. darauf verwiesen, dass dieser Bericht
auf dem vom Land Schleswig-Holstein betriebenen Portal „Munition
im Meer“ (www.munition-im-meer.de) öffentlich zur Verfügung
steht. Neben diesen übergreifenden Informationen wird anlassbezo-
gen z. B. über Sperrhinweise am Strand, die (regionale) Tagespresse
oder über (regionale) Rundfunk- und Fernsehmeldungen oder -pro-
gramme informiert. Berufsgruppen, die potenziell gefährdet sind
(z. B. Seefahrer, Fischer), werden z. B. durch entsprechende Einträge
in den Seekarten, durch die Bekanntmachungen für Seefahrer und
durch berufsbezogene Merkblätter informiert.
119. Abgeordnete
Nicole

Maisch

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Hält die Bundesregierung die Angaben auf
Batterien und Akkumulatoren zu deren Ener-
giegehalt und nutzbarer Energiemenge für aus-
reichend, um nachhaltige und bewusste Kauf-
entscheidungen zu ermöglichen, und welche
weiteren Möglichkeiten hält die Bundesregie-
rung für geeignet, um hier mehr Transparenz
zu schaffen?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Katherina Reiche

vom 6. November 2012
Die Kennzeichnung von Batterien und Akkumulatoren ist in der
Richtlinie 2006/66/EG (Batterierichtlinie) geregelt. Dort ist festge-
legt, dass Batterien und Akkumulatoren neben der Kennzeichnung
als in die getrennte Sammlung zu gebende und unter Umständen
schwermetallhaltige Abfälle auch mit einer Kapazitätskennzeichnung
zu versehen sind. Weiterhin bestimmt die Richtlinie, dass das Inver-
kehrbringen von Batterien und Akkumulatoren, die den Bestimmun-
gen der Richtlinie entsprechen, weder behindert noch verboten noch
beschränkt werden darf.

Die Kapazitätskennzeichnung von wieder aufladbaren Gerätebatte-
rien und Fahrzeugbatterien ist durch die Verordnung (EU)
Nr. 1103/2010 vorgeschrieben und stellt in den Mitgliedstaaten un-
mittelbar geltendes Recht dar.

Die Bundesregierung hält diese Kennzeichnung für zweckdienlich,
um nachhaltige Kaufentscheidungen treffen zu können.

Für die Kapazitätskennzeichnung von nicht wieder aufladbaren Bat-
terien gibt es bisher noch keine Vorgaben. Die Europäische Kommis-
sion hat verschiedene Studien in Auftrag gegeben (http://ec.
europa.eu/environment/waste/batteries/index.htm) und ist in Ab-
stimmung mit den Mitgliedstaaten zu dem Ergebnis gekommen, dass
zunächst das Festlegen harmonisierter Normen zur Bestimmung der
Kapazität erforderlich ist. Schwierigkeiten bereitet hier z. B. die Dar-
stellung der Haltbarkeit einer Batterie bezogen auf die unterschied-
lichsten Anwendungsbereiche. Die Europäische Kommission hat
den europäischen Normungsgremien entsprechende Aufträge erteilt
und wird zu gegebener Zeit eine Verordnung erlassen. Die Bundesre-
gierung wird sich nach Vorliegen der fachlichen Erkenntnisse posi-
tionieren.
120. Abgeordnete
Dorothee

Menzner

(DIE LINKE.)
Welche Ergebnisse erbrachte die Überarbei-
tung von Regelwerken, Verordnungen und
Vorschriften für den Notfallschutz, über deren
Stattfinden aus den Konsequenzen der Reak-
torkatastrophen in Fukushima von dem Aus-
schuss Notfallschutz und der Arbeitsgruppe
Erfahrungsrückfluss Fukushima der Strahlen-
schutzkommission (SSK) auf deren Jahresta-
gung vom 14. bis 16. März 2012 in Hamburg
berichtet wurde, und falls diese Arbeiten noch
nicht zum Abschluss gekommen sind, wann
wird die SSK ihre Empfehlungen vorlegen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Ursula Heinen-Esser

vom 7. November 2012
Stellungnahmen oder Empfehlungen der SSK liegen – bedingt durch
die Komplexität der Thematik – zurzeit noch nicht vor. Eine Arbeits-
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gruppe der SSK arbeitet intensiv an Vorschlägen zur Verbesserung
des fachlichen Regelwerks für den Notfallschutz. Zwischenergebnis-
se der Beratungen werden in die laufenden Diskussionen zur Revi-
sion des fachlichen Regelwerks einfließen.
121. Abgeordneter
Frank

Schwabe

(SPD)
Mit welcher Schallschutzstrategie möchte die
Bundesregierung Schweinswale vor den Aus-
wirkungen des Baulärms bei der Errichtung
von Offshore-Windkraftanlagen in Nord- und
Ostsee schützen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 7. November 2012
Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit diskutiert derzeit mit den beteiligten Verbänden und Unter-
nehmen Eckpunkte für ein Schallschutzkonzept. Es wird vom Aus-
gang dieser Diskussion abhängen, wie eine zukünftige Schallschutz-
strategie aussehen wird und wann sie vorgelegt wird.
122. Abgeordneter
Frank

Schwabe

(SPD)
Wie möchte die Bundesregierung sicherstellen,
dass die Schallwerte bei Rammarbeiten im
Meer den Grenzwert von 160 dB in 750 Meter
Entfernung zur Schallquelle nicht überschrei-
ten, und ist dieser Grenzwert überhaupt ausrei-
chend, um Schäden an Schweinswalen zu ver-
hindern?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 7. November 2012
Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie erteilt in seinen
Genehmigungen eine entsprechende Nebenbestimmung, die das Tö-
tungs- und Verletzungsverbot nach § 44 Absatz 1 Nummer 1 des
Bundesnaturschutzgesetzes umsetzt.
123. Abgeordneter
Frank

Schwabe

(SPD)
Wird eine solche Strategie Vorschriften zum
Einsatz neuartiger Techniken zum Unterwas-
serschallschutz wie etwa Hydroschalldämpfer
oder Blasenschleier rund um die Baustellen
beinhalten?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 7. November 2012
Auf die Antwort zu Frage 121 wird verwiesen.
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124. Abgeordneter
Frank

Schwabe

(SPD)
Wann wird eine solche Strategie vorgelegt?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Ursula Heinen-Esser

vom 7. November 2012
Auf die Antwort zu Frage 121 wird verwiesen.
125. Abgeordnete
Dorothea

Steiner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Waren an der in den Antworten auf die Münd-
lichen Fragen 22 und 3 der Abgeordneten
Sylvia Kotting-Uhl (vgl. Plenarprotokoll 17/
197, Anlage 10 und Plenarprotokoll 17/200,
S. 24184) behandelten Telefonkonferenz vom
8. September 2010 der damalige Unterabtei-
lungsleiter RS I sowie die damaligen Referats-
leiter RS I 1, RS I 3 und RS I 5 als Zuhörer be-
teiligt (bitte um differenzierte Angabe, basie-
rend auf Erinnerungen und/oder schriftlichen
Informationen, die unabhängig von der in den
o. g. Plenarprotokollabschnitten angeführten
nichtsystematischen Erfassung vorhanden
sind), und welche weiteren internen Zuhörerin-
nen und Zuhörer des Bundesministeriums für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
(BMU) gab es bei dieser Telefonkonferenz am
8. September 2010 noch?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser
vom 7. November 2012
An der Telefonkonferenz am 8. September 2010 waren aus dem Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
(BMU) der Abteilungsleiter RS, der Vertreter des Unterabteilungs-
leiters RS I, der Arbeitsgruppenleiter der AG RS I 3 sowie ein Mit-
arbeiter der Arbeitsgruppe RS I 1 beteiligt.
126. Abgeordnete
Dorothea
Steiner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Gibt es außer den in der Mündlichen Frage 3
auf Bundestagsdrucksache 17/11094 aufgelis-
teten noch vorhandenen Informationsquellen
im BMU weitere noch vorhandene Informa-
tionsquellen im BMU, die für das Jahr 2010
Aufschluss über weitere Termine von Telefon-
konferenzen auf Abteilungsleiterebene zwi-
schen dem Bund und den zu diesem Zeitpunkt
fünf Bundesländern mit im Leistungsbetrieb
befindlichen Atomkraftwerken zu den in der
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Mündlichen Frage 3 genannten Themen geben
könnten, und falls ja, um welche weiteren In-
formationsquellen handelt es sich dabei?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser
vom 7. November 2012
Im Rahmen der Kooperation zwischen Bund und Ländern bei der
Recht- und Regelsetzung sowie beim Vollzug des Atomgesetzes in
Bundesauftragsverwaltung wird kontinuierlich und anlassbezogen
ein Informationsaustausch zwischen Bund und Ländern durchge-
führt. Solche Gespräche werden auf allen damit befassten Ebenen
der Verwaltung geführt.

Dementsprechend hat über die Telefonkonferenz vom 8. September
2010 hinaus – ohne dass dies im Einzelnen zu dokumentieren war –
unter anderem auch auf Abteilungsleiterebene im Jahr 2010 zwi-
schen dem zuständigen Abteilungsleiter des Bundes mit einzelnen
oder mehreren zuständigen Repräsentanten aus den Ländern eine
Vielzahl von Gesprächen zu Themen der nuklearen Sicherheit statt-
gefunden.
127. Abgeordnete
Sabine
Stüber

(DIE LINKE.)
Von wie vielen illegalen Wolfstötungen der
letzten zehn Jahre hat die Bundesregierung
Kenntnis?
128. Abgeordnete
Sabine

Stüber

(DIE LINKE.)
Wo sind die Fundorte der illegal getöteten
Wölfe der letzten zehn Jahre?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Ursula Heinen-Esser

vom 2. November 2012
Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen wurden
in dem betreffenden Zeitraum (2003 bis 2012) insgesamt neun Wolfs-
individuen in Deutschland illegal getötet. Weitere Details sind der
nachfolgenden Zusammenstellung zu entnehmen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
129. Abgeordneter
Hans-Joachim

Hacker

(SPD)
Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, vor
dem Hintergrund der demographisch beding-
ten Verringerung der Zahl der Auszubildenden
in Deutschland die Bedingungen in den beste-
henden Regelungen für ausgereichte Förder-
mittel an überbetriebliche Berufsbildungsstät-
ten (ÜBS) anzupassen, um die, wie im Fall der
abc Bau M-V GmbH, bestehenden objektiven
Gegebenheiten zum Beispiel durch Modifizie-
rung der Bindefrist zu berücksichtigen, und
welches Konzept verfolgt die Bundesregierung
beim Erhalt, beim Ausbau und bei der Moder-
nisierung überbetrieblicher Berufsbildungsstät-
ten in Mecklenburg-Vorpommern?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun
vom 5. November 2012
Seit 1973 wurde ein bundesweites Netz an überbetrieblichen Berufs-
bildungsstätten geschaffen, das auch den kleinen und mittleren Un-
ternehmen eine qualifizierte Aus- und Weiterbildung ermöglicht. Die
der Förderung zugrunde liegende, im Jahr 2009 neu gefasste Richtli-
nie bietet hierfür den notwendigen Handlungsspielraum. Der Über-
arbeitung der Richtlinie ging ein intensiver Diskussionsprozess u. a.
mit dem Zentralverband des Deutschen Handwerks und den Län-
dern voraus, in dem die demographische Entwicklung in Deutsch-
land und die damit verbundenen Konsequenzen auf die überbetrieb-
lichen Berufsbildungsstätten eine zentrale Rolle spielten. Die nach
Gebäuden und sonstigen Fördergegenständen differenzierenden Re-
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gelungen zu den Bindungsfristen tragen dabei den mit der Förderung
geschaffenen Werten Rechnung. Dies muss auch bei etwaigen zu-
künftigen Anpassungen der Förderrichtlinie gelten.

Die Förderung der überbetrieblichen Berufsbildungsstätten durch
die Bundesregierung verfolgt auch in Zukunft das Konzept, Infra-
struktur und technische Ausstattung der überbetrieblichen Berufsbil-
dungsstätten auf einem hohen Niveau sicherzustellen.

Für diese Förderung durch den Bund ist jeweils die finanzielle Be-
teiligung des entsprechenden Bundeslandes sowie ein Eigenanteil
des Trägers erforderlich. Diese Mitfinanzierung ist ein wichtiges För-
derinstrument, um – so auch die Auffassung des Bundesrechnungs-
hofes – die Nachhaltigkeit der Förderung sicherzustellen.
130. Abgeordneter
Klaus

Hagemann

(SPD)
Wie hoch sind bzw. waren im Zusammenhang
mit den Personalausgaben der vom Bund insti-
tutionell geförderten Wissenschaftsorganisa-
tionen die durchschnittlichen Kosten für Beru-
fungen bei der Helmholtz-Gemeinschaft e. V.,
der Fraunhofer-Gesellschaft e. V., der Max-
Planck-Gesellschaft e. V. in den Jahren 2008,
2010 und 2012 – unter Angabe der jeweiligen
Anzahl an Berufungen, des aktuellen Maxi-
mums an außertariflicher Bezahlung sowie der
Eckpunkte der im Rahmen des Wissenschaftsf-
reiheitsgesetzes geplanten Bezahlungsgrund-
sätze und der Monitoring- und Steuerungsin-
strumente –, und welches Konzept verfolgt die
Bundesregierung bei den Vergütungsgrundsät-
zen des wissenschaftlichen Nachwuchses, ins-
besondere im Hinblick auf die Angleichung
der Stipendienhöhe unterschiedlicher Förder-
institutionen, den Ausbau von sozialversiche-
rungspflichtigen Stellen mit Promotionsmög-
lichkeiten und die Anwerbung ausländischer
Doktoranden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 5. November 2012
In Bezug auf die durchschnittlichen Kosten für Berufungen wird die
Antwort auf Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler konzentriert,
die eine Vergütung entsprechend der W-Besoldung erhalten. Der Ist-
Vergütungsdurchschnitt (Grundgehälter der Besoldungsgruppen
W 2 und W 3 zzgl. der Leistungsbezüge bzw. Grundgehälter der frü-
heren Besoldungsgruppen C 2 bis C 4 zzgl. der Sonderzuschläge [Alt-
fälle]) für Berufungen bei der Helmholtz-Gemeinschaft (HGF), der
Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) und der Max-Planck-Gesellschaft
(MPG) für die Jahre 2008 und 2010 stellt sich wie folgt dar:
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Die Zahl der Berufenen (in Vollzeitäquivalenten) lässt sich der fol-
genden Aufstellung entnehmen:

Die Angaben sind den von den genannten Wissenschaftsorganisatio-
nen im Rahmen einer jährlichen Berichterstattung gegenüber den
Zuwendungsgebern vorzulegenden Berichten über die Verlaufsent-
wicklung der Vergütungen im Bereich W 1 bis W 3 und C 2 bis C 4
entnommen. Die Zahlen für 2012 werden erst im Laufe des Jahres
2013 vorliegen.

In Bezug auf das aktuelle Maximum an außertariflicher Bezahlung
bestehen insoweit Vorgaben, als an Personen mit Vergütung entspre-
chend den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 zusätzlich zu dem als
Mindestbezug gewährten Grundgehalt Leistungsbezüge aus Anlass
von Berufungs- und Bleibeverhandlungen oder zur Leistungshonorie-
rung vergeben werden können. Danach dürfen Leistungsbezüge in
der Besoldungsgruppe W 2 65 Prozent des Grundgehalts nicht über-
steigen. In der Besoldungsgruppe W 3 dürfen Leistungsbezüge den
Unterschiedsbetrag zwischen den Grundgehältern der Besoldungs-
gruppen W 3 und B 10 grundsätzlich nicht übersteigen. Ausnahmen
hiervon sind nur in bestimmten Gewinnungsfällen zulässig. Hierbei
handelt es sich um Fälle, in denen der Wissenschaftler oder die Wis-
senschaftlerin aus dem Bereich außerhalb der deutschen von Bund
und Ländern gemeinsam geförderten außerhochschulischen For-
schungseinrichtungen oder außerhalb der deutschen Hochschulen ge-
wonnen werden sollen. Das Gleiche gilt bei spiegelbildlichen Fällen
zur Abwendung einer Abwanderung.

Im Zusammenhang mit dem Wissenschaftsfreiheitsgesetz ist geplant,
für leitende Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die eine Ver-
gütung entsprechend der W-Besoldung erhalten, die Beschränkung
der Leistungsbezüge in der Besoldungsgruppe W 2 auf 65 Prozent
des Grundgehalts sowie die Begrenzung des Gesamtbetrags der Leis-
tungsbezüge (Vergaberahmen) abzuschaffen.

Nach Inkrafttreten des Wissenschaftsfreiheitsgesetzes wird mit den
Ländern in den Gremien der Zuwendungsgeber auch die Anpassung
der W-Grundsätze abzustimmen sein.
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Zur Gewährleistung eines wissenschaftsadäquaten Controlling und
Monitoring soll die Erweiterung der Handlungsspielräume für die
Wissenschaftsorganisationen auch im Personalbereich – neben dem
bestehenden jährlichen Berichtswesen über die Entwicklung der
W-Vergütungen – mit Berichtspflichten flankiert werden, denen für
die in den Pakt einbezogenen Wissenschaftsorganisationen im Rah-
men des jährlichen Monitoringberichts zum Pakt für Forschung und
Innovation nachgekommen werden soll.

Im Hinblick auf die Frage nach den Vergütungsgrundsätzen des wis-
senschaftlichen Nachwuchses ist darauf hinzuweisen, dass für die Ge-
staltung der Arbeitsbedingungen dieses Personenkreises grundsätz-
lich drei Modelle zur Verfügung stehen, die sich in Bezug auf die
Weisungsgebundenheit gegenüber der Forschungseinrichtung unter-
scheiden:

1. Promotionsstipendium:
persönliche Förderung für die Promotion als weisungsfreies, auf
eigener Initiative beruhendes Vorhaben in der außeruniversitären
Forschungseinrichtung (ohne Eingliederung in den regulären Ge-
schäftsbetrieb der Einrichtung);

2. Arbeitsvertrag nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst
(sozialversicherungspflichtig):
Möglichkeit zur Promotion neben der Haupttätigkeit für die Ein-
richtung (Eingliederung in den regulären Geschäftsbetrieb der
Forschungseinrichtungen);

3. Doktoranden- oder Fördervertrag (sozialversicherungspflichtig):
Beschäftigung ausschließlich zum Zweck der Promotion, wobei
das Thema der Doktorarbeit gleichzeitig Forschungsgegenstand
der Einrichtung ist (insoweit weisungsgebundene Erledigung von
Forschungsaufgaben).

Zu Einzelheiten wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 17/9639 (Beschäftigungs-
situation von Promovierenden) verwiesen.

Die bestehenden vielfältigen Förderprogramme berücksichtigen in
ihrer spezifischen Ausgestaltung jeweils unterschiedliche Förderzwe-
cke. Eine Gleichsetzung der Höhe nach wäre mit der unterschiedli-
chen Zielsetzung der jeweiligen Programme nicht vereinbar. Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung ist der Überzeugung,
dass die Wissenschaftseinrichtungen mit dem Mix aus Instrumenten
im Bereich der Nachwuchsförderung verantwortungsvoll umgehen.
131. Abgeordneter
Oliver

Kaczmarek
(SPD)
Ist der Bundesregierung bekannt, dass die ge-
plante Übernahme bzw. Weiterführung des
Archivs und Dokumentationszentrums für Al-
phabetisierung und Grundbildung durch das
Deutsche Institut für Erwachsenenbildung ge-
scheitert ist, und welche Maßnahmen leitet die
Bundesregierung ein, um das Archiv und Do-
kumentationszentrum, das einen wichtigen
Beitrag zur Erforschung des Analphabetismus
in Deutschland leistet, aufrechtzuerhalten bzw.
die erarbeiteten Ergebnisse zu sichern?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 5. November 2012
Zunächst wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schrift-
lichen Fragen 79 und 80 auf Bundestagsdrucksache 17/10012 verwie-
sen. Wie dort bereits ausgeführt, verfolgte das Bundesministerium
für Bildung und Forschung (BMBF) mit der Förderung des Projek-
tes „Archiv und Dokumentationszentrum für Alphabetisierung und
Grundbildung“ (ADAG) nicht die Absicht, eine auf Dauer angelegte
Servicestelle zu etablieren. Ein Anschlussprojekt ist haushaltsrecht-
lich nicht möglich, da eine Verstetigung der Projektergebnisse bereits
Bestandteil der Projektförderung war und der Bundesverband Al-
phabetisierung und Grundbildung (BVAG) dies im Rahmen des Ver-
wertungsplans zugesichert hatte.

Hinsichtlich der Verstetigung des ADAG hat das BMBF Gespräche
zwischen dem BVAG und dem Deutschen Institut für Erwachsenen-
bildung (DIE) unterstützt, mit dem Ziel, eine Implementierung des
Archivs im DIE zu prüfen. Diese Prüfung durch das DIE kam zu
dem Ergebnis, dass das ADAG aus inhaltlicher und archivarischer
Sicht sowie aus Gründen der nur sehr eingeschränkten öffentlichen
Nutzungsmöglichkeiten nicht den allgemein, an ein solches Archiv
zu stellenden Anforderungen entspricht.
132. Abgeordnete
Brigitte

Pothmer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Teilzeitberufsausbildungsverträge
wurden in Deutschland jeweils in den Jahren
2010 und 2011 neu abgeschlossen (Angaben
bitte jeweils in absoluten Zahlen, als Anteil an
allen neu abgeschlossenen Ausbildungsverträ-
gen machen und die aktuellsten davon bitte dif-
ferenzieren nach Bundesländern), und welche
Anstrengungen unternimmt die Bundesregie-
rung vor dem Hintergrund des wachsenden
Fachkräftebedarfes, insbesondere auch bezüg-
lich der Vermittlungspraxis der Bundesagentur
für Arbeit, um die Anzahl der Teilzeitberufs-
ausbildungen zu steigern und so vor allem für
Alleinerziehende weitere Ausbildungsoptionen
zu schaffen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 5. November 2012
Nach den Daten der Berufsbildungsstatistik der Statistischen Ämter
des Bundes und der Länder wurden von den 565 824 neu abgeschlos-
senen Ausbildungsverhältnissen zum 31. Dezember 2011 1 173 bzw.
0,2 Prozent aller Neuabschlüsse als Teilzeitberufsausbildungsverhält-
nisse gemeldet (2010: 1 056 bzw. 0,2 Prozent). Verglichen mit 2008
(erstmalige Erfassung des Merkmals im Rahmen der Berufsbildungs-
statistik) konnte ein Anstieg erzielt werden. Die folgende Tabelle in-
formiert über die absolute und relative Entwicklung nach Bundeslän-
dern.
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Vor dem Hintergrund des wachsenden Fachkräftebedarfs unterstützt
die Bundesregierung die verstärkte Nutzung von Teilzeitberufsausbil-
dungen in Betrieben durch flankierende Aktivitäten, z. B. im Rah-
men des Ausbildungstrukturprogramms JOBSTARTER. Elf JOB-
STARTER-Projekte schaffen neue Ausbildungsplätze in Teilzeit, be-
raten Unternehmen bei der Umsetzung dieser Ausbildungsform, un-
terstützen Jugendliche bei der Organisation der Kinderbetreuung
und verankern die Teilzeitausbildung in den regionalen Ausbildungs-
strukturen durch die Vernetzung aller regional verantwortlichen Ak-
teure. Zudem wird im Rahmen des BMBF-Programms JOBSTAR-
TER über Vorträge, Workshops, Fachtagungen und Fachpublikatio-
nen das Ziel verfolgt, die Teilzeitberufsausbildung bei Unternehmen,
Jugendlichen und den Regelinstitutionen der beruflichen Bildung be-
kannter zu machen und Good-Practice-Beispiele in die Breite zu tra-
gen.

Auch im Ausbildungspakt wird diese Thematik bearbeitet: Die Pakt-
partner haben sich darauf verständigt, für eine stärkere Inanspruch-
nahme der Teilzeitberufsausbildung zu werben. Zudem engagiert
sich die Bundesagentur für Arbeit, um den Bekanntheitsgrad dieser
Ausbildungsform zu steigern und deren Bedeutung in alle relevanten
Gremien wie auf alle Organisationsebenen bundesweit zu transpor-
tieren. Die Thematik wird im Internet, in den Medien und insbeson-
dere durch die Beauftragten für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt
der Bundesagentur für Arbeit adressiert. Die Berufsberatung der
Agenturen für Arbeit und die Berater der Jobcenter unterstützen
und ermutigen (alleinerziehende) Mütter und Väter bei der Suche
nach einem Teilzeitausbildungsplatz.

Im Übrigen hat sich die Bundesregierung zum Ziel gesetzt, insbeson-
dere die Integration von Alleinerziehenden (darunter junge Mütter)
auf dem Arbeitsmarkt weiter zu verbessern. Dazu wurde ein bis
Ende 2012 laufender Ideenwettbewerb „Gute Arbeit für Alleinerzie-
hende“ mit dem Ziel der Entwicklung von Konzepten zur Verbesse-
rung der Erwerbs- und Verdienstchancen von Alleinerziehenden, die
Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Zwei-
ten Buch Sozialgesetzbuch beziehen, initiiert. Hierunter fallen auch
die Optimierung der Zugänge in (Teilzeit-)Berufsausbildung und die
Stabilisierung der Ausbildungsverhältnisse.

Den Jobcentern sollen nach dem Ende des Ideenwettbewerbs gute
Ansätze und Konzepte zur Verfügung stehen, die – unter Berücksich-
tigung der Möglichkeiten des SGB II – im Rahmen der arbeitsmarkt-
politischen Regelförderung eingesetzt werden können. Die Sensibili-
sierung von Arbeitgebern für Teilzeitausbildung wird auch vielfach
von Projekten des noch bis Mitte 2013 laufenden ESF-Bundespro-
gramms (ESF: Europäischer Sozialfonds) „Netzwerke wirksamer
Hilfen für Alleinerziehende“ aufgegriffen, in Form von Flyern, Weg-
weisern und Workshops der regionalen Netzwerke.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
133. Abgeordnete
Karin

Roth
(Esslingen)

(SPD)
In welcher Form kooperieren das Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (BMZ) bzw. dessen Durch-
führungsorganisationen für die Technische
und Finanzielle Zusammenarbeit, Deutsche
Gesellschaft für Internationale Zusammenar-
beit (GIZ) GmbH und KfW Bankengruppe,
mit der Bill und Melinda Gates Stiftung (bitte
unter Angabe der Projekte, der Projektlauf-
zeit, der Projektregion/Projektländer und der
von der jeweiligen Seite bereitgestellten finan-
ziellen Mittel)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp

vom 5. November 2012
Die laufenden Projekte im Rahmen der Kooperation zwischen dem
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung sowie seiner Durchführungsorganisationen GIZ und KfW
Bankengruppe und der Bill & Melinda Gates Foundation (BMGF)
sind in der beigefügten Projektliste aufgeführt (siehe Anhang). Die
Form der Zusammenarbeit gliedert sich dabei in Matching und Ko-
finanzierung.
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134. Abgeordnete
Karin

Roth

(Esslingen)

(SPD)
Wann wird das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
eine Fortschreibung des Entwicklungspoliti-
schen Gender-Aktionsplans 2009 – 2012, der
Ende 2012 endet, vorlegen, und welche kon-
kreten thematischen Schwerpunkte einschließ-
lich des finanziellen Volumens wird der neue
Gender-Aktionsplan beinhalten?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp
vom 6. November 2012
Das BMZ wird Ende 2012 mit einer Auswertung des Entwicklungs-
politischen Gender-Aktionsplans 2009 – 2012 beginnen, die nach
Konsultation mit der Zivilgesellschaft im Juni 2013 vorgelegt werden
soll. Es ist geplant, die Ergebnisse der Auswertung sowohl zur Aktua-
lisierung des BMZ-Gleichberechtigungskonzepts (2001) als auch zur
Fortschreibung des Entwicklungspolitischen Gender-Aktionsplans
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heranzuziehen. Die thematischen Schwerpunkte werden daher unter
Berücksichtigung der Empfehlungen des Auswertungsberichts erst
im nächsten Jahr festgelegt.
135. Abgeordneter
Hans-Christian
Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie rechtfertigt es die Bundesregierung, dass
sie nahezu weltweit die vom ehemaligen Deut-
schen Entwicklungsdienst (DED) praktizierte
Unterstützung lokaler Nichtregierungsorgani-
sationen (NROs) einstellt, insbesondere indem
die ehemaligen (DED-)Entwicklungshelfer
nun fast ausschließlich in Projekten der Deut-
schen Gesellschaft für Internationale Zusam-
menarbeit (GIZ) GmbH eingesetzt werden
und wichtige, von den lokalen Partnern gestell-
te Einzelanfragen so gut wie nicht mehr be-
dient werden, die Einbindung der Entwick-
lungshelfer in lokale Partnerstrukturen ge-
schwächt wird, dass auch die Zusammenarbeit
mit sowie die personelle Unterstützung von
lokalen Selbsthilfeorganisationen und NROs
fast eingestellt wurde, Kleinstprojekte von
5 000 Euro bis 10 000 Euro als nicht mehr för-
derfähig bewertet werden sowie bestehende
DED-Kooperationsvereinbarungen z. B. mit
deutschen NROs wie „Brot für die Welt“ und
der „W. P. Schmitz-Stiftung“ nicht mehr be-
dient werden und das erfolgreiche DED-Süd-
PPP-Programm (PPP: Public Private Partner-
ship) ausläuft, und wie rechtfertigt sie die ge-
genüber dem DED deutlich höheren Kosten
für die Entwicklungshelferentsendung?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp

vom 6. November 2012
Entwicklungshelferinnen und Entwicklungshelfer (EH) der GIZ sind
unverändert als Berater/-innen auch bei lokalen Nichtregierungsor-
ganisationen tätig. Solche Einsätze sind im so genannten Gestal-
tungsspielraum möglich, d. h. außerhalb der jeweiligen Schwerpunk-
te der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit (EZ) (z. B. als allein-
stehende Maßnahme). Sie sind auch als Teil eines TZ-Vorhabens
(TZ: Technische Zusammenarbeit) möglich (z. B. in einem Vorhaben
zur Dezentralisierung mit einer zivilgesellschaftlichen Komponente).
In beiden Fallgestaltungen ist es möglich, wie in der Vergangenheit
auf die Anfragen lokaler Nichtregierungsorganisationen zu reagieren
und diese durch eine EH-Entsendung gezielt zu unterstützen. Beide
Fallgestaltungen entsprechen dem Wunsch der Bundesregierung,
einerseits nach der Fusion passende Möglichkeiten zur Bündelung
der unterschiedlichen Instrumente zu nutzen, andererseits aber auch
sinnvolle alleinstehende Einzelmaßnahmen im Gestaltungsspielraum
weiterhin zu ermöglichen.

Das Süd-PPP-Programm (kleinere PPP-Maßnahmen mit Unterneh-
men aus den Partnerländern), das auch vor der Fusion nur in einzel-
nen Ländern zum Einsatz gekommen ist, existiert unverändert fort.
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EH sind bei übergeordneten Wirtschaftsverbänden eingesetzt und
beraten Kleinunternehmer bezüglich solcher Kleinmaßnahmen, ent-
sprechende Mittel aus den Süd-PPP-Fonds kommen zum Einsatz.

Mittel zur Unterstützung von Nichtregierungsorganisationen sind in
den vergangenen Jahren vor allem im Kontext von Kommunalent-
wicklung (Dezentralisierung) zum Einsatz gekommen. Die Mittel
werden mittlerweile als sog. örtliche Zuschüsse umgesetzt. EH – ins-
besondere in Afrika – beraten auch weiterhin die antragstellenden
Nichtregierungsorganisationen; Kleinstprojekte sind weiterhin mög-
lich.

Die Kooperationen mit deutschen Nichtregierungsorganisationen
und Stiftungen sollen fortgeführt werden. Die GIZ führt derzeit Ge-
spräche mit den unterschiedlichen Partnern dieser Kooperationen
und prüft, wie diese Ausgestaltung an die Verfasstheit der GIZ ange-
passt werden muss.

Die Kosten der Entsendung von EH sind durch die Fusion nach
Aussage der GIZ nicht gestiegen. Zwischenzeitlich hat es zwar Erhö-
hungen der Unterhaltsleistungen für EH gegeben, die aber gleicher-
maßen beim DED angefallen wären. Da der DED vor der Fusion
über eine institutionelle Zuwendung gefördert wurde, wurden für die
Einzelentsendungen andere Kalkulationsgrundlagen angewendet.
Durch die Umstellung von der Zuwendung auf das Auftragsverfah-
ren im Rahmen der Fusion werden nun für jeden Einzeleinsatz alle
Kosten transparent und vollständig als kalkulatorische Vollkosten
ausgewiesen.
Berlin, den 9. November 2012
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